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Entwurf

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das
Arbeitsmarktserviceservicegesetz, das Arbeitsmarktförderungsgesetz, das
Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz, das Entgeltfortzahlungsgesetz, das
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, das Karenzgeldgesetz, das
Sonderunterstützungsgesetz und das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes

Das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, BGBl. Nr. 315/1994, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. I Nr. 101/2000 in der Fassung der Kundmachung BGBl. I Nr. 102/2000, wird wie folgt geändert:

1. § 1 lautet:

„§ 1. (1) Durch die Einnahmen aus
1. den Beiträgen der Dienstgeber und Versicherten gemäß § 2 in Verbindung mit § 3,
2. einem Beitrag aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen gemäß § 6 Abs. 1,
3. einem Beitrag aus Rückflüssen nach dem Karenzgeldgesetz (KGG), BGBl. I Nr. 47/1997, gemäß § 6 Abs. 2,
4. einem Beitrag der Gemeinden zur Sondernotstandshilfe (§ 39 des

Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 (AlVG), BGBl. Nr. 609) gemäß § 6 Abs. 3,
5. vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit bereitgestellten Mitteln des Europäischen Sozialfonds für

Gemeinschaftsinitiativen,
6. den Beiträgen der Dienstgeber gemäß den §§ 5b und 5c,
7. einem Beitrag der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse gemäß § 13j Abs. 3 des Bauarbeiter-

Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes (BUAG), BGBl. Nr. 414/1972,
8. einem jährlich zu überweisenden Beitrag des Bundes zur Abgeltung der Aufwendungen für Frauen im

Ausbildungsdienst gemäß § 50 Abs. 3 KGG und
9. einem Beitrag des Arbeitsmarktservice an den Bund gemäß § 6 Abs. 4

sind die Ausgaben gemäß Abs. 2 zu bestreiten.

(2) Die Einnahmen gemäß Abs. 1 sind für folgende Ausgaben zu verwenden:
1. für die Abgeltung des Personal- und Sachaufwandes des Arbeitsmarktservice (§ 41 Abs. 1 des

Arbeitsmarktservicegesetzes (AMSG), BGBl. Nr. 313/1994),
2. für finanzielle Leistungen gemäß dem 2. Teil, 3. Hauptstück AMSG,
3. für Leistungen nach dem AlVG,
4. für Leistungen nach dem Sonderunterstützungsgesetz (SUG), BGBl. Nr. 642/1973,
5. für Kurzarbeitsbeihilfen nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz (AMFG), BGBl. Nr. 31/1969,
6. für unternehmensbezogene Arbeitsmarktförderungen nach dem AMFG gemäß § 6 Abs. 7,
7. für Leistungen gemäß § 447g Abs. 3 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBl.

Nr. 189/1955,
8. für Ersatzleistungen an das Arbeitsmarktservice gemäß § 48 Abs. 6 AMSG,
9. für Leistungen nach dem KGG,

10. für Aufwendungen des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit gemäß § 59 AMSG bis zum
Höchstausmaß von 0,25 vH der Einnahmen gemäß Abs. 1 Z 1,

11. für einen Beitrag zu den Aufwendungen nach dem Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungsgesetz
(BSchEG), BGBl. Nr. 129/1957,

12. für Überweisungen an den Ausgleichsfonds der Träger der Pensionsversicherung gemäß § 6 Abs. 6 und
13. für Überweisungen des Bundes an das Arbeitsmarktservice gemäß § 6 Abs. 5 und 8.

(3) Kurzarbeitsbeihilfen nach dem AMFG und Beihilfen nach dem AMSG können aus dem für Leistungen
nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 vorgesehenen Aufwand bedeckt werden.“

2. Die §§ 6 und 7 lauten:

„§ 6. (1) Für den Beitrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 gelten hinsichtlich Höhe, Fälligkeit und Abrechnung die
Bestimmungen des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376.

(2) Für den Beitrag gemäß § 1 Abs. 1  Z 3 gelten hinsichtlich der Höhe, Fälligkeit und Abrechnung die
Bestimmungen des Karenzgeldgesetzes.

(3) Die Gemeinden haben ein Drittel der Kosten der Sondernotstandshilfe (Leistungsaufwand inklusive
Sozialversicherungsbeitrag), die an Mütter und Väter in der jeweiligen Gemeinde ausbezahlt wird, zu tragen. Die
Überweisung hat im nachhinein aufgrund der Vorschreibung des Arbeitsmarktservice binnen zwei Wochen zu
erfolgen. Wird die Vorschreibung binnen 14 Tagen von der Gemeinde nicht bestritten, so ist die Vorschreibung
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ein vollstreckbarer Titel. Für die Abrechnung sind zwei Stichtage pro Jahr festzulegen. Wird die Vorschreibung
von der Gemeinde bestritten, hat die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice einen Bescheid zu
erlassen. Gegen diesen Bescheid kann die Gemeinde Berufung an den Landeshauptmann erheben, worin sie auch
die mangelnde Voraussetzung für die Gewährung der Sondernotstandshilfe wegen Vorliegen einer geeigneten
Unterbringungsmöglichkeit für das Kind geltend machen kann. Dieser entscheidet endgültig. In diesem Verfahren
kommt der Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice Parteistellung und das Recht der Beschwerde an den
Verwaltungs- und den Verfassungsgerichtshof zu. Die näheren Regelungen über die Abwicklung der
Vorschreibung und Überweisung hat der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit durch Verordnung
festzulegen.

(4) Der Beitrag gemäß § 1 Abs. 1  Z 9 ist, soweit es die Vermögenslage des Arbeitsmarktservice unter
Hinzurechnung der Kreditaufnahmemöglichkeiten gemäß § 48 des Arbeitsmarktservicegesetzes zulässt, zum
Ausgleich der Gebarung Arbeitsmarktpolitik in der Höhe zu leisten, wie in einem Kalenderjahr die Ausgaben
gemäß § 1 Abs. 2, ausgenommen Z 13, die Einnahmen gemäß § 1 Abs. 1, ausgenommen Z 9, übersteigen.

(5) Die Überweisungen an das Arbeitsmarktservice gemäß § 1 Abs. 2 Z 13 sind zum Ausgleich der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik in der Höhe zu leisten, wie in einem Kalenderjahr die Einnahmen gemäß § 1 Abs. 1,
ausgenommen Z 9, die Ausgaben gemäß § 1 Abs. 2, ausgenommen Z 13, übersteigen.

(6) Das Arbeitsmarktservice hat jährlich 4 900 Millionen Schilling und im Jahr 2001 überdies 7 180 Millionen
Schilling aus der Gebarung Arbeitsmarktpolitik an den beim Hauptverband der österreichischen
Sozialversicherungsträger eingerichteten Ausgleichsfonds der Träger der Pensionsversicherung (§ 447g) zu
überweisen.

(7) Das Arbeitsmarktservice hat im Jahr 2001 bis zum 5. Februar 35 Millionen Schilling an den Bund für
Zwecke der Haftungen gemäß den §§ 27a Abs. 8 und 35a Abs. 4 AMFG und 430 Millionen Schilling an den Bund
für Zwecke der unternehmensbezogenen Arbeitsmarktförderung zu überweisen. Weiters sind jährlich aus der
Gebarung Arbeitsmarktpolitik 300 Millionen Schilling an den Bund für Zwecke der unternehmensbezogenen
Arbeitsmarktförderung zu überweisen.

(8) Wenn in einem Jahr durch die Überweisung gemäß Abs. 6 ein Abgang in der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik entsteht, ist dieser vom Bund zu tragen.

§ 7. (1) Der Bund bestreitet die Ausgaben gemäß § 1 Abs. 2, ausgenommen Z 13, vorschussweise. Dem
Bund fließen die Einnahmen gemäß § 1 Abs. 1, ausgenommen Z 9, zu.

(2) Der Beitrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 9 ist wie folgt zu bevorschussen: Auf der Grundlage des Ergebnisses der
Gebarung Arbeitsmarktpolitik des 1. bis 3. Quartals ist eine Prognose des Gebarungsergebnisses des Finanzjahres
zu erstellen und ist der voraussichtliche Beitrag in der entsprechenden Höhe zu bevorschussen.

(3) Die Abgeltung des Personal- und Sachaufwandes (§ 1 Abs. 2 Z 1) ist dem Arbeitsmarktservice
vorschussweise in monatlichen Teilbeträgen jeweils in Höhe eines Zwölftels des entsprechenden
bundesfinanzgesetzlichen Ansatzes jeweils bis zum Fünften des Monats zu überweisen. Der nach Genehmigung
des Jahresabschlusses des Arbeitsmarktservice fällige monatliche Teilbetrag ist jedoch um den
Unterschiedsbetrag zwischen den vorschussweise überwiesenen Teilbeträgen des Vorjahres und der
Verlustabdeckung gemäß § 41 Abs. 2 AMSG des Vorjahres zu berichtigen.

(4) Die Ersatzleistungen des Bundes an das Arbeitsmarktservice gemäß § 1 Abs. 2 Z 8 sind so rechtzeitig
anzuweisen, dass der zwischen dem Arbeitsmarktservice und dem jeweiligen Kreditgeber vereinbarte
Tilgungsplan erfüllt werden kann.

(5) Der Beitrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 9 und die Überweisungsbeträge gemäß § 1 Abs. 2 Z 13 sind am Ende
eines Finanzjahres im Zuge der Erstellung des vorläufigen Bundesrechnungsabschlusses der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik zu bemessen und sodann ist unverzüglich der Gebarungsausgleich durch Tätigung der
Überweisungen durchzuführen. Die endgültige Abrechnung der Gebarung Arbeitsmarktpolitik hat auf Grund des
Bundesrechnungsabschlusses zu erfolgen. Diese Überweisungen sind so rechtzeitig zu leisten, dass sie nach dem
Bundeshaushaltsgesetz, BGBl. Nr. 213/1986, noch jenem Finanzjahr zugerechnet werden können, für die sie zu
leisten sind.

(6) Verbleibt in der Gebarung Arbeitsmarktpolitik trotz Anwendung des § 1 Abs. 1 Z 9 in Verbindung mit § 6
Abs. 4 ein Abgang, so ist dieser zunächst vom Bund zu tragen und dem Bund aus künftigen
Gebarungsüberschüssen zu ersetzen. Zu diesem Zweck ist § 1 Abs. 2  Z 13 in den Folgejahren soweit nicht
anzuwenden, soweit die vom Bund vorläufig getragenen Abgangsbeträge aus den Vorjahren nicht vollständig
rückerstattet sind.“

3. Dem § 10 wird folgender Abs. 17 angefügt:

„(17) Die §§ 1, 6 und 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2000 treten mit 1. Jänner 2001 in
Kraft.“

Artikel 2

Änderung des Arbeitsmarktservicegesetzes
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Das Arbeitsmarktservicegesetz, BGBl. Nr. 313/1994, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I
Nr. 15/2000, wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird der Ausdruck „§ 49 Sonderbewertungsrechte“ durch den Ausdruck „§ 49
Arbeitsmarktrücklage“ und der Ausdruck „§ 50 Arbeitsmarktrücklage“ durch den Ausdruck „§ 50 Anlage der
Arbeitsmarktrücklage“ ersetzt.

2. Im § 41 Abs. 1 wird der Ausdruck „die Personal- und Sachausgaben“ durch den Ausdruck „den Personal- und
Sachaufwand“ ersetzt.

3. § 41 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Bund hat dem Arbeitsmarktservice den sonst auszuweisenden Verlust des jeweiligen
Geschäftsjahres zu ersetzen.“

4. § 41 Abs. 3 entfällt und Abs. 4 wird als Abs. 3 bezeichnet.

5. Im § 43 Abs. 3 erster und letzter Satz und im § 47 Abs. 2 wird der Ausdruck „Ausgabenpositionen“ jeweils
durch den Ausdruck „Aufwandspositionen“ ersetzt.

6. Im § 43 Abs. 3 letzter Satz und Abs. 6 wird der Ausdruck „Gesamtausgabensumme“ jeweils durch den
Ausdruck „Gesamtaufwandssumme“ ersetzt.

7. § 47 Abs. 1 letzter Satz entfällt.

8. Im § 48 Abs. 1 Z 1 wird der Ausdruck „§ 1 Abs. 1 Z 4 in Verbindung mit § 6 Abs. 3“ durch den Ausdruck „§ 1
Abs. 1 Z 9 in Verbindung mit § 6 Abs. 4“ ersetzt.

9. § 48 Abs. 6 lautet:

„(6) Die Kosten für die Tilgung von Krediten gemäß Abs. 1 Z 1 sind dem Arbeitsmarktservice vom Bund zu
Lasten der Gebarung Arbeitsmarktpolitik (§ 1 Abs. 2 Z 8 AMPFG) zu ersetzen. Die übrigen durch Kreditaufnahme
entstehenden Kosten wie Zinsen, Kreditvertrags- und Kontoführungsgebühren und sonstige Spesen sind als
Sachaufwand gemäß § 41 Abs. 1 zu ersetzen (§ 1 Abs. 2 Z 1 AMPFG).“

10. Die §§ 49 bis  51 samt Überschrift lauten:

„Arbeitsmarktrücklage

§ 49. (1) Das durch Überweisungen des Bundes gemäß § 1 Abs. 2 Z 13 des Arbeitsmarktpolitik-
Finanzierungsgesetzes (AMPFG), BGBl. Nr. 315/1994, entstehende Vermögen ist durch Bildung einer besonderen
Rücklage (Arbeitsmarktrücklage) zu binden.

Anlage der Arbeitsmarktrücklage

§ 50. Die Arbeitsmarktrücklage ist gewinnbringend so anzulegen, dass sie umgehend für Zwecke des § 51
herangezogen werden kann.

Auflösung der Arbeitsmarktrücklage

§ 51. Das Arbeitsmarktservice hat die Arbeitsmarktrücklage im Auftrag des Bundesministers für Wirtschaft
und Arbeit ganz oder teilweise aufzulösen und die dadurch freiwerdenden Mittel zur Finanzierung von Leistungen
zur Erfüllung der Aufgaben gemäß § 29 zu verwenden.“

11. Dem § 78 wird folgender Abs. 12 angefügt:

"(12) Das Inhaltsverzeichnis und die §§ 41, 43, 47, 48, 49, 50 und 51 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. xxx/2000 treten mit 1. Jänner 2001 in Kraft."

Artikel 3

Änderung des Arbeitsmarktförderungsgesetzes

Das Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I
Nr. 101/2000 in der Fassung der Kundmachung BGBl. I Nr. 102/2000, wird wie folgt geändert:

1. § 27a Abs. 8 lautet:

„(8) Als Haftungsübernahme kann die Beihilfe in Form der Ausfallsbürgschaft oder in Fällen eines
außergewöhnlich dringenden arbeitsmarktpolitischen Erfordernisses in Form der Haftung als Bürge und Zahler für
Kredite und Darlehen mit einer Laufzeit bis zu 20 Jahren zu Lasten des Bundes gewährt werden. Der
Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, namens des Bundes gemäß § 66 BHG für Haftungsübernahmen die
Ausfallsbürgschaft oder die Haftung als Bürge und Zahler (§ 1357 ABGB) in einem im Bundesfinanzgesetz
festgelegten Ausmaß zu übernehmen. Zu Lasten der Haftungsrücklage gemäß § 50 Abs. 2 des
Arbeitsmarktservicegesetzes (AMSG), BGBl. Nr. 313/1995, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 15/2000
eingegangene Haftungsübernahmen gehen mit allen damit verbundenen Rechten und Pflichten mit Ablauf des
31. Dezember 2000 auf den Bund über.“

2. Vor § 29 wird die Überschrift „Kurzarbeitsbeihilfen“ eingefügt.

3. Dem § 35a wird folgender Abs. 4 angefügt:
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„(4) Die Beihilfe kann als Haftungsübernahme in Form der Ausfallsbürgschaft oder in Fällen eines
außergewöhnlich dringenden arbeitsmarktpolitischen Erfordernisses in Form der Haftung als Bürge und Zahler für
Kredite und Darlehen mit einer Laufzeit bis zu 20 Jahren zu Lasten des Bundes gewährt werden. Der
Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, namens des Bundes gemäß § 66 BHG für Haftungsübernahmen die
Ausfallsbürgschaft oder die Haftung als Bürge und Zahler (§ 1357 ABGB) in einem im Bundesfinanzgesetz
festgelegten Ausmaß zu übernehmen. Zu Lasten der Haftungsrücklage gemäß § 50 Abs. 2 des
Arbeitsmarktservicegesetzes (AMSG), BGBl. Nr. 313/1995, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 15/2000
eingegangene Haftungsübernahmen gehen mit allen damit verbundenen Rechten und Pflichten mit Ablauf des
31. Dezember 2000 auf den Bund über.“

4. Nach § 39 wird folgender § 40 eingefügt:

„§ 40. Beihilfen nach diesem Bundesgesetz, ausgenommen gemäß § 29, sind aus Bundesmitteln zu
bestreiten. Der Bund tritt unmittelbar in alle im Zusammenhang mit Beihilfen an Unternehmen nach diesem
Bundesgesetz, ausgenommen gemäß § 29, bestehenden Rechte und Pflichten ein.“

5. § 51a Abs. 3 vorletzter und letzter Satz werden durch folgende Sätze ersetzt:

„Nähere Richtlinien hat der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen zu erlassen. Über die Gewährung einer Beihilfe entscheidet der Bundesminister für Wirtschaft und
Arbeit im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen. Förderungen im Rahmen der Regionalen
Innovationsprämie, die vor dem Ablauf des 31. Dezember 2000 nach anderen Richtlinien bewilligt wurden, gelten
als Beihilfen im Sinne dieses Absatzes. In den vergangenen Jahren für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen gemäß
§ 51a gebildete Rücklagen können auch für regional- und strukturpolitische Maßnahmen verwendet werden.“

6. Dem § 53 wird folgender Abs. 12 angefügt:

„(12) Die §§ 27a Abs. 8, 35a Abs. 4 und 40 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2000 treten mit
1. Jänner 2001 in Kraft.“

Artikel 4

Änderung des Jugendausbildungs-Sicherungsgesetzes

Das Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz, BGBl. I Nr. 91/1998, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. I Nr. 83/2000, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 6 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Der Aufwand gemäß Abs. 5 ist überdies aus den bis zu 300 Millionen Schilling, die dem Bund für
Zwecke dieses Bundesgesetzes nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz, BGBl. Nr. 399/1974, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2000, übertragen werden, zu bestreiten.“

2. Im § 8 wird im Abs. 1 zweiter Satz der Ausdruck „2002“ durch den Ausdruck „2004“ ersetzt und nach dem
Abs. 3 folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) § 6 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2000 tritt mit 1. Jänner 2001 in Kraft.“

Artikel 5

Änderung des Entgeltfortzahlungsgesetzes

Das Entgeltfortzahlungsgesetz, BGBl. Nr. 399/1974, zuletzt geändert durch das BGBl. I. Nr. 44/2000, wird wie
folgt geändert:

1. Der bisherige § 19a Abs. 5 wird durch folgende Abs. 5 bis 9 ersetzt:

„(5) Die Krankenversicherungsträger nach dem ASVG haben für das Geschäftsjahr 2000 einen
Rechnungsabschluss, der jedenfalls aus einer Erfolgsrechnung und einer Liquidationsbilanz samt
Einzelnachweisungen zu allen Positionen der Bilanz bestehen muss, zu verfassen und bis zum 31. März 2001 dem
Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen, dem Rechnungshof und dem Hauptverband
vorzulegen. Rücklagen gemäß § 14 Abs. 1 sind nicht mehr zu bilden. Gleichzeitig ist das verbleibende
Finanzvermögen des Erstattungsfonds an den Hauptverband abzuführen.

(6) Nach Vorlage des Rechnungsabschlusses und Übermittlung des verbleibenden Finanzvermögens ist der
jeweilige Erstattungsfonds des Krankenversicherungsträgers aufzulösen. In der Liquidationsbilanz ausgewiesene
Forderungen und Verbindlichkeiten sind in die ordentliche Gebarung des Krankenversicherungsträgers zu
übernehmen. Aufwendungen und Erträge aus verbleibenden Tätigkeiten nach diesem Bundesgesetz, die nach
Liquidation des Erstattungsfonds auftreten, sind in der ordentlichen Gebarung des Krankenversicherungsträgers
als „sonstige und außerordentliche Aufwendungen“ bzw. „sonstige und außerordentliche Erträge“ zu verrechnen.

(7) Anstelle des Rechnungsabschlusses gemäß § 15 Abs. 2 für das Geschäftsjahr 2000 hat der Hauptverband
über das gesamte Vermögen seines Erstattungsfonds einen Rechnungsabschluss, der jedenfalls aus einer
Erfolgsrechnung und einer Liquidationsbilanz bestehen muss, zu verfassen und dem Bundesministerium für
soziale Sicherheit und Generationen und dem Rechnungshof bis zum 30. April 2001 vorzulegen. Dabei hat der
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Hauptverband die Übernahme des Vermögens der Krankenversicherungsträger in einer Einzelnachweisung zur
Position „allgemeine Rücklage“ gesondert darzustellen.

(8) Der Hauptverband hat das verbleibende Finanzvermögen bis zu einem Betrag von 300 Millionen Schilling
dem Bund für Zwecke nach dem Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz, BGBl. I Nr. 91/1998, zu übertragen.
Verbleibt danach ein Restbetrag, ist ein Betrag bis zur Höhe von 30 vH. des gesamten verbleibenden
Finanzvermögens zuzüglich 30 Millionen Schilling dem Bund zu übertragen. Diese Übertragungen haben bis zum
30. April 2001 zu erfolgen. Verbleibt auch danach ein Restbetrag, hat der Bundesminister für Wirtschaft und
Arbeit im Einvernehmen mit der Bundesministerin für soziale Sicherheit und Generationen die Verwendung des
Restbetrages durch Verordnung festzulegen.

(9) Nach Übertragung des gesamten Finanzvermögens sind der Erstattungsfonds beim Hauptverband sowie
die Erstattungsausschüsse aufzulösen.“

2. Dem § 20 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) § 19a Abs. 5 bis 9 in der Fassung des BGBl I Nr. xxx/2000 tritt mit 1. Jänner 2001 in Kraft.“

Artikel 6

Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl. Nr. 609, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I
Nr. 101/2000 in der Fassung der Kundmachungen BGBl. I Nr. 102/2000 und BGBl. I Nr. 103/2000, wird wie folgt
geändert:

1. Im § 11 wird vor dem Ausdruck „beendet“ der Ausdruck „oder durch Zeitablauf“  und vor dem Ausdruck
„gelöst“ der Ausdruck „oder einvernehmlich“ eingefügt.

2. § 14 Abs. 1 Z 2 lautet:
„2. ihm das Arbeitsmarktservice auch unter weitestmöglichem Einsatz von Förderungsmitteln binnen vier

Wochen weder eine zumutbare Beschäftigung vermitteln noch eine geeignete arbeitsmarktpolitische
Maßnahme anbieten kann.“

3. Im § 15 Abs. 3 Z 4 wird nach dem Ausdruck „Stufe“ der Ausdruck „4,“ eingefügt.

4. § 19 Abs. 1 letzter Satz entfällt.

5. § 19 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Anspruch auf Fortbezug des Arbeitslosengeldes (Abs. 1) ist nicht gegeben, wenn der Arbeitslose
die Voraussetzungen für eine neue Anwartschaft erfüllt und ihm daraus ein Anspruch auf Arbeitslosengeld
zusteht, der sowohl hinsichtlich der Dauer des Bezuges als auch hinsichtlich des für die Bemessung des
Grundbetrages des Arbeitslosengeldes gemäß § 21 Abs. 1 heranzuziehenden monatlichen Bruttoentgeltes nicht
geringer ist als beim früher zuerkannten Anspruch auf Arbeitslosengeld.“

6. § 20 Abs. 4 lautet:

„(4) Der Familienzuschlag beträgt für jede zuschlagsberechtigte Person täglich ein Dreißigstel des
Kinderzuschusses gemäß § 262 Abs. 2 ASVG, kaufmännisch gerundet auf einen Cent.“

7. Im § 20 Abs. 5 entfallen die ersten zwei Sätze.

8. § 21 lautet:

„§ 21. (1) Für die Festsetzung des Grundbetrages des Arbeitslosengeldes ist bei Geltendmachung bis
30. Juni das Entgelt des vorletzten Kalenderjahres aus den beim Hauptverband der Sozialversicherungsträger
gespeicherten Jahresbeitragsgrundlagen aus arbeitslosenversicherungspflichtigem Entgelt, mangels solcher aus
anderen für Zwecke der Sozialversicherung gespeicherten Jahresbeitragsgrundlagen heranzuziehen. Bei
Geltendmachung nach dem 30. Juni ist das Entgelt des letzten Kalenderjahres heranzuziehen. Liegen die nach den
vorstehenden Sätzen heranzuziehenden Jahresbeitragsgrundlagen nicht vor, so sind jeweils die letzten
vorliegenden Jahresbeitragsgrundlagen eines vorhergehenden Jahres heranzuziehen. Durch Teilung des Entgelts
der maßgeblichen Jahresbeitragsgrundlagen durch zwölf ergibt sich das monatliche Bruttoeinkommen. Zeiten, in
denen der Arbeitslose infolge Erkrankung (Schwangerschaft) nicht das volle Entgelt oder wegen
Beschäftigungslosigkeit kein Entgelt bezogen hat, sowie Zeiten des Bezuges einer Lehrlingsentschädigung, wenn
es für den Arbeitslosen günstiger ist, bleiben bei der Heranziehung der Beitragsgrundlagen außer Betracht. In
diesem Fall ist das Entgelt durch die Zahl der Versicherungstage zu teilen und mit 30 zu vervielfachen.
Jahresbeitragsgrundlagen, in denen der Bezug von Karenz(urlaubs)geld bei Teilzeitbeschäftigung enthalten ist,
bleiben außer Betracht.

(2) Liegen noch keine Jahresbeitragsgrundlagen vor, so ist für die Festsetzung des Grundbetrages des
Arbeitslosengeldes das Entgelt der letzten sechs Kalendermonate vor der Geltendmachung des
Arbeitslosengeldes heranzuziehen. Sonderzahlungen im Sinne der gesetzlichen Sozialversicherung (§ 49 ASVG)
sind anteilsmäßig zu berücksichtigen. Durch Teilung des Entgelts der letzten sechs Kalendermonate durch sechs
ergibt sich das monatliche Bruttoeinkommen. Abs. 1 fünfter und sechster Satz ist anzuwenden.
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(3) Als Grundbetrag des Arbeitslosengeldes gebühren täglich 53 vH des täglichen Nettoeinkommens,
kaufmännisch gerundet auf einen Cent. Zur Ermittlung des täglichen Nettoeinkommens ist das nach Abs. 1 oder
Abs. 2 ermittelte monatliche Bruttoeinkommen um die zum Zeitpunkt der Antragstellung für einen alleinstehenden
Angestellten maßgeblichen sozialen Abgaben und die maßgebliche Einkommensteuer unter Berücksichtigung der
ohne Antrag gebührenden Freibeträge zu vermindern und sodann mit zwölf zu vervielfachen und durch 365 zu
teilen. Das monatliche Einkommen ist nur bis zu der drei Jahre vor der Geltendmachung des Arbeitslosengeldes
für den Arbeitslosenversicherungsbeitrag maßgeblichen Höchstbeitragsgrundlage (§ 2 Abs. 1 AMPFG) zu
berücksichtigen.

(4) Das tägliche Arbeitslosengeld (Grundbetrag zuzüglich allfälliger Familienzuschläge) gebührt Arbeitslosen
mit Anspruch auf Familienzuschläge mindestens in der Höhe eines Dreißigstels des Betrages, der dem Richtsatz
gemäß § 293 Abs. 1 lit. a lit. bb ASVG entspricht, soweit das tägliche Arbeitslosengeld dadurch 80 vH des
täglichen Nettoeinkommens nicht überschreitet, kaufmännisch gerundet auf einen Cent. Das tägliche
Arbeitslosengeld gebührt Arbeitslosen ohne Anspruch auf Familienzuschläge mindestens in der Höhe eines
Dreißigstels des Betrages, der dem Richtsatzes gemäß § 293 Abs. 1 lit. a lit. bb ASVG entspricht, soweit das
tägliche Arbeitslosengeld dadurch 58 vH des täglichen Nettoeinkommens nicht überschreitet, kaufmännisch
gerundet auf einen Cent.

(5) Eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes des Arbeitsmarktservice ist zur Festsetzung des
Grundbetrages des Arbeitslosengeldes nur heranzuziehen, wenn kein Entgelt aus vorhergehender Beschäftigung
vorliegt, das eine Festsetzung nach Abs. 1 ermöglicht, oder dieses niedriger als das für die Bemessung der
Beihilfe herangezogene Bruttoentgelt ist. In diesem Fall ist die Beihilfe einem Nettoentgelt gleichzuhalten und der
Festsetzung des Grundbetrages des Arbeitslosengeldes ein diesem Nettoentgelt entsprechendes Bruttoentgelt zu
Grunde zu legen.

(6) Wird die Anwartschaft auf Arbeitslosengeld durch Heranziehung von Zeiten im Ausland gemäß § 14
Abs. 5 erfüllt, so gilt für die Festsetzung des Grundbetrages des Arbeitslosengeldes:

1. War der Arbeitslose nach seiner Beschäftigung im Ausland mindestens vier Wochen im Inland
beschäftigt, so ist das im Inland erzielte Entgelt maßgeblich.

2. War der Arbeitslose nach seiner Beschäftigung im Ausland weniger als vier Wochen im Inland
beschäftigt, so ist das Entgelt maßgeblich, das am Wohnort oder Aufenthaltsort des Arbeitslosen für
eine Beschäftigung üblich ist, die der Beschäftigung, die er zuletzt im Ausland ausgeübt hat, gleichwertig
oder vergleichbar ist.

3. War der Arbeitslose Grenzgänger, so ist das im Ausland erzielte Entgelt maßgeblich.

(7) Hat ein Arbeitsloser das 45. Lebensjahr vollendet, so ist abweichend von Abs. 1 ein für die Bemessung
des Grundbetrages des Arbeitslosengeldes herangezogenes monatliches Bruttoentgelt auch bei weiteren
Ansprüchen auf Arbeitslosengeld so lange für die Festsetzung des Grundbetrages des Arbeitslosengeldes
heranzuziehen, bis ein höheres monatliches Bruttoentgelt vorliegt.“

9. § 26 Abs. 2 entfällt und die Abs. 3 bis 8 werden als Abs. 2 bis 7 bezeichnet.

10. § 36 Abs. 1 lautet:

„§ 36. (1) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit erlässt nach Anhörung der gesetzlichen
Interessenvertretungen der Dienstgeber und der Dienstnehmer Richtlinien über das Ausmaß der Notstandshilfe.
In diesen Richtlinien kann das Ausmaß insbesondere nach Familienstand, Sorgepflichten, Alter des Arbeitslosen
und Dauer der Arbeitslosigkeit abgestuft werden. Die Notstandshilfe darf jedoch mit keinem höheren Betrag als
dem des Arbeitslosengeldes festgesetzt werden und unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 2 nicht unter
75 vH des Arbeitslosengeldes sinken.“

11. Im § 36 Abs. 3 lit. B lit. b entfällt der Satzteil “und der Regionalbeirat vor der Zuerkennung und jeweiligen
Verlängerung der Notstandshilfe zur Erhöhung des Freibetrages angehört wurde“ .

12. Im § 36 Abs. 5 entfällt der Ausdruck „nach Anhörung des Regionalbeirates“ und der zweite Satz.

13. Im § 49 Abs. 1 erster Satz  wird der Ausdruck „monatlich“ durch den Ausdruck „wöchentlich“ ersetzt.

14. Die §§ 71 bis 73 samt Überschriften lauten:

„Strafbestimmungen

§ 71. (1) Sofern die Tat weder den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung bildet, noch nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine
Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe von 200 Euro bis zu
2 000 Euro, im Wiederholungsfall von 400 Euro bis zu 4 000 Euro zu bestrafen, wer als Dienstgeber oder dessen
Beauftragter die Ausstellung der im § 46 Abs. 4 vorgesehenen Bestätigungen grundlos verweigert, in diesen
Bestätigungen wissentlich unwahre Angaben macht oder der ihm nach § 69 Abs. 2 obliegenden Auskunftspflicht
nicht nachkommt.

(2) Sofern die Tat weder den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung bildet, noch nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine

104/ME XXI. GP - Entwurf (gescanntes Original)6 von 68

www.parlament.gv.at



Anlage 2 zu Zl. 433.002/34-VI/A/2/2000

\\parla8\begver\Zusammenkopierte ME und SN\104ME Arbeitsmarktpol.fin.ges..doc

Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe von 200 Euro bis zu
2 000 Euro, im Wiederholungsfall von 400 Euro bis zu 4 000 Euro zu bestrafen, wer vorsätzlich Leistungen der
Arbeitslosenversicherung in Anspruch nimmt oder genießt, ohne dazu berechtigt zu sein, oder zu solchen
Missbräuchen anstiftet oder Hilfe leistet.

Pauschalierter Aufwandsersatz

§ 72. (1) Beziehern von Leistungen der Arbeitslosenversicherung, die eine ihnen nach diesem Bundesgesetz
obliegende Anzeige unterlassen oder unwahre Angaben machen, kann die regionale Geschäftsstelle des
Arbeitsmarktservice, unbeschadet des § 71, einen pauschalierten Aufwandsersatz bis zu 200 Euro vorschreiben.

(2) Ein pauschalierter Aufwandsersatz gemäß Abs. 1 kann durch Abzug von einer nach diesem
Bundesgesetz zu erbringenden Geldleistung eingebracht werden.

Zufluss der Mittel

§ 73. Die Eingänge aus den gemäß § 71 verhängten Geldstrafen und den gemäß § 72 vorgeschriebenen
pauschalierten Aufwandsersätzen fließen dem Arbeitsmarktservice zu.“

15. Dem § 79 wird folgender Abs. 61 angefügt:

„(61) Die §§ 11, 14 Abs. 1 Z 2, 15 Abs. 3 Z 4, 19 Abs. 1 und 2, 20 Abs. 4 und 5, 21, 36 Abs. 1, 3 und 5, 49
Abs. 1, 71, 72 und 73 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2000 treten mit 1. Jänner 2001 in Kraft
und sind auf Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem 31. Dezember 2000 ereignen.“

Artikel 7

Änderung des Karenzgeldgesetzes

Das Karenzgeldgesetz, BGBl. I Nr. 47/1997, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 174/1999,
wird wie folgt geändert:

1. Im § 4 Abs. 3 Z 3 wird nach dem Ausdruck „Stufe“ der Ausdruck „4,“ eingefügt.

2. § 8 Abs. 6 lautet:

„(6) Der Zuschlag beträgt täglich ein Dreißigstel des Kinderzuschusses gemäß § 262 Abs. 2 ASVG,
kaufmännisch gerundet auf volle zehn Groschen.“

3. § 8 Abs. 7 und 8 entfallen.

4. Im § 11 Abs. 3 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:

„Wird ein Kind im zweiten Lebensjahr an Kindes Statt angenommen oder in Pflege genommen, sind 365 Tage
abzuziehen.“

7. Dem § 57 werden folgende Abs. 13 und 14 angefügt:

„(13) § 11 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2000 tritt mit 1. Jänner 2001 in Kraft und
gilt für Ansprüche auf Grund von Geburten nach dem 31. Dezember 1999.“

(14) Die §§ 4 Abs. 3 Z 3 und 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2000 treten mit 1. Jänner
2001 in Kraft und sind auf Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem 31. Dezember 2000 ereignen.“

Artikel 8

Änderung des Sonderunterstützungsgesetzes

Das Sonderunterstützungsgesetz, BGBl. Nr. 642/1973, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I
Nr. 44/2000, wird wie folgt geändert:

1. Im Art. V Abs. 7 wird vor dem Ausdruck „geltend“ der Ausdruck „ , jedoch spätestens am 31. Dezember 2000“
eingefügt.

2. Dem Art. V wird folgender Abs. 16 angefügt:

„(16) Art. V Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2000 tritt mit 1. Jänner 2001 in Kraft.“

Artikel 9

Änderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes

Das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz (IESG), BGBl. Nr. 324/1977, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. I Nr. 44/2000, wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 2 lautet:

„(2) Insolvenz-Ausfallgeld für Zinsen gebührt für die gemäß § 1 Abs. 2 Z 1 bis 3 gesicherten Ansprüche ab
der Fälligkeit dieser Ansprüche bis zum Stichtag (§ 1 Abs. 1).“

2. Die erste Überschrift vor § 3a lautet:
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„für laufendes Entgelt und Anspruch aus nicht verbrauchtem Zeitausgleich“

3. § 3a Abs. 1 lautet:

„§ 3a. (1) Insolvenz-Ausfallgeld gebührt für das dem Arbeitnehmer gebührende Entgelt einschließlich der
gebührenden Sonderzahlungen, das in den letzten sechs Monaten vor dem Stichtag (§ 3 Abs.1) bzw. wenn das
Arbeitsverhältnis vor dem Stichtag geendet hat, in den letzten sechs Monaten vor dessen arbeitsrechtlichem
Ende fällig geworden ist. Insolvenz-Ausfallgeld für Ansprüche aus nicht verbrauchtem Zeitausgleich gebührt nur
dann, wenn die zu verrechnenden Gutstunden in den im ersten Satz genannten Zeiträumen geleistet wurden.“

2. Dem § 17a wird folgender Abs. 23 angefügt:

„(23) § 3 Abs. 2, die Überschrift zu § 3a und § 3a Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. xxx/2000 treten mit 1. Jänner 2001 in Kraft und sind auf Insolvenzverfahren anzuwenden, wenn der Beschluss
über die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach § 1 Abs. 1 oder der sonst nach § 1 maßgebende Beschluss
nach dem 31. Dezember 2000 gefasst wird.“
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Vorblatt

Problem:

Beitrag der Gebarung Arbeitsmarktpolitik bzw. des Insolvenz-Ausfallgeldfonds zur Budgetkonsolidierung
unter Berücksichtigung erster Ansätze zur Erhöhung der sozialen Treffsicherheit.

Lösung:

Überarbeitung der finanziellen Bestimmungen betreffend die Gebarung Arbeitsmarktpolitik.

Verbesserung der Treffsicherheit.

Inhalt:

Wegfall des Bundesbeitrages zur Arbeitsmarktpolitik.

Übergang von einer Ausgabenfinanzierung zur Verlustabdeckung des AMS.

Zusammenführung bestehender Bundesförderungen für Unternehmen beim BMWA.

Sicherstellung der Finanzierung der Maßnahmen der Jugendausbildung durch Überweisung des
Überschusses aus den aufzulösenden EFZG-Fonds.

Neuregelung des Familienzuschlages zu den Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung und dem
Karenzgeld bei gleichzeitiger Festsetzung einer einheitlichen Nettoersatzrate beim Arbeitslosengeld mit
Abfederungsmaßnahmen für Armutsbedrohte.

Ausdehnung der vier Wochen Wartezeit beim Arbeitslosengeld auch auf einvernehmliche Lösung und
Zeitablauf der Dienstverhältnisse.

Neuregelung der Jugendanwartschaft auf Arbeitslosengeld.

Bekämpfung der Schwarzarbeit Arbeitsloser durch strengere Strafen und Möglichkeit verstärkter
Kontrollmeldungen.

Wegfall von überschießenden Ansprüchen auf Insolvenz-Ausfallgeld.

Alternativen:

Keine.

Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich:

In Summe positive Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort.

Finanzielle Auswirkungen:

Auf die finanziellen Erläuterungen wird verwiesen.

EU-Konformität:

Die vorgeschlagenen Maßnahmen stehen im Einklang mit den Zielen der Europäischen Union.
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Allgemeiner Teil der Erläuterungen

Im Hinblick auf die erforderliche Budgetsanierung sollen im Bereich der Gebarung Arbeitsmarktpolitik
folgende Maßnahmen getroffen werden:

Wegfall des Bundesbeitrages zur Arbeitsmarktpolitik.

Übergang von einer Ausgabenfinanzierung zur Verlustabdeckung des AMS.

Zusammenführung bestehender Bundesförderungen für Unternehmen beim BMWA.

Weiters sollen die nach dem Jugendausbildungs-Sicherunggesetz vorgesehenen Maßnahmen, die vom
Bund zu tragen sind, durch die Überweisung des Überschusses aus dem EFZG-Fonds sichergestellt
werden.

Schließlich soll die Treffsicherheit im Bereich der Arbeitslosenversicherung und der
Insolvenzentgeltsicherung durch folgende Maßnahmen erhöht werden:

Neuregelung des Familienzuschlages zu den Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung und
dem Karenzgeld bei gleichzeitiger Festsetzung einer einheitlichen Nettoersatzrate beim
Arbeitslosengeld mit Abfederungsmaßnahmen für Armutsbedrohte.

Ausdehnung der vier Wochen Wartezeit beim Arbeitslosengeld auch auf einvernehmliche Lösung und
Zeitablauf der Dienstverhältnisse.

Neuregelung der Jugendanwartschaft auf Arbeitslosengeld.

Bekämpfung der Schwarzarbeit Arbeitsloser durch strengere Strafen und Möglichkeit verstärkter
Kontrollmeldungen.

Wegfall von überschießenden Ansprüchen auf Insolvenz-Ausfallgeld.

Die Zuständigkeit des Bundes zur Regelung gründet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG.

Finanzielle Erläuterungen

Die Überweisung der Überschüsse des EFZG-Fonds bringt einmalige Mehreinnahmen von bis zu 300 Mio.
Schilling.

Bei der Ausdehnung der Wartefrist von vier Wochen ist unter Bedachtnahme auf allfällige
Ausweicheffekte und Arbeitsaufnahmen innerhalb von vier Wochen bei rund 75 000 einvernehmlichen
Auflösungen und rund 84 000 Auflösungen durch Zeitablauf bei einem Arbeitslosengeld-Tagsatz von
304 Schilling mit einer jährlichen Einsparung von 1 543 Mio. Schilling zu rechnen.

Die Neuregelungen beim Familienzuschlag bei gleichzeitiger einheitlicher Nettoersatzrate mit
Mindestabsicherung bringt Einsparungen von 431 Mio. Schilling jährlich. Dazu kommt ein Betrag von
27Mio. Schilling beim Karenzgeld.

Beim Weiterbildungsgeld beträgt der Einsparungseffekt 250 Mio. Schilling jährlich.

Bei der Nichtvalorisierung der Jahresbemessungsgrundlage errechnet sich ein Minderaufwand von 179
Mio. Schilling jährlich.

Der Wegfall der Dynamisierung bei der Notstandshilfe bedeutet Minderaufwendungen von 80
Mio. Schilling jährlich.

Im Sinne des § 14 Abs. 5 BHG sind die Einsparungen wie folgt darzustellen (in Mio. Schilling):

Jahr 2001 2002 2003 2004

2 510 2 483 2 483 2 483

Die vorgeschlagenen Änderungen im IESG bringen eine Entlastung des Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds im
jährlichen Ausmaß von 100 Mio. Schilling.

Besonderer Teil der Erläuterungen

Zu Art. 1 Z 1 (§ 1 AMPFG):

Durch den Wegfall des Beitrages des Bundes zur Arbeitsmarktpolitik ergibt sich die Notwendigkeit einer
systematischen Neuordnung der einzelnen Einnahmen- und Ausgabentatbestände. Auf der
Ausgabenseite besteht darüber hinaus das Erfordernis einer Differenzierung der Förderungen nach dem
Arbeitsmarktförderungsgesetz. Künftig soll nur die Kurzarbeitsbeihilfe unmittelbar aus der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik bestritten werden, während die unternehmensbezogenen Beihilfen (§ 27a und § 35a
AMFG) vom Bund aus dem allgemeinen Haushalt gegen eine pauschale Abgeltung aus der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik bedeckt werden.
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Zu Art. 1 Z 2 (§§ 6 und 7 AMPFG):

Die Neuordnung der §§ 6 und 7 AMPFG ergibt sich aus den Änderungen im § 1 Abs. 1 und 2 AMPFG.
Neben der Regelung des künftig nicht mehr vorgesehenen Bundesbeitrages zur Arbeitsmarktpolitik
werden auch alle in Folge von Zeitablauf nicht mehr aktuellen Bestimmungen aus dem Rechtsbestand
entfernt. Im § 6 Abs. 6 wird der aus der Gebarung Arbeitsmarktpolitik zu leistende Überweisungsbetrag an
den Ausgleichsfonds der Pensionsversicherungsträger festgelegt. Im § 6 Abs. 7 wird sowohl die einmalige
Abschlagszahlung aus der Gebarung Arbeitsmarktpolitik an den Bund als Ausgleich für die Übernahme
der zu Lasten der (künftig nicht mehr vorgesehenen) Haftungsrücklage gemäß § 50 Abs. 2 AMSG
eingegangenen Haftungen als auch die für Zwecke der unternehmensbezogenen Arbeitsmarktförderung zu
leistende pauschale Abgeltung geregelt. § 7 Abs. 3 wurde im Hinblick auf die Änderungen im AMSG neu
gefasst.

Zu Art. 2 (§§ 41, 43, 47, 48, 49, 50 und 51 AMSG):

Die Umstellung von Ausgabenersatz auf Aufwandsersatz bietet folgende Vorteile:

Die Prüfung des Jahresabschlusses des AMS und das entsprechende Testat erfolgt nach der Aufwands-
und Ertragsrechnung (GuV).

Durch die Umstellung werden auch die Erträge (Einnahmen) erfasst.

Die konzipierte Neuregelung hat für den Bund den Vorteil, dass durch die Vermeidung von „doppelten“
Ausgabenersätzen und unnötigem Verwaltungsaufwand sowohl eine Mittelersparnis als auch eine
effizienterere Prüfung des Jahresabschlusses erreicht werden.

Die Festlegung des Aufwandes (statt Ausgaben) erfolgt unverändert im Rahmen der Präliminarien des
Arbeitsmarktservice.

Der Rechnungshof hat sich den Ausführungen des BMAGS zum Jahresabschluss 1998, die die nunmehr
vorgesehenen Umstellungen ins Auge gefasst haben, angeschlossen.

Das im geltenden § 41 vorgesehene System des Ersatzes der Personal- und Sachausgaben ist aus den
nachstehend beschriebenen Gründen unbefriedigend:

Der Begriff „Ausgaben“ aus einer Finanzrechnung deckt sich sowohl sachlich als auch zeitlich nicht mit
dem Begriff „Aufwand“ aus der Gewinn- und Verlust-Rechnung des Unternehmens. Sachlich insofern, als
Ausgaben nicht notwendigerweise auch Aufwendungen sein müssen und vice versa. Zeitlich insofern, als
- selbst wenn man eine inhaltliche Kongruenz der damit zu erfassenden Geschäftsfälle herstellen könnte -
sich die entsprechenden Ausgaben in einem anderen Finanzjahr als der zugehörige Aufwand abbilden. Ein
entsprechender Konnex zwischen dem Jahresabschluss des Arbeitsmarktservice und der Höhe eines
definitionsgemäß korrekten Verwaltungskostenersatzes kann nur mit unverhältnismäßigem Aufwand
ermittelt werden.

Im Zusammenhang mit der Auflösung der Haftungsrücklage sollen die Vorschriften für die Rücklage des
Arbeitsmarktservice neu geregelt werden. Hinsichtlich der Entscheidung über die Verwendung der durch
Überweisungen des Bundes gespeisten Arbeitsmarktrücklage soll eine stärkere Mitwirkung des
Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit verankert werden.

Zu Art. 3 (§§ 27a Abs. 8, 35a Abs. 4, 40 und 51a Abs. 3 AMFG):

Durch die Zusammenführung und Konzentration bestehender Bundesförderungen für Unternehmen unter
dem Dach des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit ergeben sich positive Effekte:
Verwaltungsvereinfachung und Gewinnung von Synergien (u. a. Wegfall von interministeriellen
Kommissionen) und Vorteile für die förderungswerbenden Unternehmen, für die es nur mehr einen
Ansprechpartner gibt.

Dar+über hinaus erhöht sich durch die Rücklagenfähigkeit im Bereich der unternehmensbezogenen
Arbeitsmarktförderung die über ein Budgetjahr hinausgehende Planungs- und Finanzierungssicherheit bei
gleichzeitiger Flexibilität im Maßnahmeneinsatz.

Mit dieser rechtlichen Basis und finanziellen Ausstattung ist es möglich, die folgenden Anforderungen
abzudecken:

- Maßnahmen der Regionalen Innovationsprämie in Höhe von 132 Mio. Schilling aus der Rücklage gemäß
§ 51a AMFG.

- Zusätzliche Klein- und Mittelbetriebsförderung nach dem AMFG mit einem geschätzten Volumen von bis
zu 200 Mio. Schilling.

- Regionalförderung nach dem AMFG (inkl. RIP Förderanteil) bis zu 100 Mio. Schilling.
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Durch diese Regelungen entstehen für den Bund insgesamt keine Mehrbelastungen. Es erfolgen lediglich
Umschichtungen zwischen einzelnen Voranschlagssätzen.

Zu Art. 4 (§§ 6 Abs. 6 und 8 JASG):

Die vorgeschlagenen Maßnahmen dienen lediglich der Klarstellung, dass der Aufwand für Projekte und
Maßnahmen zur Sicherung der Jugendausbildung gemäß § 6 Abs. 5 JASG aus den nach dem
Entgeltfortzahlungsgesetz dem Bund bis zu einem Betrag von 330 Millionen Schilling für Zwecke des
Jugendausbildungs-Sicherungsgesetzes übertragenen Mitteln bestritten werden kann und Auszahlungen
für derartige Projekte und Maßnahmen erforderlichenfalls auch noch im Jahre 2004 erfolgen können.

Zu Art. 5 (§ 19a Abs. 5 bis 9 EFZG):

Mit der EFZG-Novelle im Rahmen des Arbeitsrechtsänderungsgesetzes 2000, BGBl. Nr. 44 wurde
vorgesehen, dass die Beitragspflicht der Arbeitgeber zu den EFZG-Fonds sowie der Anspruch auf
Erstattungsbeträge auslaufen und die Fonds aufgelöst werden. Die näheren Regelungen über die
Auflösung der Fonds sollten durch Verordnung getroffen werden.

Nunmehr soll aus Gründen der Rechtssicherheit die Regelung unmittelbar im Gesetz erfolgen.

Den Gebietskörperschaften können aus dieser Novelle keine Kosten entstehen, da die Entscheidung über
die Auflösung bereits in der letzten Novelle getroffen wurde.

Zu § 19a Abs. 5 EFZG:

Da die Fonds bei den Krankenversicherungsträgern aufgelöst werden, entfällt der Rechnungsabschluss
für das Jahr 2000. Statt dessen ist nach Einlangen aller Erstattungsforderungen der Arbeitgeber, die bis
Ablauf des 31. Dezembers 2000 geltend gemacht werden müssen, und Erstattung dieser Beträge ein
Rechnungsabschluss ohne Bildung einer Rücklage gemäß § 14 Abs. 1 zu erstellen, der dem
Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen, dem Rechnungshof und dem Hauptverband
bis zum 31. März 2001 vorzulegen ist. Gleichzeitig ist dem Hauptverband das verbleibende Finanzvermögen
zu überweisen.

Zu § 19a Abs. 6 EFZG:

Nach der Auflösung der Fonds bei den Krankenversicherungsträgern fallen bestimmte Aufgaben im
Rahmen des Abschnittes 2 weiterhin an. Insbesondere handelt es sich dabei um die Einforderung von
offenen Beiträgen der Arbeitgeber aus dem Zeitraum vor dem 1. Oktober 2000 und um die Geltendmachung
der Rückerstattung zu Unrecht geleisteter Erstattungsbeträge. Diese sind im Rahmen der ordentlichen
Gebarung der Krankenversicherungsträger durchzuführen. Einnahmen aus diesen Tätigkeiten verbleiben
aus Gründen der Verwaltungsökonomie im allgemeinen Vermögen der Krankenversicherungsträger.

Zu § 19a Abs. 7 EFZG:

Der Hauptverband hat ebenfalls an Stelle des Rechnungsabschlusses für das Jahr 2000 einen
abschließenden Rechnungsabschluss zu erstellen.

Zu § 19a Abs. 8 EFZG:

Dieser Absatz regelt die Verteilung des verbleibenden Finanzvemögens bis zum 30. April 2001. Ein
Vermögen bis zu einer Höhe von 300 Millionen Schilling ist für Zwecke des Jugendausbildungs-
Sicherungsgesetzes zur Verfügung zu stellen. Übersteigt das Vermögen diesen Betrag, sind bis zu 30 %
des gesamten Vermögens (also des Betrages vor Abzug der 300 Millionen Schilling) dem Bund für die
allgemeine Gebarung zu überweisen.

Zu § 19a Abs. 9 EFZG:

Ist das Vermögen durch die Übertragungen nach Abs. 8 aufgebraucht, sind der Erstattungsfond beim
Hauptverband sowie die Erstattungsausschüsse sofort aufzulösen. Übersteigt jedoch das Vermögen auch
diesen Betrag, verbleibt der Rest vorläufig beim Erstattungsfond des Hauptverbandes.

Zu Art. 6 Z 1 (§ 11 AlVG):

Durch die Ausdehnung der Wartezeit von vier Wochen auf einvernehmliche Lösungen der
Dienstverhältnisse sollen die entsprechenden – zumeist unter Einschaltung des Betriebsrates zustande
gekommenen – Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu Lasten der
Arbeitslosenversicherung eingedämmt werden.

Durch die Ausdehnung auf durch Zeitablauf beendete Dienstverhältnisse soll die Risikoabwälzung der
Arbeitgeber, nur mehr befristete Dienstverhältnisse abzuschließen und die Kosten für unbefristete
Arbeitsverhältnisse zu umgehen, hintangehalten werden.
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Zu Art. 6 Z 2 (§ 14 Abs. 1 Z 2 AlVG):

Bei der Jugendanwartschaft sollen eine Verwaltungsvereinfachung durch das Nichteinschalten des
Regionalbeirates sowie eine Aktivierung der Integration Jugendlicher durch den Auftrag an das AMS,
Maßnahmen zu setzen, herbeigeführt werden.

Zu Art. 6 Z 3 und Art. 7 Z 1 (§ 15 Abs. 3 Z 4 AlVG und § 4 Abs. 3 Z 3 KGG):

Für Personen, die einen nahen Angehörigen (eine nahe Angehörige) mit Anspruch auf Pflegegeld in Höhe
der Stufe 5, 6 oder 7 nach § 5 des Bundespflegegeldgesetzes oder nach den Bestimmungen der
Landespflegegeldgesetze in häuslicher Umgebung pflegen und gemäß § 77 Abs. 6 ASVG oder § 28 Abs. 6
BSVG oder gemäß § 33 Abs. 9 GSVG in der Pensionsversicherung weiter versichert waren, verlängert sich
die Rahmenfrist für die Beurteilung der Anwartschaft auf Arbeitslosengeld oder Karenzgeld. Diese
Begünstigung soll künftig auf Personen ausgedehnt werden, die nahe Angehörige mit Anspruch auf
Pflegegeld in Höhe der Stufe 4 pflegen. Damit sollen auch diese Personen sozial besser abgesichert
werden.

Zu Art. 6 Z 4, 5, 8 und 10 (§§ 19, 21 und 36 Abs. 1 AlVG):

Die Umsetzung des Beschlusses des Ministerrates vom 19. September 2000 zur Begrenzung des
Arbeitslosengeldes mit einem Prozentsatz des Arbeitsseinkommens erfordert die Festlegung einer
Nettoersatzrate für das Arbeitslosengeld. Nur damit ist die Vollziehung ohne umfangreiche Erhebungen bei
den Arbeitgebern und ohne eine aufwendige Administration des AMS möglich.

Damit erfolgt eine Sicherstellung des Abstandes zwischen Lohn und Ersatzleistung unabhängig von
Änderungen im Steuerrecht oder Beitragswesen und werden die jährlichen Lohnklassenaufstockungen
entbehrlich. Für den Arbeitslosen wird durch die Festsetzung des Grundbetrages des Arbeitslosengeldes
mit 53 Prozent des Nettoentgelts die Höhe des Arbeitslosengeldes eindeutig nachvollziehbar.

Für Personen mit einem niedrigen Leistungsbezug soll eine soziale Abfederung vorgesehen werden, wobei
gleichzeitig durch eine Beschränkung der höchstmöglichen Nettoersatzrate sichergestellt werden soll, dass
ein ausreichender Anreiz zur Arbeitsaufnahme bestehen bleibt. Die soziale Abfederung niedriger
Lohnempfänger erfolgt in der Art, dass bei Personen mit Sorgepflichten eine Anhebung auf den
Ausgleichszulagenrichtsatz mit Beschränkung auf 80 Prozent des früheren Nettoeinkommens erfolgt. Für
Personen ohne Anspruch auf Familienzuschlag beträgt die Beschränkung 58 vH des früheren
Nettoeinkommens (Beispiele siehe Anlage).

Bei einer durchschnittlichen Verweildauer in der Arbeitslosigkeit von derzeit 123 Tagen stellen das
Arbeitslosengeld und die Notstandshilfe Übergangsleistungen dar, die anders als bei den Dauerleistungen
der Pensionen nicht der Aufwertung und Dynamisierung bedürfen.

Zu Art. 6 Z 6 und 7 und Art. 7 Z 2 und 3 (§ 20 Abs. 4 und 5 AlVG, § 8 Abs. 6 bis 8 KGG):

Im Hinblick auf die Anhebung des Kinderzuschusses zu den Pensionen im ASVG erfolgt eine
Harmonisierung der Höhe des Familienzuschlages. Die Anrechnung des Partnereinkommens auf den
Familienzuschlag entfällt aus sozialen Gründen, aber auch aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung.

Zu Art. 6 Z 9 (§ 26 AlVG):

Entgegen der ursprünglichen Zielsetzung des Weiterbildungsgeldes, ArbeitnehmerInnen den Zugang zu
perspektivischen Berufen und Arbeitsplätzen zu eröffnen, wurde die Einrichtung primär dazu benutzt, im
Anschluss an den Karenzgeldbezug ein weiteres Jahr Leistungen zu beziehen, ohne dass dadurch
arbeitsmarktpolitisch relevante Qualifikationen erworben wurden.

Vor dem Hintergrund der generellen Neuregelung der Leistungen bei Elternschaft (Kinderbetreuungsgeld)
einerseits und dem arbeitsmarktpolitischen Schwerpunkt der Unterstützung von Eltern beim
Wiedereinstieg ins Erwerbsleben (Wiedereinstiegsprogramm des Arbeitsmarktservice) wurde § 26 AlVG
entsprechend angepasst.

Die damit erzielten Einsparungen von 250 Mio. Schilling jährlich entlasten den Leistungsaufwand der
Gebarung Arbeitsmarktpolitik, werden jedoch für das Wiedereinstiegsprogramm des Arbeitsmarktservice
bereitgestellt.

Zu Art. 6 Z 11 und 12 (§ 36 Abs. 3 lit. B lit. b und Abs. 5 AlVG):

Durch den Entfall der Anhörung des Regionalbeirates vor einer Entscheidung über das Vorliegen der
Voraussetzungen für die Erhöhung der Freigrenzen für die Berücksichtigung des Einkommens des
Ehepartners oder Lebensgefährten bei der Anrechnung auf die Notstandshilfe soll eine wesentliche
Verwaltungsvereinfachung erzielt werden.
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Zu Art. 6 Z 13 und 14 (§ 49 Abs. 1, 71, 72 und 73 AlVG):

Da der Verfassungsgerichtshof mit seinem Erkenntnis G78/99 u.a. mit Ablauf des 31. Dezember 2000 die
Bestimmung über den Anspruchsverlust von acht Wochen nach Betreten bei Schwarzarbeit aufgehoben
hat, sollen zur verfassungskonformen Regelung der Bekämpfung der Schwarzarbeit Arbeitsloser gesetzlich
wöchentliche Kontrollmeldungen festgelegt werden. Die sachlich begründete Verkürzung oder
Verlängerung der Meldefrist durch das Arbeitsmarktservice bleibt damit unverändert. Dadurch wird auch
ein höherer Verwaltungsaufwand vermieden. Weiters sollen die Strafhöhen im § 71 deutlich angehoben
und im § 72 als Beitrag zur Abdeckung des durch unterlassene oder unrichtige Angaben entstehenden
hohen Verwaltungsaufwandes des Arbeitsmarktservice ein pauschalierter Aufwandersatz festgelegt
werden.

Zu Artikel 7 Z 2 (§ 11 Abs. 3 KGG):

Die gegenständliche Änderung dient der Behebung eines Redaktionsversehens. Nach der derzeitigen
Regelung würde für Adoptiv- oder Pflegeeltern, die ein nach dem 31. Dezember 1999 geborenes Kind in der
ersten Hälfte des zweiten Lebensjahres in Pflege nehmen, ein geringerer Anspruch auf Karenzgeld
bestehen, als für ein Kind nach Vollendung des zweiten Lebensjahres. Bei Übernahme in Pflege in der
zweiten Hälfte des zweiten Lebensjahres wäre überhaupt kein Anspruch auf Karenzgeld gegeben. Es ist
daher erforderlich, die Berechnung des Karenzgeldkontos so zu ändern, dass diese unbeabsichtigte
Schlechterstellung beseitigt wird.

Zu Art. 8 (Art. V Abs. 7 SUG):

Die Sonderunterstützung wurde für Arbeitnehmer mit langjähriger bergmännischer Tätigkeit eingeführt.
Die Übergangsbestimmungen ermöglichen es jedoch Personen, die in anderen Berufen arbeiten (wie EDV-,
Verwaltungs-, Küchenpersonal) und hinsichtlich der Möglichkeiten der Berufsausübung auf dem
Arbeitsmarkt keinen besonderen Einschränkungen unterliegen, Sonderunterstützung in Anspruch zu
nehmen. Diese ungerechtfertigte Möglichkeit soll durch die zeitliche Begrenzung der
Übergangsbestimmu ng beseitigt werden.

Zu Art. 9 Z 1 (§ 3  Abs. 2 IESG):

Nach geltenden Recht besteht Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld für Zinsen bis zu sechs Monate nach
der Insolvenzeröffnung; die Neuregelung begrenzt den Zinsenlauf bis zur Insolvenzeröffnung. Sie bringt
auch eine Übereinstimmung mit den Vorschriften des Insolvenzrechts mit sich, wonach Zinsen auch nur
bis zur Verfahrenseröffnung angemeldet werden können.

Zu Art. 9 Z 2 und 3 (§ 3a  Abs. 1 IESG):

Durch die gegenständliche Neuregelung wird erreicht, dass Überstunden so wie laufendes Entgelt
behandelt werden.
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TEXTGEGENÜBERSTELLUNG

g e l t e n d e  F a s s u n g v o r g e s c h l a g e n e  F a s s u n g

Änderung des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes

Gebarung Arbeitsmarktpolitik

§ 1. (1) Durch die Einnahmen aus
1. den Beiträgen der Dienstgeber und Versicherten gemäß § 2 in

Verbindung mit § 3,
2. einem Beitrag des Bundes zur Arbeitsmarktpolitik gemäß § 6

Abs. 1,
3. einem Beitrag aus Mitteln des Ausgleichsfonds für

Familienbeihilfen gemäß § 6 Abs. 2,
4. einem Beitrag des Arbeitsmarktservice an den Bund gemäß § 6 Abs.

3,
5. einem Beitrag aus Rückflüssen nach dem Karenzgeldgesetz, BGBl. I

Nr. 47/1997, gemäß § 6 Abs. 5,
6. einem Beitrag der Gemeinden zur Sondernotstandshilfe (§ 39 des

Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609) gemäß § 6
Abs. 6,

7. vom Bundesminister für Arbeit und Soziales bereitgestellten Mitteln
des Europäischen Sozialfonds für Gemeinschaftsinitiativen,

8. den Beiträgen der Dienstgeber gemäß den §§ 5b und 5c,
9. einem Beitrag der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse

gemäß § 13j Abs. 3 des Bauarbeiter-Urlaubs- und
Abfertigungsgesetzes, BGBl. Nr. 414/1972 und

10. einem jährlich zu überweisenden Beitrag des Bundes zur Abgeltung
der Aufwendungen für Frauen im Ausbildungsdienst gemäß § 50
Abs. 3 des Karenzgeldgesetzes

sind die Ausgaben gemäß Abs. 2 zu bestreiten.

(2) Die Einnahmen gemäß Abs. 1 sind für folgende Ausgaben zu
verwenden:

1. für die Abgeltung der Personal- und Sachausgaben des
Arbeitsmarktservice (§ 41 Abs. 1 des Arbeitsmarktservicegesetzes,
BGBl. Nr. 313/1994),

2. für finanzielle Leistungen gemäß dem 2. Teil, 3. Hauptstück des

Gebarung Arbeitsmarktpolitik

§ 1. (1) Durch die Einnahmen aus
1. den Beiträgen der Dienstgeber und Versicherten gemäß § 2 in

Verbindung mit § 3,
2. einem Beitrag aus Mitteln des Ausgleichsfonds für

Familienbeihilfen gemäß § 6 Abs. 1,
3. einem Beitrag aus Rückflüssen nach dem Karenzgeldgesetz (KGG),

BGBl. I Nr. 47/1997, gemäß § 6 Abs. 2,
4. einem Beitrag der Gemeinden zur Sondernotstandshilfe (§ 39 des

Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 (AlVG), BGBl. Nr. 609)
gemäß § 6 Abs. 3,

5. vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit bereitgestellten
Mitteln des Europäischen Sozialfonds für Gemeinschaftsinitiativen,

6. den Beiträgen der Dienstgeber gemäß den §§ 5b und 5c,
7. einem Beitrag der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse

gemäß § 13j Abs. 3 des Bauarbeiter-Urlaubs- und
Abfertigungsgesetzes (BUAG), BGBl. Nr. 414/1972,

8. einem jährlich zu überweisenden Beitrag des Bundes zur Abgeltung
der Aufwendungen für Frauen im Ausbildungsdienst gemäß § 50
Abs. 3 KGG und

9. einem Beitrag des Arbeitsmarktservice an den Bund gemäß § 6
Abs. 4

sind die Ausgaben gemäß Abs. 2 zu bestreiten.

(2) Die Einnahmen gemäß Abs. 1 sind für folgende Ausgaben zu
verwenden:

1. für die Abgeltung des Personal- und Sachaufwandes des
Arbeitsmarktservice (§ 41 Abs. 1 des Arbeitsmarktservicegesetzes
(AMSG), BGBl. Nr. 313/1994),

2. für finanzielle Leistungen gemäß dem 2. Teil, 3. Hauptstück AMSG,
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Arbeitsmarktservicegesetzes,
3. für Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,

BGBl. Nr. 609,
4. für Leistungen nach dem Sonderunterstützungsgesetz, BGBl. Nr.

642/1973,
5. für Förderungen nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl.

Nr. 31/1969, mit Ausnahme der Ausgaben für Maßnahmen gemäß
§ 51a des Arbeitsmarktförderungsgesetzes,

6. für Leistungen gemäß § 447g Abs. 3 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955,

7. für Leistungen gemäß Art. XXI des
Karenzurlaubserweiterungsgesetzes  BGBl. Nr. 408/1990,

8. für Ersatzleistungen an das Arbeitsmarktservice gemäß § 48 Abs. 6
des Arbeitsmarktservicegesetzes,

9. für Überweisungen des Bundes an das Arbeitsmarktservice gemäß
§ 6 Abs. 4,

10. für Leistungen nach dem Karenzgeldgesetz,
11. für Aufwendungen des Bundesministers für Arbeit und Soziales

gemäß § 59 des Arbeitsmarktservicegesetzes bis zum
Höchstausmaß von 0,25 vH der Einnahmen gemäß Abs. 1 Z 1,

12. für einen Beitrag zu den Aufwendungen nach dem Bauarbeiter-
Schlechtwetterentschädigungsgesetz, BGBl. Nr. 129/1957 und

13. für Überweisungen an den Ausgleichsfonds der Träger der
Pensionsversicherung gemäß § 6 Abs. 8

(3) Beihilfen nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz, ausgenommen
gemäß § 51a, und Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz können
aus dem für Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977
vorgesehenen Aufwand bedeckt werden.

3. für Leistungen nach dem AlVG,
4. für Leistungen nach dem Sonderunterstützungsgesetz (SUG), BGBl.

Nr. 642/1973,
5. für Kurzarbeitsbeihilfen nach dem

Arbeitsmarktförderungsgesetz (AMFG), BGBl. Nr. 31/1969,
6. für unternehmensbezogene Arbeitsmarktförderungen nach dem

AMFG gemäß § 6 Abs. 7,
7. für Leistungen gemäß § 447g Abs. 3 des Allgemeinen

Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955,
8. für Ersatzleistungen an das Arbeitsmarktservice gemäß § 48 Abs. 6

AMSG,
9. für Leistungen nach dem KGG,

10. für Aufwendungen des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit
gemäß § 59 AMSG bis zum Höchstausmaß von 0,25 vH der
Einnahmen gemäß Abs. 1 Z 1,

11. für einen Beitrag zu den Aufwendungen nach dem Bauarbeiter-
Schlechtwetterentschädigungsgesetz (BSchEG), BGBl. Nr. 129/1957,

12. für Überweisungen an den Ausgleichsfonds der Träger der
Pensionsversicherung gemäß § 6 Abs. 6 und

13. für Überweisungen des Bundes an das Arbeitsmarktservice gemäß
§ 6 Abs. 5 und 8.

(3) Kurzarbeitsbeihilfen nach dem AMFG und Beihilfen nach dem
AMSG können aus dem für Leistungen nach dem
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 vorgesehenen Aufwand bedeckt
werden.

Sonstige Beiträge und Überweisungen

§ 6. (1) Der Beitrag gemäß § 1 Abs . 1 Z 2 ist jährlich in Höhe von
2 500 Millionen Schilling zu leisten. Dieser Betrag ist jährlich,
beginnend mit dem Beitrag für 2001, entsprechend dem vom
Österreichischen Statistischen Zentralamt verlautbarten
Verbraucherpreisindex 1986 oder des an seine Stelle tretenden Index zu
erhöhen. Basis für die Anpassung ist der Gesamtindex für 1993. Die

Sonstige Beiträge und Überweisungen
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Erhöhung des genannten Betrages erfolgt jeweils in dem Verhältnis, in
dem der Gesamtindex des vorangegangenen Jahres den Gesamtindex des
Jahres 1993 übersteigt.

(2) Für den Beitrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 gelten hinsichtlich Höhe,
Fälligkeit und Abrechnung die Bestimmungen des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376.

(3) Der Beitrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 4 ist, soweit es die Vermögenslage
des Arbeitsmarktservice unter Hinzurechnung der
Kreditaufnahmemöglichkeiten gemäß § 48 des Arbeitsmarktservicegesetzes
zuläßt, zum Ausgleich der Gebarung Arbeitsmarktpolitik in der Höhe zu
leisten, wie in einem Kalenderjahr die Ausgaben gemäß § 1 Abs. 2,
ausgenommen Z 9, die Einnahmen gemäß § 1 Abs. 1, ausgenommen Z 4,
übersteigen.

(4) Die Überweisungen an das Arbeitsmarktservice gemäß § 1 Abs. 2
Z 9 sind zum Ausgleich der Gebarung Arbeitsmarktpolitik in der Höhe zu
leisten, wie in einem Kalenderjahr die Einnahmen gemäß § 1 Abs. 1,
ausgenommen Z 4, die Ausgaben gemäß § 1 Abs. 2, ausgenommen Z 9,
übersteigen.

(5) Für den Beitrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 5 gelten hinsichtlich der Höhe,
Fälligkeit und Abrechnung die Bestimmungen des Karenzgeldgesetzes.

(6) Die Gemeinden haben ein Drittel der Kosten der
Sondernotstandshilfe (Leistungsaufwand inklusive
Sozialversicherungsbeitrag), die an Mütter und Väter in der jeweiligen
Gemeinde ausbezahlt wird, zu tragen. Die Überweisung hat im nachhinein
aufgrund der Vorschreibung des Arbeitsmarktservice binnen zwei Wochen
zu erfolgen. Wird die Vorschreibung binnen 14 Tagen von der Gemeinde
nicht bestritten, so ist die Vorschreibung ein vollstreckbarer Titel. Für die
Abrechnung sind zwei Stichtage pro Jahr festzulegen. Wird die
Vorschreibung von der Gemeinde bestritten, hat die regionale
Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice einen Bescheid zu erlassen. Gegen
diesen Bescheid kann die Gemeinde Berufung an den Landeshauptmann
erheben, worin sie auch die mangelnde Voraussetzung für die Gewährung
der Sondernotstandshilfe wegen Vorliegen einer geeigneten
Unterbringungsmöglichkeit für das Kind geltend machen kann. Dieser
entscheidet endgültig. In diesem Verfahren kommt der
Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice Parteistellung und das

§ 6. (1) Für den Beitrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 gelten hinsichtlich Höhe,
Fälligkeit und Abrechnung die Bestimmungen des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376.

(2) Für den Beitrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 gelten hinsichtlich der Höhe,
Fälligkeit und Abrechnung die Bestimmungen des Karenzgeldgesetzes.

(3) Die Gemeinden haben ein Drittel der Kosten der
Sondernotstandshilfe (Leistungsaufwand inklusive
Sozialversicherungsbeitrag), die an Mütter und Väter in der jeweiligen
Gemeinde ausbezahlt wird, zu tragen. Die Überweisung hat im nachhinein
aufgrund der Vorschreibung des Arbeitsmarktservice binnen zwei Wochen
zu erfolgen. Wird die Vorschreibung binnen 14 Tagen von der Gemeinde
nicht bestritten, so ist die Vorschreibung ein vollstreckbarer Titel. Für die
Abrechnung sind zwei Stichtage pro Jahr festzulegen. Wird die
Vorschreibung von der Gemeinde bestritten, hat die regionale
Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice einen Bescheid zu erlassen. Gegen
diesen Bescheid kann die Gemeinde Berufung an den Landeshauptmann
erheben, worin sie auch die mangelnde Voraussetzung für die Gewährung
der Sondernotstandshilfe wegen Vorliegen einer geeigneten
Unterbringungsmöglichkeit für das Kind geltend machen kann. Dieser
entscheidet endgültig. In diesem Verfahren kommt der
Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice Parteistellung und das
Recht der Beschwerde an den Verwaltungs- und den
Verfassungsgerichtshof zu. Die näheren Regelungen über die Abwicklung
der Vorschreibung und Überweisung hat der Bundesminister für Wirtschaft
und Arbeit durch Verordnung festzulegen.

(4) Der Beitrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 9 ist, soweit es die Vermögenslage
des Arbeitsmarktservice unter Hinzurechnung der
Kreditaufnahmemöglichkeiten gemäß § 48 des Arbeitsmarktservicegesetzes
zulässt, zum Ausgleich der Gebarung Arbeitsmarktpolitik in der Höhe zu
leisten, wie in einem Kalenderjahr die Ausgaben gemäß § 1 Abs. 2,
ausgenommen Z 13, die Einnahmen gemäß § 1 Abs. 1, ausgenommen Z 9,
übersteigen.

(5) Die Überweisungen an das Arbeitsmarktservice gemäß § 1 Abs. 2
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Recht der Beschwerde an den Verwaltungs- und den
Verfassungsgerichtshof zu. Die näheren Regelungen über die Abwicklung
der Vorschreibung und Überweisung hat der Bundesminister für Arbeit und
Soziales durch Verordnung festzulegen.

(7) Das Arbeitsmarktservice hat im Jahre 1995 aus der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik 871 Millionen Schilling an den Bund zu überweisen. Zu
diesem Zweck sind am 1. Juli und 1. Oktober je 300 Millionen Schilling und
am 1. Dezember 271 Millionen Schilling zu überweisen. Das
Arbeitsmarktservice hat überdies bei einem entsprechenden Auftrag des
Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit im Jahr 2000 aus der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik Mittel in einem solchen Ausmaß an den Bund für
Zwecke der Budgetkapitel 63 und/oder 64 zu überweisen, als sich gegenüber
dem Bundesvoranschlag 2000 ein positiver Saldo ergibt.

(8) Das Arbeitsmarktservice hat jährlich 4 900 Millionen Schilling aus
der Gebarung Arbeitsmarktpolitik an den beim Hauptverband der
Sozialversicherungsträger eingerichteten Ausgleichsfonds der Träger der
Pensionsversicherung (§ 447g ASVG) zu überweisen. Für die Überweisung
im Jahre 1996 ist auch der mit Ende des Jahres 1995 in der Höhe von
939 Millionen Schilling beim Arbeitsmarktservice entstandene Überschuß
heranzuziehen. Das Arbeitsmarktservice hat überdies im Jahr 1998
2 048 Millionen Schilling und im Jahr 1999 2 818 Millionen Schilling aus der
Gebarung Arbeitsmarktpolitik an den Ausgleichsfonds der Träger der
Pensionsversicherung zu überweisen. Das Arbeitsmarktservice hat überdies
bis zum 1. Oktober 2000 3 100 Millionen Schilling aus der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik an den beim Hauptverband eingerichteten
Ausgleichsfonds der Träger der Pensionsversicherung (§ 447g) zu
überweisen.

(9) Wenn in einem Jahr durch die Überweisung gemäß Absatz 8 ein
Abgang in der Gebarung Arbeitsmarktpolitik entsteht, ist er vom Bund zu
tragen.

Z 13 sind zum Ausgleich der Gebarung Arbeitsmarktpolitik in der Höhe zu
leisten, wie in einem Kalenderjahr die Einnahmen gemäß § 1 Abs. 1,
ausgenommen Z 9, die Ausgaben gemäß § 1 Abs. 2, ausgenommen Z 13,
übersteigen.

(6) Das Arbeitsmarktservice hat jährlich 4 900 Millionen Schilling und
im Jahr 2001 überdies 7 180 Millionen Schilling aus der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik an den beim Hauptverband der österreichischen
Sozialversicherungsträger eingerichteten Ausgleichsfonds der Träger der
Pensionsversicherung (§ 447g) zu überweisen.

(7) Das Arbeitsmarktservice hat im Jahr 2001 bis zum 5. Februar
35 Millionen Schilling an den Bund für Zwecke der Haftungen gemäß den
§§ 27a Abs. 8 und 35a Abs. 4 AMFG und 430 Millionen Schilling an den
Bund für Zwecke der unternehmensbezogenen Arbeitsmarktförderung zu
überweisen. Weiters sind jährlich aus der Gebarung Arbeitsmarktpolitik
300 Millionen Schilling an den Bund für Zwecke der
unternehmensbezogenen Arbeitsmarktförderung zu überweisen.

(8) Wenn in einem Jahr durch die Überweisung gemäß Abs. 6 ein
Abgang in der Gebarung Arbeitsmarktpolitik entsteht, ist dieser vom Bund
zu tragen.
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Vorschußpflichten und Abrechnung

§ 7. (1) Der Bund bestreitet die Ausgaben gemäß § 1 Abs. 2,
ausgenommen Z 9, vorschußweise. Dem Bund fließen die Einnahmen gemäß
§ 1 Abs. 1, ausgenommen Z 2 und 4, zu.

(2) Der Beitrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 4 ist wie folgt zu bevorschussen:
Auf der Grundlage des Ergebnisses der Gebarung Arbeitsmarktpolitik des 1.
bis 3. Quartals ist eine Prognose des Gebarungsergebnisses des
Finanzjahres zu erstellen und ist der voraussichtliche Beitrag in der
entsprechenden Höhe zu bevorschussen.

(3) Die Abgeltung der Personal- und Sachausgaben (§ 1 Abs. 2 Z 1)
ist dem Arbeitsmarktservice vorschußweise in monatlichen Teilbeträgen
jeweils in Höhe eines Zwölftels des entsprechenden
bundesfinanzgesetzlichen Ansatzes jeweils bis zum Fünften des Monats zu
überweisen. Am Ende eines Kalenderjahres ist vom Arbeitsmarktservice
dem Bund unverzüglich eine vorläufige Abrechnung der Personal- und
Sachausgaben zu übermitteln, auf deren Grundlage der vorläufige
Ausgleich der Verpflichtungen zwischen Bund und Arbeitsmarktservice
zu erfolgen hat.

(4) Die Ersatzleistungen des Bundes an das Arbeitsmarktservice gemäß
§ 1 Abs. 2 Z 8 sind so rechtzeitig anzuweisen, daß der zwischen dem
Arbeitsmarktservice und dem jeweiligen Kreditgeber vereinbarte
Tilgungsplan erfüllt werden kann.

(5) Der Beitrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 4 beziehungsweise der
Überweisungsbetrag gemäß § 1 Abs. 2 Z 9 oder gemäß § 6 Abs. 9 werden
am Ende eines Finanzjahres im Zuge der Erstellung des vorläufigen
Bundesrechnungsabschlusses der Gebarung Arbeitsmarktpolitik bemessen
und wird sodann unverzüglich der Gebarungsausgleich durch Tätigung der
Überweisungen durchgeführt. Die endgültige Abrechnung der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik hat aufgrund des Bundesrechnungsabschlusses zu
erfolgen. Diese Überweisungen sind so rechtzeitig zu leisten, daß sie nach
den Bestimmungen des Bundeshaushaltsgesetzes BGBl. Nr. 213/1986, noch
jenem Finanzjahr zugerechnet werden können, für die sie zu leisten sind.

(6) Verbleibt in der Gebarung Arbeitsmarktpolitik trotz Anwendung der
Bestimmungen des § 1 Abs. 1 Z 4 in Verbindung mit § 6 Abs. 3 ein Abgang,
so ist dieser zunächst vom Bund zu tragen und dem Bund aus künftigen

Vorschußpflichten und Abrechnung

§ 7. (1) Der Bund bestreitet die Ausgaben gemäß § 1 Abs. 2,
ausgenommen Z 13, vorschussweise. Dem Bund fließen die Einnahmen
gemäß § 1 Abs. 1, ausgenommen Z 9, zu.

(2) Der Beitrag gemäß § 1 Abs. 1 Z 9 ist wie folgt zu bevorschussen:
Auf der Grundlage des Ergebnisses der Gebarung Arbeitsmarktpolitik des
1. bis 3. Quartals ist eine Prognose des Gebarungsergebnisses des
Finanzjahres zu erstellen und ist der voraussichtliche Beitrag in der
entsprechenden Höhe zu bevorschussen.

(3) Die Abgeltung des Personal- und Sachaufwandes (§ 1 Abs. 2 Z 1)
ist dem Arbeitsmarktservice vorschussweise in monatlichen Teilbeträgen
jeweils in Höhe eines Zwölftels des entsprechenden
bundesfinanzgesetzlichen Ansatzes jeweils bis zum Fünften des Monats zu
überweisen. Der nach Genehmigung des Jahresabschlusses des
Arbeitsmarktservice fällige monatliche Teilbetrag ist jedoch um den
Unterschiedsbetrag zwischen den vorschussweise überwiesenen
Teilbeträgen des Vorjahres und der Verlustabdeckung gemäß § 41 Abs. 2
AMSG des Vorjahres zu berichtigen.

(4) Die Ersatzleistungen des Bundes an das Arbeitsmarktservice gemäß
§ 1 Abs. 2 Z 8 sind so rechtzeitig anzuweisen, dass der zwischen dem
Arbeitsmarktservice und dem jeweiligen Kreditgeber vereinbarte
Tilgungsplan erfüllt werden kann.

(5) Der Beitrag gemäß § 1 Abs. 1  Z 9 und die Überweisungsbeträge
gemäß § 1 Abs. 2 Z 13 sind am Ende eines Finanzjahres im Zuge der
Erstellung des vorläufigen Bundesrechnungsabschlusses der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik zu bemessen und sodann ist unverzüglich der
Gebarungsausgleich durch Tätigung der Überweisungen durchzuführen.
Die endgültige Abrechnung der Gebarung Arbeitsmarktpolitik hat auf Grund
des Bundesrechnungsabschlusses zu erfolgen. Diese Überweisungen sind
so rechtzeitig zu leisten, dass sie nach dem Bundeshaushaltsgesetz, BGBl.
Nr. 213/1986, noch jenem Finanzjahr zugerechnet werden können, für die sie
zu leisten sind.

(6) Verbleibt in der Gebarung Arbeitsmarktpolitik trotz Anwendung des
§ 1 Abs. 1  Z 9 in Verbindung mit § 6 Abs. 4 ein Abgang, so ist dieser
zunächst vom Bund zu tragen und dem Bund aus künftigen
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Gebarungsüberschüssen zu ersetzen. Zu diesem Zweck sind die
Bestimmungen des § 1 Abs. 2 Z 9 in Verbindung mit § 6 Abs. 4 in den
Folgejahren soweit nicht anzuwenden, soweit die vom Bund vorläufig
getragenen Abgangsbeträge aus den Vorjahren nicht vollständig
rückerstattet sind.

Gebarungsüberschüssen zu ersetzen. Zu diesem Zweck ist § 1 Abs. 2 Z 13 in
den Folgejahren soweit nicht anzuwenden, soweit die vom Bund vorläufig
getragenen Abgangsbeträge aus den Vorjahren nicht vollständig
rückerstattet sind.

Inkrafttreten

§ 10. (1) bis (16) unverändert.

Inkrafttreten

§ 10. (1) bis (16) unverändert.

(17) Die §§ 1, 6 und 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. xxx/2000 treten mit 1. Jänner 2001 in Kraft.

Änderung des Arbeitsmarktservicegesetzes

Inhaltsverzeichnis

1. bis 3. TEIL ...

4. TEIL

Finanzwesen und Gebarung des Arbeitsmarktservice

§ 41 Eigener Wirkungsbereich

§ 42 Übertragener Wirkungsbereich

§ 43 Präliminarien

§ 44 Provisorium

§ 45 Jahresabschluß und Geschäftsbericht

§ 46 Rechnungsabschluß

§ 47 Besondere Finanzvorschriften

§ 48 Kreditaufnahmen

§ 49 Sonderbewertungsrechte

§ 50 Arbeitsmarktrücklage

§ 51 Auflösung der Rücklage

§ 52 Strafeinnahmen

Inhaltsverzeichnis

1. bis 3. TEIL ...

4. TEIL

Finanzwesen und Gebarung des Arbeitsmarktservice

§ 41 Eigener Wirkungsbereich

§ 42 Übertragener Wirkungsbereich

§ 43 Präliminarien

§ 44 Provisorium

§ 45 Jahresabschluß und Geschäftsbericht

§ 46 Rechnungsabschluß

§ 47 Besondere Finanzvorschriften

§ 48 Kreditaufnahmen

§ 49 Arbeitsmarktrücklage

§ 50 Anlage der Arbeitsmarktrücklage

§ 51 Auflösung der Rücklage

§ 52 Strafeinnahmen
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5. bis 9. TEIL ... 5. bis 9. TEIL ...

4. TEIL

Finanzwesen und Gebarung des Arbeitsmarktservice

Eigener Wirkungsbereich

§ 41. (1) Das Arbeitsmarktservice bestreitet die Personal- und
Sachausgaben für die Vollziehung dieses Bundesgesetzes, des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 des
Sonderunterstützungsgesetzes, BGBl.Nr. 642/1973, des
Ausländerbeschäftigungsgesetzes sowie sonstiger dem
Arbeitsmarktservice zur Vollziehung übertragener Bundesgesetze in
eigenem Namen und auf eigene Rechnung.

(2) Der Bund hat dem Arbeitsmarktservice die Ausgaben gemäß Abs.
1 mit Ausnahme der Ausgaben gemäß § 51 zu Lasten der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik (§ 1 Abs. 2 Z 1 des
Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes, BGBl.Nr. 315/1994) zu
ersetzen.

(3) Die Ausgaben gemäß § 51 sind vom Arbeitsmarktservice zu
tragen.

(4) Ausgenommen von den Regelungen des Abs. 1 sind jedoch
Ausgaben für Ruhegenüsse der ehemals im Arbeitsmarktservice tätigen
Beamten; diese sind vom Bund zu bestreiten.

4. TEIL

Finanzwesen und Gebarung des Arbeitsmarktservice

Eigener Wirkungsbereich

§ 41. (1) Das Arbeitsmarktservice bestreitet den Personal- und
Sachaufwand für die Vollziehung dieses Bundesgesetzes, des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 des
Sonderunterstützungsgesetzes, BGBl. Nr. 642/1973, des
Ausländerbeschäftigungsgesetzes sowie sonstiger dem
Arbeitsmarktservice zur Vollziehung übertragener Bundesgesetze in
eigenem Namen und auf eigene Rechnung.

(2) Der Bund hat dem Arbeitsmarktservice den sonst auszuweisenden
Verlust des jeweiligen Geschäftsjahres zu ersetzen.

(3) Ausgenommen von den Regelungen des Abs. 1 sind jedoch
Ausgaben für Ruhegenüsse der ehemals im Arbeitsmarktservice tätigen
Beamten; diese sind vom Bund zu bestreiten.

Präliminarien

§ 43. (1) Die finanzielle Abwicklung des Arbeitsmarktservice im gemäß
§ 41 umschriebenen Wirkungsbereich hat aufgrund der für das jeweilige
Kalenderjahr geltenden Präliminarien zu erfolgen.

(2) Die Präliminarien haben unter Berücksichtigung der für das
betreffende Jahr maßgebenden Vorgaben des längerfristigen Planes gemäß
§ 40

1. alle voraussichtlichen Erträge und Aufwendungen des betreffenden
Geschäftsjahres und

Präliminarien

§ 43. (1) Die finanzielle Abwicklung des Arbeitsmarktservice im gemäß
§ 41 umschriebenen Wirkungsbereich hat aufgrund der für das jeweilige
Kalenderjahr geltenden Präliminarien zu erfolgen.

(2) Die Präliminarien haben unter Berücksichtigung der für das
betreffende Jahr maßgebenden Vorgaben des längerfristigen Planes gemäß
§ 40

1. alle voraussichtlichen Erträge und Aufwendungen des betreffenden
Geschäftsjahres und
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2. einen Personalplan, in dem die Zahl der Arbeitnehmer des
Arbeitsmarktservice, gegliedert nach Entlohnungsgruppen, für das
betreffende Geschäftsjahr festgelegt ist,

zu enthalten.

(3) Die Präliminarien haben festzulegen, inwieweit die einzelnen
Ausgabenpositionen der Präliminarien innerhalb der Bestimmungen der
Finanzordnung (§ 47 Abs. 2) überschritten werden können. Ebenso haben
die Präliminarien festzulegen, inwieweit der Personalplan überschritten
werden kann. Eine Überschreitung in einem 25 vH übersteigenden Ausmaß
ist jedenfalls unzulässig. Durch Überschreitung einzelner
Ausgabenpositionen der Präliminarien darf die Gesamtausgabensumme
nicht überschritten werden.

(4) Die Präliminarien beschließt der Verwaltungsrat über Vorschlag des
Vorstandes. Sie bedürfen der Genehmigung des Bundesministers für Arbeit
und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen. Der
Vorstand hat bei der Erstellung des Präliminarienentwurfes auf den
Bundesvoranschlagsentwurf Bedacht zu nehmen.

(5) Die Nichtgenehmigung der Präliminarien kann mit der Auflage
erfolgen, daß die Präliminarien auf der Grundlage des Bundesvoranschlages
zu erstellen sind, soweit dadurch nicht die Erfüllung bestehender
Verpflichtungen gefährdet ist.

(6) Eine Überschreitung der Gesamtausgabensumme ist nur durch eine
Änderung der Präliminarien möglich, die den Bestimmungen über die
Erstellung der Präliminarien unterliegt.

2. einen Personalplan, in dem die Zahl der Arbeitnehmer des
Arbeitsmarktservice, gegliedert nach Entlohnungsgruppen, für das
betreffende Geschäftsjahr festgelegt ist,

zu enthalten.

(3) Die Präliminarien haben festzulegen, inwieweit die einzelnen
Aufwandspositionen der Präliminarien innerhalb der Bestimmungen der
Finanzordnung (§ 47 Abs. 2) überschritten werden können. Ebenso haben
die Präliminarien festzulegen, inwieweit der Personalplan überschritten
werden kann. Eine Überschreitung in einem 25 vH übersteigenden Ausmaß
ist jedenfalls unzulässig. Durch Überschreitung einzelner
Aufwandspositionen der Präliminarien darf die Gesamtaufwandssumme nicht
überschritten werden.

(4) Die Präliminarien beschließt der Verwaltungsrat über Vorschlag des
Vorstandes. Sie bedürfen der Genehmigung des Bundesministers für Arbeit
und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen. Der
Vorstand hat bei der Erstellung des Präliminarienentwurfes auf den
Bundesvoranschlagsentwurf Bedacht zu nehmen.

(5) Die Nichtgenehmigung der Präliminarien kann mit der Auflage
erfolgen, dass die Präliminarien auf der Grundlage des
Bundesvoranschlages zu erstellen sind, soweit dadurch nicht die Erfüllung
bestehender Ve rpflichtungen gefährdet ist.

(6) Eine Überschreitung der Gesamtaufwandssumme ist nur durch eine
Änderung der Präliminarien möglich, die den Bestimmungen über die
Erstellung der Präliminarien unterliegt.

Besondere Finanzvorschriften

§ 47. (1) Das Arbeitsmarktservice hat das Finanzwesen für den in § 41
umschriebenen Tätigkeitsbereich unter sinngemäßer Anwendung des
Dritten Buches, Erster und zweiter Abschnitt des Handelsgesetzbuches vom
10.5.1897, DRGBl.S 219/1897, nach Grundsätzen ordnungsgemäßer
Buchführung durchzuführen. Allfällige Gewinne aufgrund des
Jahresabschlusses sind einer Rücklage zuzuführen.

(2) Der Verwaltungsrat hat über Vorschlag des Vorstandes eine
Finanzordnung nach den Grundsätzen des VIII. Abschnittes der
Bundeshaushaltsverordnung 1989, BGBl.Nr. 570, zu erlassen. In der

Besondere Finanzvorschriften

§ 47. (1) Das Arbeitsmarktservice hat das Finanzwesen für den in § 41
umschriebenen Tätigkeitsbereich unter sinngemäßer Anwendung des
Dritten Buches, Erster und zweiter Abschnitt des Handelsgesetzbuches vom
10.5.1897, DRGBl.S 219/1897, nach Grundsätzen ordnungsgemäßer
Buchführung durchzuführen.

(2) Der Verwaltungsrat hat über Vorschlag des Vorstandes eine
Finanzordnung nach den Grundsätzen des VIII. Abschnittes der
Bundeshaushaltsverordnung 1989, BGBl.Nr. 570, zu erlassen. In der
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Finanzordnung ist festzulegen, unter welchen Voraussetzungen
Überschreitungen der einzelnen Ausgabepositionen der Präliminarien
zulässig sind. Die Finanzordnung bedarf der Zustimmung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen.

(3) Folgende Maßnahmen bedürfen der Zustimmung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen

1. Vorhaben im Sinne des § 41, die im Einzelfall 50 Mio. S übersteigen;
dies gilt für Dauerschuldverhältnisse mit der Maßgabe, daß bei
befristeten Dauerschuldverhältnissen der Gesamtaufwand, bei
unbefristeten das 10-fache des Jahresaufwandes 50 Mio. S
übersteigt;

2. das Eingehen von Beteiligungen an fremden Einrichtungen;
3. Veränderungen im Bestand von Liegenschaften;
4. Vorhaben, die darauf gerichtet sind, Neu-, Um- und Zubauten an

und von Gebäuden durchzuführen, die im Einzelfall fünf Mio. S
übersteigen und

5. die Mitgliedschaft in einer Personenvereinigung, wenn der
Mitgliedsbeitrag in einem Jahr fünf Mio. S übersteigt.

Finanzordnung ist festzulegen, unter welchen Voraussetzungen
Überschreitungen der einzelnen Ausgabepositionen der Präliminarien
zulässig sind. Die Finanzordnung bedarf der Zustimmung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen.

(3) Folgende Maßnahmen bedürfen der Zustimmung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen

1. Vorhaben im Sinne des § 41, die im Einzelfall 50 Mio. S übersteigen;
dies gilt für Dauerschuldverhältnisse mit der Maßgabe, daß bei
befristeten Dauerschuldverhältnissen der Gesamtaufwand, bei
unbefristeten das 10-fache des Jahresaufwandes 50 Mio. S
übersteigt;

2. das Eingehen von Beteiligungen an fremden Einrichtungen;
3. Veränderungen im Bestand von Liegenschaften;
4. Vorhaben, die darauf gerichtet sind, Neu-, Um- und Zubauten an

und von Gebäuden durchzuführen, die im Einzelfall fünf Mio. S
übersteigen und

5. die Mitgliedschaft in einer Personenvereinigung, wenn der
Mitgliedsbeitrag in einem Jahr fünf Mio. S übersteigt.

Kreditaufnahmen

§ 48. (1) Das Arbeitsmarktservice darf über Beschluß des
Verwaltungsrates mit Zustimmung des Bundesministers für Arbeit und
Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen Kredite
aufnehmen, wenn

1. in einem Kalenderjahr voraussichtlich ein Beitrag an die Gebarung
Arbeitsmarktpolitik gemäß § 1 Abs. 1 Z 4 in Verbindung mit § 6
Abs. 3 des Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes fällig wird, der
durch verfügbare Mittel der Arbeitsmarktrücklage (§ 50) nicht
gedeckt ist, oder

2. die Sicherung der Aufwendungen gemäß § 41 Abs. 1 kurzfristig und
vorübergehend die Zuführung zusätzlicher Mittel erfordert.

(2) Der Gesamtrahmen jeweils aushaftender Kredite gemäß Abs. 1 Z.1
darf 20 vH der voraussichtlichen Einnahmen des Bundes aus
Arbeitslosenversicherungsbeiträgen (§ 1 Abs. 1 Z 1 des

Kreditaufnahmen

§ 48. (1) Das Arbeitsmarktservice darf über Beschluß des
Verwaltungsrates mit Zustimmung des Bundesministers für Arbeit und
Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen Kredite
aufnehmen, wenn

1. in einem Kalenderjahr voraussichtlich ein Beitrag an die Gebarung
Arbeitsmarktpolitik gemäß § 1 Abs. 1 Z 9 in Verbindung mit § 6
Abs. 4 des Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes fällig wird, der
durch verfügbare Mittel der Arbeitsmarktrücklage (§ 50) nicht
gedeckt ist, oder

2. die Sicherung der Aufwendungen gemäß § 41 Abs. 1 kurzfristig und
vorübergehend die Zuführung zusätzlicher Mittel erfordert.

 (2) Der Gesamtrahmen jeweils aushaftender Kredite gemäß Abs. 1 Z.1
darf 20 vH der voraussichtlichen Einnahmen des Bundes aus
Arbeitslosenversicherungsbeiträgen (§ 1 Abs. 1 Z 1 des
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Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes) des jeweiligen Budgetjahres nicht
übersteigen.

(3) Kredite gemäß Abs. 1 Z 2 sind jährlich spätestens anläßlich der
vorläufigen Abrechnung gemäß § 7 Abs. 3 des
Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes zu tilgen.

(4) Das Arbeitsmarktservice hat sich bei Kreditaufnahmen gemäß Abs.
1 der Bundesfinanzierungsagentur zu bedienen.

(5) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, Haftungen des
Bundes für gemäß Abs. 1 aufgenommene Kredite nach Maßgabe des jeweils
geltenden Bundesfinanzgesetzes zu übernehmen.

(6) Die durch Kreditaufnahme entstehenden Kosten, wie Zinsen,
Kreditvertrags- und Kontoführungsgebühren und sonstige Spesen sowie
die Tilgung sind dem Arbeitsmarktservice vom Bund zu Lasten der
Gebarung Arbeitsmarktpolitik (§ 1 Abs. 2 Z 8 des
Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes) zu ersetzen.

Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes) des jeweiligen Budgetjahres nicht
übersteigen.

(3) Kredite gemäß Abs. 1 Z 2 sind jährlich spätestens anläßlich der
vorläufigen Abrechnung gemäß § 7 Abs. 3 des
Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes zu tilgen.

(4) Das Arbeitsmarktservice hat sich bei Kreditaufnahmen gemäß Abs.
1 der Bundesfinanzierungsagentur zu bedienen.

(5) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, Haftungen des
Bundes für gemäß Abs. 1 aufgenommene Kredite nach Maßgabe des jeweils
geltenden Bundesfinanzgesetzes zu übernehmen.

(6) Die Kosten für die Tilgung von Krediten gemäß Abs. 1 Z 1 sind
dem Arbeitsmarktservice vom Bund zu Lasten der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik (§ 1 Abs  2  Z 8 AMPFG) zu ersetzen. Die übrigen
durch Kreditaufnahme entstehenden Kosten wie Zinsen, Kreditvertrags-
und Kontoführungsgebühren und sonstige Spesen sind als Sachaufwand
gemäß § 41 Abs. 1 zu ersetzen (§ 1 Abs. 2 Z 1 AMPFG).

Sonderbewertungsrechte

§ 49. (1) Soweit nach den Bestimmungen des § 47 Abs. 1 für künftige
Verpflichtungen Rücklagen und Rückstellungen zu bilden sind, erhält das
Arbeitsmarktservice die unbaren Aufwendungen für die Dotierung der
Rücklagen und Rückstellungen vom Bund nicht in bar ersetzt. Der Bund
ist jedoch verpflichtet, dem Arbeitsmarktservice die entsprechenden
Ausgaben in jenem Finanzjahr zu ersetzen, in dem und soweit jene
Verpflichtung fällig wird, für die die Rücklage bzw. Rückstellung gebildet
wurde. Das Arbeitsmarktservice kann mit der Bildung der Rücklage bzw.
Rückstellung eine entsprechende Forderung an den Bund aktivieren.

(2) Ebenso ist das Arbeitsmarktservice berechtigt, im Falle von
Kreditaufnahmen gemäß § 48 Abs. 1 Z 1 den Ersatzanspruch gegen den
Bund gemäß § 48 Abs. 6 in voller Höhe der aushaftenden Kreditschuld zu
aktivieren.

Arbeitsmarktrücklage

§ 49. (1) Das durch Überweisungen des Bundes gemäß § 1 Abs. 2 Z 13
des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes (AMPFG), BGBl.
Nr. 315/1994, entstehende Vermögen ist durch Bildung einer besonderen
Rücklage (Arbeitsmarktrücklage) zu binden.

Arbeitsmarktrücklage

§ 50. (1) Das durch Überweisungen des Bundes gemäß § 1 Abs. 2 Z 9

Anlage der Arbeitsmarktrücklage

§ 50. Die Arbeitsmarktrücklage ist gewinnbringend so anzulegen,
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in Verbindung mit § 6 Abs. 4 des
Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes entstehende Vermögen ist
durch Bildung einer besonderen Rücklage (Arbeitsmarktrücklage) zu
binden.

(2) Innerhalb der Arbeitsmarktrücklage ist eine zweckgebundene
Rücklage für Haftungsübernahmen gemäß §§ 27a Abs. 8 und 35a des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl.Nr. 31/1969 (Haftungsrücklage),
zu bilden. Die Haftungsrücklage bleibt bei der Beurteilung der
Vermögenslage des Arbeitsmarktservice im Sinne des § 6 Abs. 3 des
Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes außer Betracht.

(3) Die Haftungsrücklage gemäß Abs. 2 beträgt 0,5 vH der
durchschnittlichen jährlichen Ausgaben des Bundes im Rahmen der
gebundenen Gebarung Arbeitsmarktpolitik (§ 1 Abs. 2 des
Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes) in den letzten 5 Jahren
(Berechnungsgrundlage). Diese Haftungsrücklage darf jedoch die
jederzeit verfügbaren Mittel der Arbeitsmarktrücklage nicht übersteigen.
Sie ist jährlich aufgrund des Bundesrechnungsabschlusses der
zweckgebundenen Gebarung Arbeitsmarktpolitik des Vorjahres
festzulegen. Vermindert sich aufgrund dieser Berechnung die
Haftungsrücklage gegenüber der des Vorjahres, so ist die Zweckbindung
nur insoweit aufzuheben, als sie nicht bereits durch Haftungsübernahmen
in den Vorjahren in Anspruch genommen ist.

(4) Die Rücklage ist gewinnbringend so anzulegen, daß die Zwecke
gemäß § 1 Abs. 1 Z 4 in Verbindung mit § 6 Abs. 4 des
Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes sowie die Zwecke gemäß Abs.
2 und 3 und § 51 erfüllt werden können. Die Einnahmen aus Provisionen
für Haftungen sind der Haftungsrücklage zuzuführen.

dass sie umgehend für Zwecke des § 51 herangezogen werden kann.

Auflösung der Rücklage

§ 51. (1) Das Arbeitsmarktservice darf die Arbeitsmarktrücklage
jährlich im Höchstausmaß von 1,5 v.H. der im Bundesfinanzgesetz für das
jeweilige Jahr veranschlagten Einnahmen aus
Arbeitslosenversicherungsbeiträgen (§ 1 Abs. 1 Z 1 des
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes) auflösen und die dadurch
freiwerdenden Mittel für Baumaßnahmen und die Ausstattung von

Auflösung der Arbeitsmarktrücklage

§ 51. Das Arbeitsmarktservice hat die Arbeitsmarktrücklage im
Auftrag des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit ganz oder
teilweise aufzulösen und die dadurch freiwerdenden Mittel zur
Finanzierung von Leistungen zur Erfüllung der Aufgaben gemäß § 29 zu
verwenden.“
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Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice heranziehen, wenn es für die
Durchführung des Kundendienstes des Arbeitsmarktservice erforderlich
ist.

(2) Das Arbeitsmarktservice darf die Arbeitsmarktrücklage in einem
Ausmaß von 10 vH des im geltenden bundesfinanzgesetzlichen Ansatzes
für Leistungen im Sinne des 2. Teiles, 3. Hauptstück ausgewiesenen
Betrages auflösen und die dadurch freiwerdenden Mittel zur Finanzierung
solcher Leistungen verwenden, wenn es dies für die Behebung
außergewöhnlicher lokaler oder regionaler Schwierigkeiten auf dem
Arbeitsmarkt für erforderlich hält.

Änderung des Arbeitsmarktförderungsgesetzes

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen für Klein- und Mittelunternehmen

§ 27a. (1) Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 lit. a an Unternehmen können
ausschließlich an Klein- und Mittelunternehmen gewährt werden, um
zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen oder bestehende Arbeitsplätze zu
erhalten.

(2) Voraussetzung für die Gewährung von Beihilfen gemäß Abs. 1 ist,
daß positive Auswirkungen der beabsichtigten Investitionen oder
sonstigen Maßnahmen in arbeitsmarktpolitischer, volkswirtschaftlicher und
betriebswirtschaftlicher Hinsicht zu erwarten sind. Eine angemessene
Beteiligung von Gebietskörperschaften oder Finanzierungs-, Kredit- oder
Garantieeinrichtungen, die für Zwecke der Verbesserung der Regional- und
Wirtschaftsstruktur öffentliche Mittel erhalten, an der Maßnahme ist
anzustreben.

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat nach Anhörung der
gesetzlichen Interessenvertretungen und der kollektivvertragsfähigen
Berufsvereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer Richtlinien für
die Vergabe von Beihilfen zur Schaffung oder Erhaltung von Arbeitsplätzen
in Klein- und Mittelunternehmen zu erlassen.

(4) Eine Beihilfe darf nur nach Abschluß eines schriftlichen
Förderungsvertrages gewährt werden, der jene Bedingungen und Auflagen
enthält, welche die Erreichung des Förderungszweckes gewährleisten sollen.

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen für Klein- und Mittelunternehmen

§ 27a. (1) Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 lit. a an Unternehmen können
ausschließlich an Klein- und Mittelunternehmen gewährt werden, um
zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen oder bestehende Arbeitsplätze zu
erhalten.

(2) Voraussetzung für die Gewährung von Beihilfen gemäß Abs. 1 ist,
daß positive Auswirkungen der beabsichtigten Investitionen oder
sonstigen Maßnahmen in arbeitsmarktpolitischer, volkswirtschaftlicher und
betriebswirtschaftlicher Hinsicht zu erwarten sind. Eine angemessene
Beteiligung von Gebietskörperschaften oder Finanzierungs-, Kredit- oder
Garantieeinrichtungen, die für Zwecke der Verbesserung der Regional- und
Wirtschaftsstruktur öffentliche Mittel erhalten, an der Maßnahme ist
anzustreben.

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat nach Anhörung der
gesetzlichen Interessenvertretungen und der kollektivvertragsfähigen
Berufsvereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer Richtlinien für
die Vergabe von Beihilfen zur Schaffung oder Erhaltung von Arbeitsplätzen
in Klein- und Mittelunternehmen zu erlassen.

(4) Eine Beihilfe darf nur nach Abschluß eines schriftlichen
Förderungsvertrages gewährt werden, der jene Bedingungen und Auflagen
enthält, welche die Erreichung des Förderungszweckes gewährleisten sollen.
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(5) Beihilfen können als
1. verzinsliches oder unverzinsliches Darlehen,
2. Zinsenzuschuß,
3. Zuschuß oder
4. Haftungsübernahme gewährt werden.

(6) Die Laufzeit der Darlehen darf längstens 20 Jahre betragen. Ein
tilgungsfreier Zeitraum bis zu fünf Jahren ist zulässig. Verzinsliche Darlehen
sind mit dem für Kredite des ERP-Fonds ohne Bankspesen jeweils geltenden
Satz zu verzinsen.

(7) Ein Zinsenzuschuß darf erst ab Anfall von Zinsen und nicht länger
als fünf Jahre gewährt werden. Bei Vorliegen eines besonderen
arbeitsmarktpolitischen Interesses kann dieser Zeitraum auf 20 Jahre
verlängert werden.

(8) Als Haftungsübernahme kann die Beihilfe in Form der
Ausfallsbürgschaft oder in Fällen eines außergewöhnlich dringenden
arbeitsmarktpolitischen Erfordernisses in Form der Haftung als Bürge und
Zahler für Kredite und Darlehen mit einer Laufzeit bis zu 20 Jahren zu Lasten
der Haftungsrücklage gemäß § 50 Abs. 2 des Arbeitsmarktservicegesetzes,
BGBl. Nr. 313/1994, gewährt werden.

(5) Beihilfen können als
1. verzinsliches oder unverzinsliches Darlehen,
2. Zinsenzuschuß,
3. Zuschuß oder
4. Haftungsübernahme gewährt werden.

(6) Die Laufzeit der Darlehen darf längstens 20 Jahre betragen. Ein
tilgungsfreier Zeitraum bis zu fünf Jahren ist zulässig. Verzinsliche Darlehen
sind mit dem für Kredite des ERP-Fonds ohne Bankspesen jeweils geltenden
Satz zu verzinsen.

(7) Ein Zinsenzuschuß darf erst ab Anfall von Zinsen und nicht länger
als fünf Jahre gewährt werden. Bei Vorliegen eines besonderen
arbeitsmarktpolitischen Interesses kann dieser Zeitraum auf 20 Jahre
verlängert werden.

(8) Als Haftungsübernahme kann die Beihilfe in Form der
Ausfallsbürgschaft oder in Fällen eines außergewöhnlich dringenden
arbeitsmarktpolitischen Erfordernisses in Form der Haftung als Bürge und
Zahler für Kredite und Darlehen mit einer Laufzeit bis zu 20 Jahren zu Lasten
des Bundes gewährt werden. Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, namens des Bundes gemäß § 66 BHG für
Haftungsübernahmen die Ausfallsbürgschaft oder die Haftung als Bürge
und Zahler (§ 1357 ABGB) in einem im Bundesfinanzgesetz festgelegten
Ausmaß zu übernehmen. Zu Lasten der Haftungsrücklage gemäß § 50
Abs. 2 des Arbeitsmarktservicegesetzes (AMSG), BGBl. Nr. 313/1995, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 15/2000 eingegangene
Haftungsübernahmen gehen mit allen damit verbundenen Rechten und
Pflichten mit Ablauf des 31. Dezember 2000 auf den Bund über.

§ 29. (1) Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 lit. b können bei empfindlichen
Störungen der Wirtschaft den Dienstgebern für die als
Kurzarbeitsunterstützung geleistete Entschädigung im Sinne des Abs. 2
gewährt werden, wenn

a) diese Störungen voraussichtlich längere Zeit andauern werden,
b) die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice rechtzeitig

verständigt wurde und in einer zwischen dem

Kurzarbeitsbeihilfen

§ 29. (1) Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 lit. b können bei empfindlichen
Störungen der Wirtschaft den Dienstgebern für die als
Kurzarbeitsunterstützung geleistete Entschädigung im Sinne des Abs. 2
gewährt werden, wenn

a) diese Störungen voraussichtlich längere Zeit andauern werden,
b) die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice rechtzeitig

verständigt wurde und in einer zwischen dem
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Arbeitsmarktservice und dem Dienstgeber durchzuführenden
Beratung, der vom Arbeitsmarktservice der Betriebsrat
beizuziehen ist, unter Bedachtnahme auf die nach diesem
Bundesgesetz möglichen Maßnahmen keine andere
Lösungsmöglichkeit für die bestehenden
Beschäftigungsschwierigkeiten gefunden wurde und

c) zwischen den für den Wirtschaftszweig in Betracht kommenden
kollektivvertragsfähigen Körperschaften der Dienstgeber und
der Dienstnehmer Vereinbarungen über die Leistung einer
Entschädigung während der Kurzarbeit getroffen werden.

Das Arbeitsmarktservice hat die gemäß lit. c in Betracht kommenden
kollektivvertragsfähigen Körperschaften der Dienstgeber und der
Dienstnehmer von einer Beratung gemäß lit. b zu verständigen; diese sind
berechtigt. an der Beratung teilzunehmen.

(2) Durch die Vereinbarung muß hinsichtlich des Beschäftigtenstandes,
der Arbeitszeit und der Entschädigung sichergestellt sein:

a) während der Kurzarbeit und in einem allenfalls darüber hinaus
zusätzlich vereinbarten Zeitraum nach deren Beendigung wird
der Beschäftigtenstand aufrechterhalten, es sei denn, daß die
regionale Organisation des Arbeitsmarktservice in besonderen
Fällen eine Ausnahme bewilligt,

b) in vier aufeinanderfolgenden Wochen wird im Betrieb insgesamt
mindestens vier Fünftel der jeweils durch Gesetz oder
Kollektivvertrag vorgesehenen wöchentlichen Normalarbeitszeit
gearbeitet und

c) nicht voll beschäftigten Dienstnehmern wird durch den
Dienstgeber, wenn die ausfallende Arbeitszeit innerhalb von vier
aufeinanderfolgenden Wochen mindestens zwei Fünftel der
jeweils durch Gesetz oder Kollektivvertrag vorgesehenen
wöchentlichen Normalarbeitszeit beträgt, für den Arbeitsausfall
als Kurzarbeitsunterstützung eine Entschädigung geleistet. Die
Kurzarbeitsunterstützung beträgt für jede ausgefallene
Arbeitsstunde mindestens ein Achtel des Tagessatzes des
Arbeitslosengeldes.

(3) Als Tagessatz des Arbeitslosengeldes im Sinne des Abs. 2 lit. c gilt
der tägliche Grundbetrag des Arbeitslosengeldes (§ 21 Abs. 3 des

Arbeitsmarktservice und dem Dienstgeber durchzuführenden
Beratung, der vom Arbeitsmarktservice der Betriebsrat
beizuziehen ist, unter Bedachtnahme auf die nach diesem
Bundesgesetz möglichen Maßnahmen keine andere
Lösungsmöglichkeit für die bestehenden
Beschäftigungsschwierigkeiten gefunden wurde und

c) zwischen den für den Wirtschaftszweig in Betracht kommenden
kollektivvertragsfähigen Körperschaften der Dienstgeber und
der Dienstnehmer Vereinbarungen über die Leistung einer
Entschädigung während der Kurzarbeit getroffen werden.

Das Arbeitsmarktservice hat die gemäß lit. c in Betracht kommenden
kollektivvertragsfähigen Körperschaften der Dienstgeber und der
Dienstnehmer von einer Beratung gemäß lit. b zu verständigen; diese sind
berechtigt. an der Beratung teilzunehmen.

(2) Durch die Vereinbarung muß hinsichtlich des Beschäftigtenstandes,
der Arbeitszeit und der Entschädigung sichergestellt sein:

a) während der Kurzarbeit und in einem allenfalls darüber hinaus
zusätzlich vereinbarten Zeitraum nach deren Beendigung wird
der Beschäftigtenstand aufrechterhalten, es sei denn, daß die
regionale Organisation des Arbeitsmarktservice in besonderen
Fällen eine Ausnahme bewilligt,

b) in vier aufeinanderfolgenden Wochen wird im Betrieb insgesamt
mindestens vier Fünftel der jeweils durch Gesetz oder
Kollektivvertrag vorgesehenen wöchentlichen Normalarbeitszeit
gearbeitet und

c) nicht voll beschäftigten Dienstnehmern wird durch den
Dienstgeber, wenn die ausfallende Arbeitszeit innerhalb von vier
aufeinanderfolgenden Wochen mindestens zwei Fünftel der
jeweils durch Gesetz oder Kollektivvertrag vorgesehenen
wöchentlichen Normalarbeitszeit beträgt, für den Arbeitsausfall
als Kurzarbeitsunterstützung eine Entschädigung geleistet. Die
Kurzarbeitsunterstützung beträgt für jede ausgefallene
Arbeitsstunde mindestens ein Achtel des Tagessatzes des
Arbeitslosengeldes.

(3) Als Tagessatz des Arbeitslosengeldes im Sinne des Abs. 2 lit. c gilt
der tägliche Grundbetrag des Arbeitslosengeldes (§ 21 Abs. 3 des
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Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977), den der betreffende
Dienstnehmer im Falle der Arbeitslosigkeit unter Zugrundelegung seines
Arbeitsverdienstes bei Vollarbeit beziehen würde, zuzüglich der
Aufwendungen, die bei Arbeitslosengeldbezug für die Pensions- und die
Krankenversicherung zu erbringen wären. An Stelle der Tagessätze können
Pauschalsätze treten, die vom Bundesminister für Arbeit und Soziales unter
Bedachtnahme auf den Wochen- beziehungsweise Monatsverdienst, einen
allfälligen Alleinverdienerabsetzbetrag und die Anzahl der Kinder laut
Familienbeihilfenkarte des von Kurzarbeit betroffenen Dienstnehmers
festgesetzt werden.

(4) Die Vereinbarungen müssen auf bestimmte Zeit abgeschlossen
werden.

(5) Sind von der Kurzarbeit zu einem wesentlichen Teil Arbeitnehmer,
die das 45. Lebensjahr vollendet haben, betroffen, so kann bei Erfüllung der
Voraussetzungen des Abs. 2 lit. a und c der Abschluß einer Vereinbarung
gemäß Abs. 1 lit. c entfallen und der gemäß Abs. 2 lit. b maßgebliche
Durchrechnungszeitraum verlängert werden. Im Durchrechnungszeitraum
muß insgesamt mindestens ein Fünftel der wöchentlichen Normalarbeitszeit
gearbeitet werden. Der Kurzarbeitszeitraum darf jedoch nicht länger als ein
Jahr betragen.

Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977), den der betreffende
Dienstnehmer im Falle der Arbeitslosigkeit unter Zugrundelegung seines
Arbeitsverdienstes bei Vollarbeit beziehen würde, zuzüglich der
Aufwendungen, die bei Arbeitslosengeldbezug für die Pensions- und die
Krankenversicherung zu erbringen wären. An Stelle der Tagessätze können
Pauschalsätze treten, die vom Bundesminister für Arbeit und Soziales unter
Bedachtnahme auf den Wochen- beziehungsweise Monatsverdienst, einen
allfälligen Alleinverdienerabsetzbetrag und die Anzahl der Kinder laut
Familienbeihilfenkarte des von Kurzarbeit betroffenen Dienstnehmers
festgesetzt werden.

(4) Die Vereinbarungen müssen auf bestimmte Zeit abgeschlossen
werden.

(5) Sind von der Kurzarbeit zu einem wesentlichen Teil Arbeitnehmer,
die das 45. Lebensjahr vollendet haben, betroffen, so kann bei Erfüllung der
Voraussetzungen des Abs. 2 lit. a und c der Abschluß einer Vereinbarung
gemäß Abs. 1 lit. c entfallen und der gemäß Abs. 2 lit. b maßgebliche
Durchrechnungszeitraum verlängert werden. Im Durchrechnungszeitraum
muß insgesamt mindestens ein Fünftel der wöchentlichen Normalarbeitszeit
gearbeitet werden. Der Kurzarbeitszeitraum darf jedoch nicht länger als ein
Jahr betragen.
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Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen für Unternehmen in
Problemregionen

§ 35a. (1) Beihilfen gemäß § 35 Abs. 1 lit. a an Unternehmen können
ausschließlich an Unternehmen in Problemregionen gewährt werden, um
zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen oder bestehende Arbeitsplätze zu
erhalten.

(2) Voraussetzung für die Gewährung von Beihilfen gemäß Abs. 1 ist,
daß positive Auswirkungen der beabsichtigten Investitionen oder sonstiger
Maßnahmen in arbeitsmarktpolitischer, volkswirtschaftlicher und
betriebswirtschaftlicher Hinsicht mit besonderer Bedeutung für die jeweilige
Region zu erwarten sind. Eine angemessene Beteiligung von
Gebietskörperschaften oder Finanzierungs-, Kredit- oder
Garantieeinrichtungen, die für Zwecke der Verbesserung der Regional- und
Wirtschaftsstruktur öffentliche Mittel erhalten, an der Maßnahme ist
anzustreben.

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat nach Anhörung der
gesetzlichen Interessenvertretungen und der kollektivvertragsfähigen
Berufsvereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer Richtlinien für
die Vergabe von Beihilfen zur Schaffung oder Erhaltung von Arbeitsplätzen
in Unternehmen in Problemregionen zu erlassen.

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen für Unternehmen in
Problemregionen

§ 35a. (1) Beihilfen gemäß § 35 Abs. 1 lit. a an Unternehmen können
ausschließlich an Unternehmen in Problemregionen gewährt werden, um
zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen oder bestehende Arbeitsplätze zu
erhalten.

(2) Voraussetzung für die Gewährung von Beihilfen gemäß Abs. 1 ist,
daß positive Auswirkungen der beabsichtigten Investitionen oder sonstiger
Maßnahmen in arbeitsmarktpolitischer, volkswirtschaftlicher und
betriebswirtschaftlicher Hinsicht mit besonderer Bedeutung für die jeweilige
Region zu erwarten sind. Eine angemessene Beteiligung von
Gebietskörperschaften oder Finanzierungs-, Kredit- oder
Garantieeinrichtungen, die für Zwecke der Verbesserung der Regional- und
Wirtschaftsstruktur öffentliche Mittel erhalten, an der Maßnahme ist
anzustreben.

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat nach Anhörung der
gesetzlichen Interessenvertretungen und der kollektivvertragsfähigen
Berufsvereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer Richtlinien für
die Vergabe von Beihilfen zur Schaffung oder Erhaltung von Arbeitsplätzen
in Unternehmen in Problemregionen zu erlassen.

(4) Die Beihilfe kann als Haftungsübernahme in Form der
Ausfallsbürgschaft oder in Fällen eines außergewöhnlich dringenden
arbeitsmarktpolitischen Erfordernisses in Form der Haftung als Bürge
und Zahler für Kredite und Darlehen mit einer Laufzeit bis zu 20 Jahren
zu Lasten des Bundes gewährt werden. Der Bundesminister für Finanzen
ist ermächtigt, namens des Bundes gemäß § 66 BHG für
Haftungsübernahmen die Ausfallsbürgschaft oder die Haftung als Bürge
und Zahler (§ 1357 ABGB) in einem im Bundesfinanzgesetz festgelegten
Ausmaß zu übernehmen. Zu Lasten der Haftungsrücklage gemäß § 50
Abs. 2 des Arbeitsmarktservicegesetzes (AMSG), BGBl. Nr. 313/1995, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 15/2000 eingegangene
Haftungsübernahmen gehen mit allen damit verbundenen Rechten und
Pflichten mit Ablauf des 31. Dezember 2000 auf den Bund über.

§ 40. Beihilfen nach diesem Bundesgesetz, ausgenommen gemäß
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§ 29, sind aus Bundesmitteln zu bestreiten. Der Bund tritt unmittelbar in
alle im Zusammenhang mit Beihilfen an Unternehmen nach diesem
Bundesgesetz, ausgenommen gemäß § 29, bestehenden Rechte und
Pflichten ein.

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen aus Bundesmitteln

§ 51a. (1) Beihilfen nach diesem Bundesgesetz können für das Jahr
1993 und für das erste Halbjahr 1994 auch in Verfolgung übergeordneter
beschäftigungspolitischer Ziele gewährt werden. Welche
Förderungsinstrumente nach diesem Bundesgesetz diesfalls zum Einsatz
kommen, ist in dem in der Anlage enthaltenen beschäftigungspolitischen
Sonderprogramm festgelegt. Die einzelnen Beihilfen sind nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes abzuwickeln. Beihilfen, die im
Rahmen dieses Sonderprogramms für die zwischen 1. Jänner 1993 und 30.
Juni 1994 begonnenen Maßnahmen gewährt werden, können im Jahre 1994
und im ersten Halbjahr 1995 zur Auszahlung gelangen.

(2) Das gemäß Abs. 1 festgelegte Sonderprogramm ist mit einem
maximalen Ausgabenrahmen in Höhe von einer Milliarde Schilling, die
Ausgaben in den Jahren 1993, 1994 und 1995 zusammengenommen,
begrenzt. Davon ist ein Ausgabenrahmen in Höhe von zusammen hundert
Millionen Schilling für gemäß § 27 Abs. 1 lit. a in Verbindung mit § 28 und
gemäß § 35 Abs. 1 lit. a oder b in Verbindung mit § 36 dieses
Bundesgesetzes an kleinere und mittlere Unternehmen zu gewährende
Beihilfen vorzusehen. Über die Gewährung solcher Beihilfen ist im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
zu entscheiden.

(3) In Verfolgung wichtiger wirtschafts- und beschäftigungspolitischer
Ziele können Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 lit. a und gemäß § 35 Abs. 1 lit. a
und b an arbeitsmarkt- und regionalpolitisch bedeutende Unternehmen
einschließlich Leitunternehmen im gewerblichen Bereich gewährt werden. Im
Falle von Rettungs- und Begleitbeihilfen zur Vermeidung der Schließung
erhaltungswürdiger Betriebe sind die Bestimmungen des § 27 a Abs. 1 und 3
sowie des § 35 a Abs. 1 und 3 nicht anzuwenden. Nähere Richtlinien hat der
Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten und dem
Bundesminister für Finanzen zu erlassen. Über die Gewährung einer Beihilfe

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen aus Bundesmitteln

§ 51a. (1) Beihilfen nach diesem Bundesgesetz können für das Jahr
1993 und für das erste Halbjahr 1994 auch in Verfolgung übergeordneter
beschäftigungspolitischer Ziele gewährt werden. Welche
Förderungsinstrumente nach diesem Bundesgesetz diesfalls zum Einsatz
kommen, ist in dem in der Anlage enthaltenen beschäftigungspolitischen
Sonderprogramm festgelegt. Die einzelnen Beihilfen sind nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes abzuwickeln. Beihilfen, die im
Rahmen dieses Sonderprogramms für die zwischen 1. Jänner 1993 und 30.
Juni 1994 begonnenen Maßnahmen gewährt werden, können im Jahre 1994
und im ersten Halbjahr 1995 zur Auszahlung gelangen.

(2) Das gemäß Abs. 1 festgelegte Sonderprogramm ist mit einem
maximalen Ausgabenrahmen in Höhe von einer Milliarde Schilling, die
Ausgaben in den Jahren 1993, 1994 und 1995 zusammengenommen,
begrenzt. Davon ist ein Ausgabenrahmen in Höhe von zusammen hundert
Millionen Schilling für gemäß § 27 Abs. 1 lit. a in Verbindung mit § 28 und
gemäß § 35 Abs. 1 lit. a oder b in Verbindung mit § 36 dieses
Bundesgesetzes an kleinere und mittlere Unternehmen zu gewährende
Beihilfen vorzusehen. Über die Gewährung solcher Beihilfen ist im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
zu entscheiden.

(3) In Verfolgung wichtiger wirtschafts- und beschäftigungspolitischer
Ziele können Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 lit. a und gemäß § 35 Abs. 1 lit. a
und b an arbeitsmarkt- und regionalpolitisch bedeutende Unternehmen
einschließlich Leitunternehmen im gewerblichen Bereich gewährt werden. Im
Falle von Rettungs- und Begleitbeihilfen zur Vermeidung der Schließung
erhaltungswürdiger Betriebe sind die Bestimmungen des § 27 a Abs. 1 und 3
sowie des § 35 a Abs. 1 und 3 nicht anzuwenden. Nähere Richtlinien hat der
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen zu erlassen. Über die Gewährung einer Beihilfe
entscheidet der Bundesminster für Wirtschaft und Arbeit im Einvernehmen
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entscheidet der Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten und dem
Bundesminister für Finanzen.

(4)  Beihilfen gemäß Abs. 1 und 3 sind endgültig aus Bundesmitteln zu
bestreiten.

(5) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, namens des Bundes
gemäß § 66 BHG für Beihilfen in Verfolgung wichtiger wirtschafts- und
beschäftigungspolitischer Ziele sowie für Rettungs- und Begleitbeihilfen zur
Vermeidung der Schließung erhaltungswürdiger Betriebe die Haftung als
Bürge und Zahler (§ 1357 ABGB) in einem im Bundesfinanzgesetz
festgelegten Ausmaß zu übernehmen.

mit dem Bundesminister für Finanzen. Förderungen im Rahmen der
Regionalen Innovationsprämie, die vor dem Ablauf des 31. Dezember 2000
nach anderen Richtlinien bewilligt wurden, gelten als Beihilfen im Sinne
dieses Absatzes. In den vergangenen Jahren für arbeitsmarktpolitische
Maßnahmen gemäß § 51a gebildete Rücklagen können auch für regional-
und strukturpolitische Maßnahmen verwendet werden.

(4)  Beihilfen gemäß Abs. 1 und 3 sind endgültig aus Bundesmitteln zu
bestreiten.

(5) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, namens des Bundes
gemäß § 66 BHG für Beihilfen in Verfolgung wichtiger wirtschafts- und
beschäftigungspolitischer Ziele sowie für Rettungs- und Begleitbeihilfen zur
Vermeidung der Schließung erhaltungswürdiger Betriebe die Haftung als
Bürge und Zahler (§ 1357 ABGB) in einem im Bundesfinanzgesetz
festgelegten Ausmaß zu übernehmen.

Inkrafttreten und Vollziehung

§ 53. (1) bis (11) unverändert.

Inkrafttreten und Vollziehung

§ 53. (1) bis (11) unverändert.

(12) Die §§ 27a Abs. 8, 35a Abs. 4 und 40 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2000 treten mit 1. Jänner 2001 in Kraft.

Änderung des Entgeltfortzahlungsgesetzes

§ 19a. (1) bis (4) unverändert.

(5) Die Fonds gemäß §§ 14 und 15 sind aufzulösen. Der
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat im Einvernehmen mit der
Bundesministerin für soziale Sicherheit und Generationen durch
Verordnung nähere Bestimmungen über die Auflösung der Fonds zu
treffen.

§ 19a. (1) bis (4) unverändert.

(5) Die Krankenversicherungsträger nach dem ASVG haben für das
Geschäftsjahr 2000 einen Rechnungsabschluss, der jedenfalls aus einer
Erfolgsrechnung und einer Liquidationsbilanz samt Einzelnachweisungen
zu allen Positionen der Bilanz bestehen muss, zu verfassen und bis zum
31. März 2001 dem Bundesministerium für soziale Sicherheit und
Generationen, dem Rechnungshof und dem Hauptverband vorzulegen.
Rücklagen gemäß § 14 Abs. 1 sind nicht mehr zu bilden. Gleichzeitig ist
das verbleibende Finanzvermögen des Erstattungsfonds an den
Hauptverband abzuführen.

(6) Nach Vorlage des Rechnungsabschlusses und Übermittlung des
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verbleibenden Finanzvermögens ist der jeweilige Erstattungsfonds des
Krankenversicherungsträgers aufzulösen. In der Liquidationsbilanz
ausgewiesene Forderungen und Verbindlichkeiten sind in die ordentliche
Gebarung des Krankenversicherungsträgers zu übernehmen.
Aufwendungen und Erträge aus verbleibenden Tätigkeiten nach diesem
Bundesgesetz, die nach Liquidation des Erstattungsfonds auftreten, sind in
der ordentlichen Gebarung des Krankenversicherungsträgers als
„sonstige und außerordentliche Aufwendungen“ bzw. „sonstige und
außerordentliche Erträge“ zu verrechnen.

(7) Anstelle des Rechnungsabschlusses gemäß § 15 Abs. 2 für das
Geschäftsjahr 2000 hat der Hauptverband über das gesamte Vermögen
seines Erstattungsfonds einen Rechnungsabschluss, der jedenfalls aus
einer Erfolgsrechnung und einer Liquidationsbilanz bestehen muss, zu
verfassen und dem Bundesministerium für soziale Sicherheit und
Generationen und dem Rechnungshof bis zum 30. April 2001 vorzulegen.
Dabei hat der Hauptverband die Übernahme des Vermögens der
Krankenversicherungsträger in einer Einzelnachweisung zur Position
„allgemeine Rücklage“ gesondert darzustellen.

(8) Der Hauptverband hat das verbleibende Finanzvermögen bis zu
einem Betrag von 300 Millionen Schilling dem Bund für Zwecke nach dem
Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz, BGBl. I Nr. 91/1998, zu übertragen.
Verbleibt danach ein Restbetrag, ist ein Betrag bis zur Höhe von 30 vH. des
gesamten verbleibenden Finanzvermögens zuzüglich 30 Millionen Schilling
dem Bund zu übertragen. Diese Übertragungen haben bis zum 30. April
2001 zu erfolgen. Verbleibt auch danach ein Restbetrag, hat der
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im Einvernehmen mit der
Bundesministerin für soziale Sicherheit und Generationen die Verwendung
des Restbetrages durch Verordnung festzulegen.

(9) Nach Übertragung des gesamten Finanzvermögens sind der
Erstattungsfonds beim Hauptverband sowie die Erstattungsausschüsse
aufzulösen.

§ 20. (1) bis (7) unverändert. § 20. (1) bis (7) unverändert.

(8) § 19a Abs. 5 bis 9 in der Fassung des BGBl I Nr. xxx/2000 tritt mit
1. Jänner 2001 in Kraft.
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Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977

§ 11. Arbeitslose, deren Dienstverhältnis infolge eigenen Verschuldens
beendet worden ist oder die ihr Dienstverhältnis freiwillig ohne triftigen
Grund gelöst haben, erhalten für die Dauer von vier Wochen, gerechnet
vom Tage der Beendigung des Dienstverhältnisses an, kein
Arbeitslosengeld. § 10 Abs. 2 gilt sinngemäß.

§ 11. Arbeitslose, deren Dienstverhältnis infolge eigenen Verschuldens
oder durch Zeitablauf beendet worden ist oder die ihr Dienstverhältnis
freiwillig ohne triftigen Grund oder einvernehmlich gelöst haben, erhalten
für die Dauer von vier Wochen, gerechnet vom Tage der Beendigung des
Dienstverhältnisses an, kein Arbeitslosengeld. § 10 Abs. 2 gilt sinngemäß.

§ 14. (1) Bei der erstmaligen Inanspruchnahme des Arbeitslosengeldes
ist die Anwartschaft erfüllt, wenn der Arbeitslose in den letzten 24 Monaten
vor Geltendmachung des Anspruches (Rahmenfrist) insgesamt 52 Wochen
im Inland arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war. Handelt es
sich jedoch um einen Arbeitslosen, der das Arbeitslosengeld vor
Vollendung des 25. Lebensjahres beantragt, ist die Anwartschaft erfüllt,
wenn

1. der Arbeitslose in den letzten zwölf Monaten vor Geltendmachung
des Anspruches (Rahmenfrist) insgesamt 26 Wochen im Inland
arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war, wobei
höchstens 16 Wochen arbeitslosenversicherungspflichtige Zeiten
nach § 35 Abs. 2 des Arbeitsmarktservicegesetzes, BGBl.Nr.
313/1994, herangezogen werden dürfen, und

2. ihm das Arbeitsmarktservice auch unter weitestmöglichem Einsatz
von Förderungsmaßnahmen keine zumutbare Beschäftigung
vermitteln kann, wobei diesbezüglich der Regionalbeirat
anzuhören ist.

(2) Bei jeder weiteren Inanspruchnahme des Arbeitslosengeldes ist die
Anwartschaft erfüllt, wenn der Arbeitslose in den letzten zwölf Monaten vor
Geltendmachung des Anspruches (Rahmenfrist) insgesamt 26 Wochen im
Inland arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war. Die
Anwartschaft ist im Falle einer weiteren Inanspruchnahme auch dann erfüllt,
wenn der Arbeitslose die Anwartschaft gemäß § 14 Abs. 1 erster Satz erfüllt.

(3) In Zeiten empfindlicher Arbeitslosigkeit kann durch Verordnung des
Bundesministers für soziale Verwaltung für einzelne Berufsgruppen, in
denen die Beschäftigungslage besonders ungünstig ist, bestimmt werden,
daß die Anwartschaft auch dann erfüllt ist, wenn der Arbeitslose in den

§ 14. (1) Bei der erstmaligen Inanspruchnahme des Arbeitslosengeldes
ist die Anwartschaft erfüllt, wenn der Arbeitslose in den letzten 24 Monaten
vor Geltendmachung des Anspruches (Rahmenfrist) insgesamt 52 Wochen
im Inland arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war. Handelt es
sich jedoch um einen Arbeitslosen, der das Arbeitslosengeld vor
Vollendung des 25. Lebensjahres beantragt, ist die Anwartschaft erfüllt,
wenn

1. der Arbeitslose in den letzten zwölf Monaten vor Geltendmachung
des Anspruches (Rahmenfrist) insgesamt 26 Wochen im Inland
arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war, wobei
höchstens 16 Wochen arbeitslosenversicherungspflichtige Zeiten
nach § 35 Abs. 2 des Arbeitsmarktservicegesetzes, BGBl.Nr.
313/1994, herangezogen werden dürfen, und

2. ihm das Arbeitsmarktservice auch unter weitestmöglichem Einsatz
von Förderungsmitteln  binnen vier Wochen weder eine zumutbare
Beschäftigung vermitteln  noch eine geeignete
arbeitsmarktpolitische Maßnahme anbieten kann.

(2) Bei jeder weiteren Inanspruchnahme des Arbeitslosengeldes ist die
Anwartschaft erfüllt, wenn der Arbeitslose in den letzten zwölf Monaten vor
Geltendmachung des Anspruches (Rahmenfrist) insgesamt 26 Wochen im
Inland arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war. Die
Anwartschaft ist im Falle einer weiteren Inanspruchnahme auch dann erfüllt,
wenn der Arbeitslose die Anwartschaft gemäß § 14 Abs. 1 erster Satz erfüllt.

(3) In Zeiten empfindlicher Arbeitslosigkeit kann durch Verordnung des
Bundesministers für soziale Verwaltung für einzelne Berufsgruppen, in
denen die Beschäftigungslage besonders ungünstig ist, bestimmt werden,
daß die Anwartschaft auch dann erfüllt ist, wenn der Arbeitslose in den
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letzten 24 Monaten vor Geltendmachung des Anspruches auf
Arbeitslosengeld im Inland insgesamt 26 Wochen
arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war.

(4) Auf die Anwartschaft sind folgende im Inland zurückgelegte oder
aufgrund inländischer Rechtsvorschriften erworbene Zeiten anzurechnen:

a) Zeiten, die der Arbeitslosenversicherungspflicht unterlagen,
sowie Zeiten der Selbstversicherung in der
Arbeitslosenversicherung;

b) die Zeit des Präsenz- oder Ausbildungs- oder Zivildienstes,
wenn innerhalb der Rahmenfrist mindestens 13 Wochen sonstige
Anwartschaftszeiten liegen;

c) Zeiten des Bezuges von Wochen- oder Krankengeld aus einer
Krankenversicherung aufgrund eines
arbeitslosenversicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnisses;

d) bei Dienstverhältnissen von Arbeitern, die mindestens eine volle
Woche gedauert haben und an einem Freitag oder Samstag
enden, der darauffolgende Samstag und Sonntag oder
darauffolgende Sonntag;

e) Zeiten einer krankenversicherungspflichtigen Beschäftigung als
Lehrling;

f) Zeiten, für die ein Sicherungsbeitrag gemäß § 5d AMPFG in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 148/1998 entrichtet
wurde.

(5) Ausländische Beschäftigungs- oder Versicherungszeiten sind auf
die Anwartschaft anzurechnen, soweit dies durch zwischenstaatliche
Abkommen oder internationale Verträge geregelt ist. Bei dieser
Berücksichtigung ausländischer Beschäftigungs- und Versicherungszeiten
ist die Zurücklegung einer Mindestbeschäftigungszeit im Inland vor der
Geltendmachung des Arbeitslosengeldes nicht erforderlich, wenn der
Arbeitslose

1. vor seiner letzten Beschäftigung im Ausland insgesamt 15 Jahre
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Österreich
gehabt hat oder

2. zwecks Familienzusammenführung nach Österreich übersiedelt ist
und sein hier lebender Ehegatte insgesamt mindestens 15 Jahre
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Österreich hat

letzten 24 Monaten vor Geltendmachung des Anspruches auf
Arbeitslosengeld im Inland insgesamt 26 Wochen
arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war.

(4) Auf die Anwartschaft sind folgende im Inland zurückgelegte oder
aufgrund inländischer Rechtsvorschriften erworbene Zeiten anzurechnen:

a) Zeiten, die der Arbeitslosenversicherungspflicht unterlagen,
sowie Zeiten der Selbstversicherung in der
Arbeitslosenversicherung;

b) die Zeit des Präsenz- oder Ausbildungs- oder Zivildienstes,
wenn innerhalb der Rahmenfrist mindestens 13 Wochen sonstige
Anwartschaftszeiten liegen;

c) Zeiten des Bezuges von Wochen- oder Krankengeld aus einer
Krankenversicherung aufgrund eines
arbeitslosenversicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnisses;

d) bei Dienstverhältnissen von Arbeitern, die mindestens eine volle
Woche gedauert haben und an einem Freitag oder Samstag
enden, der darauffolgende Samstag und Sonntag oder
darauffolgende Sonntag;

e) Zeiten einer krankenversicherungspflichtigen Beschäftigung als
Lehrling;

f) Zeiten, für die ein Sicherungsbeitrag gemäß § 5d AMPFG in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 148/1998 entrichtet
wurde.

(5) Ausländische Beschäftigungs- oder Versicherungszeiten sind auf
die Anwartschaft anzurechnen, soweit dies durch zwischenstaatliche
Abkommen oder internationale Verträge geregelt ist. Bei dieser
Berücksichtigung ausländischer Beschäftigungs- und Versicherungszeiten
ist die Zurücklegung einer Mindestbeschäftigungszeit im Inland vor der
Geltendmachung des Arbeitslosengeldes nicht erforderlich, wenn der
Arbeitslose

1. vor seiner letzten Beschäftigung im Ausland insgesamt 15 Jahre
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Österreich
gehabt hat oder

2. zwecks Familienzusammenführung nach Österreich übersiedelt ist
und sein hier lebender Ehegatte insgesamt mindestens 15 Jahre
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Österreich hat
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und
in beiden Fällen innerhalb von drei Monaten nach dem Ende der
Beschäftigung oder der Versicherungspflicht im Ausland sich in Österreich
arbeitslos meldet.

(6) Die in den Abs. 4 und 5 angeführten Zeiten dürfen bei der
Ermittlung der Anwartschaft nur einmal berücksichtigt werden.

(7) Zeiten, die für die Beurteilung der Anwartschaft auf Karenzgeld
herangezogen wurden, sind bei der Beurteilung der Anwartschaft auf
Arbeitslosengeld nicht mehr zu berücksichtigen, es sei denn,

1. das Kind, dessen Geburt Anlaß für die Gewährung des
Karenzgeldes war, ist während des Bezuges des Karenzgeldes
gestorben, oder

2. es wird Arbeitslosengeld für die Dauer einer Ausbildung gemäß §
18 Abs. 8 in Anspruch genommen.

(8) Wird nach einem Bezug von Karenzgeld oder Weiterbildungsgeld
Arbeitslosengeld in Anspruch genommen, so gilt dies als weitere
Inanspruchnahme im Sinne des Abs. 2.

(9) Hat ein Elternteil aus Anlaß der Geburt eines Kindes Karenzgeld auf
Grund einer Anwartschaft im Ausmaß von weniger als 308 Tagen bezogen,
dann vermindert sich für ihn die neuerlich erforderliche Anwartschaft auf
Arbeitslosengeld für jeden von ihm weniger bezogenen Tag um einen
halben Tag. Das Ergebnis ist auf volle Tage aufzurunden.

und
in beiden Fällen innerhalb von drei Monaten nach dem Ende der
Beschäftigung oder der Versicherungspflicht im Ausland sich in Österreich
arbeitslos meldet.

(6) Die in den Abs. 4 und 5 angeführten Zeiten dürfen bei der
Ermittlung der Anwartschaft nur einmal berücksichtigt werden.

(7) Zeiten, die für die Beurteilung der Anwartschaft auf Karenzgeld
herangezogen wurden, sind bei der Beurteilung der Anwartschaft auf
Arbeitslosengeld nicht mehr zu berücksichtigen, es sei denn,

1. das Kind, dessen Geburt Anlaß für die Gewährung des
Karenzgeldes war, ist während des Bezuges des Karenzgeldes
gestorben, oder

2. es wird Arbeitslosengeld für die Dauer einer Ausbildung gemäß §
18 Abs. 8 in Anspruch genommen.

(8) Wird nach einem Bezug von Karenzgeld oder Weiterbildungsgeld
Arbeitslosengeld in Anspruch genommen, so gilt dies als weitere
Inanspruchnahme im Sinne des Abs. 2.

(9) Hat ein Elternteil aus Anlaß der Geburt eines Kindes Karenzgeld auf
Grund einer Anwartschaft im Ausmaß von weniger als 308 Tagen bezogen,
dann vermindert sich für ihn die neuerlich erforderliche Anwartschaft auf
Arbeitslosengeld für jeden von ihm weniger bezogenen Tag um einen
halben Tag. Das Ergebnis ist auf volle Tage aufzurunden.

§ 15. (1) und (2) unverändert.

(3) Die Rahmenfrist verlängert sich weiters um Zeiträume, in denen der
Arbeitslose im Inland

1. Krankengeld bzw. Wochengeld bezogen hat oder in einer Heil- oder
Pflegeanstalt untergebracht gewesen ist;

2. nach Erschöpfung des Anspruches auf Krankengeld aus der
gesetzlichen Krankenversicherung nachweislich arbeitsunfähig
gewesen ist;

3. wegen Invalidität, Berufsunfähigkeit oder Minderung der
Erwerbsfähigkeit, die nach ihrem Ausmaß der Arbeitsunfähigkeit
gemäß § 8 gleichkommt, eine Pension aus der gesetzlichen
Pensionsversicherung bezogen hat;

§ 15. (1) und (2) unverändert.

(3) Die Rahmenfrist verlängert sich weiters um Zeiträume, in denen der
Arbeitslose im Inland

1. Krankengeld bzw. Wochengeld bezogen hat oder in einer Heil- oder
Pflegeanstalt untergebracht gewesen ist;

2. nach Erschöpfung des Anspruches auf Krankengeld aus der
gesetzlichen Krankenversicherung nachweislich arbeitsunfähig
gewesen ist;

3. wegen Invalidität, Berufsunfähigkeit oder Minderung der
Erwerbsfähigkeit, die nach ihrem Ausmaß der Arbeitsunfähigkeit
gemäß § 8 gleichkommt, eine Pension aus der gesetzlichen
Pensionsversicherung bezogen hat;
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4. einen nahen Angehörigen (eine nahe Angehörige) mit Anspruch
auf Pflegegeld in Höhe der Stufe 5, 6 oder 7 gemäß § 5 des
Bundespflegegeldgesetzes (BPGG), BGBl. Nr. 110/1993, oder nach
den Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze in häuslicher
Umgebung gepflegt hat und gemäß § 77 Abs. 6 ASVG oder § 28
Abs. 6 BSVG oder § 33 Abs. 9 GSVG in der Pensionsversicherung
weiterversichert war.

(4) bis (7) unverändert.

4. einen nahen Angehörigen (eine nahe Angehörige) mit Anspruch
auf Pflegegeld in Höhe der Stufe 4, 5, 6 oder 7 gemäß § 5 des
Bundespflegegeldgesetzes (BPGG), BGBl. Nr. 110/1993, oder nach
den Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze in häuslicher
Umgebung gepflegt hat und gemäß § 77 Abs. 6 ASVG oder § 28
Abs. 6 BSVG oder § 33 Abs. 9 GSVG in der Pensionsversicherung
weiterversichert war.

(4) bis (7) unverändert.

§ 19. (1) Arbeitslosen, die das zuerkannte Arbeitslosengeld nicht bis
zur zulässigen Höchstdauer in Anspruch nehmen, ist der Fortbezug des
Arbeitslosengeldes für die restliche zulässige Bezugsdauer zu gewähren,

a) wenn die Geltendmachung innerhalb eines Zeitraumes von drei
Jahren, gerechnet vom Tag des letzten Bezuges des
Arbeitslosengeldes, erfolgt und

b) wenn, abgesehen von der Anwartschaft, die Voraussetzungen
für den Anspruch erfüllt sind.

Die Frist nach lit. a verlängert sich darüber hinaus um Zeiträume gemäß § 15
Abs. 3 bis 5. Liegt der für die Bemessung der Höhe des Fortbezuges
maßgebliche Verdienst weiter als drei Jahre vor dem Tag der
Geltendmachung des Fortbezuges zurück, so findet § 21 Abs. 2
(Vervielfachung des seinerzeitigen Entgeltes) sinngemäß Anwendung,
ausgenommen es ist § 21 Abs. 9 (Vervielfachung des Arbeitslosengeldes)
anzuwenden.

(2) Der Anspruch auf Fortbezug des Arbeitslosengeldes (Abs. 1) ist
nicht gegeben, wenn der Arbeitslose die Voraussetzungen für eine neue
Anwartschaft erfüllt und ihm daraus ein Anspruch auf Arbeitslosengeld
zusteht, der sowohl hinsichtlich der Dauer des Bezuges als auch
hinsichtlich des Ausmaßes des Arbeitslosengeldes nicht geringer ist als
der Anspruch auf Grund des früher zuerkannten Anspruches auf
Arbeitslosengeld.

(3) Durch den Bezug von Karenzgeld ist ein allfälliger Anspruch auf
Fortbezug von Arbeitslosengeld nicht mehr gegeben, es sei denn, daß das
Kind, dessen Geburt Anlaß für die Gewährung des Karenzgeldes war,
während des Bezuges des Karenzgeldes gestorben ist.

§ 19. (1) Arbeitslosen, die das zuerkannte Arbeitslosengeld nicht bis
zur zulässigen Höchstdauer in Anspruch nehmen, ist der Fortbezug des
Arbeitslosengeldes für die restliche zulässige Bezugsdauer zu gewähren,

a) wenn die Geltendmachung innerhalb eines Zeitraumes von drei
Jahren, gerechnet vom Tag des letzten Bezuges des
Arbeitslosengeldes, erfolgt und

b) wenn, abgesehen von der Anwartschaft, die Voraussetzungen
für den Anspruch erfüllt sind.

Die Frist nach lit. a verlängert sich darüber hinaus um Zeiträume gemäß § 15
Abs. 3 bis 5.

(2) Der Anspruch auf Fortbezug des Arbeitslosengeldes (Abs. 1) ist
nicht gegeben, wenn der Arbeitslose die Voraussetzungen für eine neue
Anwartschaft erfüllt und ihm daraus ein Anspruch auf Arbeitslosengeld
zusteht, der sowohl hinsichtlich der Dauer des Bezuges als auch
hinsichtlich des für die Bemessung des Grundbetrages des
Arbeitslosengeldes gemäß § 21 Abs. 1 heranzuziehenden monatlichen
Bruttoentgeltes nicht geringer ist als beim früher zuerkannten Anspruch
auf Arbeitslosengeld.

 (3) Durch den Bezug von Karenzgeld ist ein allfälliger Anspruch auf
Fortbezug von Arbeitslosengeld nicht mehr gegeben, es sei denn, daß das
Kind, dessen Geburt Anlaß für die Gewährung des Karenzgeldes war,
während des Bezuges des Karenzgeldes gestorben ist.
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Ausmaß des Arbeitslosengeldes

§ 20. (1) Das Arbeitslosengeld besteht aus dem Grundbetrag und den
Familienzuschlägen.

(2) Familienzuschläge sind für Ehegatten (Lebensgefährten), Kinder
und Enkel, Stiefkinder, Wahlkinder und Pflegekinder (zuschlagsberechtigte
Personen) zu gewähren, wenn der Arbeitslose zum Unterhalt dieser
Personen tatsächlich wesentlich beiträgt und

1. für den Angehörigen ein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht und
dieser kein Arbeitseinkommen, ausgenommen die
Lehrlingsentschädigung, erzielt, das die Geringfügigkeitsgrenze des
§ 5 Abs. 2 ASVG für den Kalendermonat übersteigt, oder

2. für den Angehörigen kein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht
und dieser kein Einkommen erzielt, das die Geringfügigkeitsgrenze
des § 5 Abs. 2 ASVG für den Kalendermonat übersteigt.

Der Familienzuschlag gebührt nicht, wenn den zuschlagsberechtigten
Personen zugemutet werden kann, den Aufwand für ihren Lebensunterhalt
aus eigenen Kräften, insbesondere durch eigene Arbeit, zu bestreiten. Der
Familienzuschlag gebührt nur für Angehörige, die ihren Hauptwohnsitz (§ 1
Abs. 7 des Meldegesetzes 1991, BGBl. Nr. 9/1992, in der Fassung des
Hauptwohnsitzgesetzes, BGBl. Nr. 505/1994) in Österreich haben, soweit
nicht zwischenstaatliche Abkommen oder internationale Verträge anderes
bestimmen.

(3) Für eine zuschlagsberechtigte Person ist der Familienzuschlag nur
einmal zu gewähren. Tragen mehr als ein Arbeitsloser zum Unterhalt dieser
Person tatsächlich wesentlich bei, so gebührt der Familienzuschlag jenem
Arbeitslosen, in dessen Haushalt die zuschlagsberechtigte Person wohnt
bzw. jenem Arbeitslosen, der die zuschlagsberechtigte Person überwiegend
betreut.

(4) Der Familienzuschlag beträgt für jede zuschlagsberechtigte
Person 20,30 S täglich. Dieser Betrag ist mit Wirkung vom 1. Jänner
eines jeden Jahres mit dem Anpassungsfaktor des Kalenderjahres (§ 108
ASVG) zu vervielfachen. Der vervielfachte Betrag ist auf volle zehn
Groschen zu runden; hiebei sind Beträge unter fünf Groschen zu
vernachlässigen und Beträge von fünf Groschen und mehr auf volle zehn
Groschen zu ergänzen. (22,10 S)

Ausmaß des Arbeitslosengeldes

§ 20. (1) Das Arbeitslosengeld besteht aus dem Grundbetrag und den
Familienzuschlägen.

(2) Familienzuschläge sind für Ehegatten (Lebensgefährten), Kinder
und Enkel, Stiefkinder, Wahlkinder und Pflegekinder (zuschlagsberechtigte
Personen) zu gewähren, wenn der Arbeitslose zum Unterhalt dieser
Personen tatsächlich wesentlich beiträgt und

1. für den Angehörigen ein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht und
dieser kein Arbeitseinkommen, ausgenommen die
Lehrlingsentschädigung, erzielt, das die Geringfügigkeitsgrenze des
§ 5 Abs. 2 ASVG für den Kalendermonat übersteigt, oder

2. für den Angehörigen kein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht
und dieser kein Einkommen erzielt, das die Geringfügigkeitsgrenze
des § 5 Abs. 2 ASVG für den Kalendermonat übersteigt.

Der Familienzuschlag gebührt nicht, wenn den zuschlagsberechtigten
Personen zugemutet werden kann, den Aufwand für ihren Lebensunterhalt
aus eigenen Kräften, insbesondere durch eigene Arbeit, zu bestreiten. Der
Familienzuschlag gebührt nur für Angehörige, die ihren Hauptwohnsitz (§ 1
Abs. 7 des Meldegesetzes 1991, BGBl. Nr. 9/1992, in der Fassung des
Hauptwohnsitzgesetzes, BGBl. Nr. 505/1994) in Österreich haben, soweit
nicht zwischenstaatliche Abkommen oder internationale Verträge anderes
bestimmen.

(3) Für eine zuschlagsberechtigte Person ist der Familienzuschlag nur
einmal zu gewähren. Tragen mehr als ein Arbeitsloser zum Unterhalt dieser
Person tatsächlich wesentlich bei, so gebührt der Familienzuschlag jenem
Arbeitslosen, in dessen Haushalt die zuschlagsberechtigte Person wohnt
bzw. jenem Arbeitslosen, der die zuschlagsberechtigte Person überwiegend
betreut.

(4) Der Familienzuschlag beträgt für jede zuschlagsberechtigte
Person täglich ein Dreißigstel des Kinderzuschusses gemäß § 262 Abs. 2
ASVG, kaufmännisch gerundet auf einen Cent.

(5) Familienzuschläge für Ehegatten (Lebensgefährten) gebühren
jedenfalls nur dann, wenn auch Familienzuschläge für minderjährige Kinder,
Enkel, Stiefkinder, Wahl- oder Pflegekinder gebühren. Der Familienzuschlag
für Ehegatten (Lebensgefährten) gebührt jedoch, wenn für das volljährige
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(5) Wenn der Ehegatte (Lebensgefährte) als unselbständig
Erwerbstätiger ein monatliches Nettoeinkommen von mehr als 14 000
Schilling oder als selbständig Erwerbstätiger ein Einkommen gemäß §
36a von mehr als 168 000 Schilling im Jahr oder, wenn die selbständige
Erwerbstätigkeit während des Jahres begonnen hat, von mehr als 14 000
Schilling im Monat erzielt, ist der Teil des Einkommens, der diesen
Betrag übersteigt, auf die für Kinder und Enkel, Stiefkinder, Wahl- und
Pflegekinder gebührenden Familienzuschläge im Folgemonat anzu-
rechnen. Bei schwankendem Einkommen ist § 6 Abs. 8 der
Notstandshilfeverordnung, BGBl.Nr. 352/1973, in der jeweils geltenden
Fassung, anzuwenden. Familienzuschläge für Ehegatten (Lebensgefährten)
gebühren jedenfalls nur dann, wenn auch Familienzuschläge für
minderjährige Kinder, Enkel, Stiefkinder, Wahl- oder Pflegekinder gebühren.
Der Familienzuschlag für Ehegatten (Lebensgefährten) gebührt jedoch,
wenn für das volljährige Kind, den Enkel, das Stiefkind, Wahl- oder
Pflegekind eine Familienbeihilfe wegen Behinderung gebührt.

Kind, den Enkel, das Stiefkind, Wahl- oder Pflegekind eine Familienbeihilfe
wegen Behinderung gebührt.

§ 21. (1) Der Grundbetrag des Arbeitslosengeldes wird nach
Lohnklassen bemessen. Für die Festsetzung der Lohnklasse ist bei
Geltendmachung bis 30. Juni das Entgelt des vorletzten Kalenderjahres aus
den beim Hauptverband der Sozialversicherungsträger gespeicherten
Jahresbeitragsgrundlagen aus arbeitslosenversicherungspflichtigem
Entgelt, mangels solcher aus anderen für Zwecke der Sozialversicherung
gespeicherten Jahresbeitragsgrundlagen heranzuziehen. Bei
Geltendmachung nach dem 30. Juni ist das Entgelt des letzten
Kalenderjahres heranzuziehen. Liegen die nach den vorstehenden Sätzen
heranzuziehenden Jahresbeitragsgrundlagen nicht vor, so sind jeweils die
letzten vorliegenden Jahresbeitragsgrundlagen eines vorhergehenden
Jahres heranzuziehen. Zeiten, in denen der Arbeitslose infolge Erkrankung
(Schwangerschaft) nicht das volle Entgelt oder wegen
Beschäftigungslosigkeit kein Entgelt bezogen hat, sowie Zeiten des
Bezuges einer Lehrlingsentschädigung, wenn es für den Arbeitslosen
günstiger ist, bleiben bei der Heranziehung der Beitragsgrundlagen außer
Betracht. In diesem Fall ist das Entgelt durch die Zahl der Versicherungstage
zu teilen und mit 30 zu vervielfachen. Jahresbeitragsgrundlagen, in denen
der Bezug von Karenz(urlaubs)geld bei Teilzeitbeschäftigung enthalten ist,

§ 21. (1) Für die Festsetzung des Grundbetrages des
Arbeitslosengeldes ist bei Geltendmachung bis 30. Juni das Entgelt des
vorletzten Kalenderjahres aus den beim Hauptverband der
Sozialversicherungsträger gespeicherten Jahresbeitragsgrundlagen aus
arbeitslosenversicherungspflichtigem Entgelt, mangels solcher aus anderen
für Zwecke der Sozialversicherung gespeicherten Jahresbeitragsgrundlagen
heranzuziehen. Bei Geltendmachung nach dem 30. Juni ist das Entgelt  des
letzten Kalenderjahres heranzuziehen. Liegen die nach den vorstehenden
Sätzen heranzuziehenden Jahresbeitragsgrundlagen nicht vor, so sind
jeweils die letzten vorliegenden Jahresbeitragsgrundlagen eines
vorhergehenden Jahres heranzuziehen. Durch Teilung des Entgelts der
maßgeblichen Jahresbeitragsgrundlagen durch zwölf ergibt sich das
monatliche Bruttoeinkommen. Zeiten, in denen der Arbeitslose infolge
Erkrankung (Schwangerschaft) nicht das volle Entgelt oder wegen
Beschäftigungslosigkeit kein Entgelt bezogen hat, sowie Zeiten des
Bezuges einer Lehrlingsentschädigung, wenn es für den Arbeitslosen
günstiger ist, bleiben bei der Heranziehung der Beitragsgrundlagen außer
Betracht. In diesem Fall ist das Entgelt durch die Zahl der Versicherungstage
zu teilen und mit 30 zu vervielfachen. Jahresbeitragsgrundlagen, in denen
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bleiben außer Betracht. Sind die heranzuziehenden
Jahresbeitragsgrundlagen zum Zeitpunkt der Geltendmachung des
Arbeitslosengeldes älter als ein Jahr, so sind diese mit dem/den
Aufwertungsfaktor/en gemäß § 108 Abs. 4 ASVG des betreffenden
Jahres/der betreffenden Jahre aufzuwerten.

(2) Liegen noch keine Jahresbeitragsgrundlagen vor, so ist für die
Festsetzung der Lohnklasse das Entgelt der letzten sechs Kalendermonate
vor der Geltendmachung des Arbeitslosengeldes heranzuziehen.
Sonderzahlungen im Sinne der gesetzlichen Sozialversicherung (§ 49 ASVG)
sind anteilsmäßig zu berücksichtigen. Abs. 1 fünfter und sechster Satz ist
anzuwenden.

(3) Als Grundbetrag des Arbeitslosengeldes gebührt täglich:

Lohnklasse bei einem Arbeitsverdienst Grundbetrag
Schilling täglich Schilling

1 wöchentlich bis 630
monatlich bis 2.730 58,50

2 wöchentlich über 630 bis 690
monatlich über 2.730 bi s 2.990 58,50

3 wöchentlich über 690 bis 750
monatlich über 2.990 bis 3.250 58,50

4 wöchentlich über 750 bis 810
monatlich über 3.250 bis 3.510 58,50

5 wöchentlich über 810 bis 870
monatlich über 3.510 bis 3.770 58,50

6 wöchentlich über 870 bis 930
monatlich über 3.770 bis 4.030 61,50

7 wöchentlich über 930 bis 990
monatlich über 4.030 bis 4.290 66,40

8 wöchentlich über 990 bis 1.050
monatlich über 4.290 bis 4.550 71,20

9 wöchentlich über 1.050 bis 1.110
monatlich über 4.550 bis 4.810 74,20

10 wöchentlich über 1.110 bis 1.170

der Bezug von Karenz(urlaubs)geld bei Teilzeitbeschäftigung enthalten ist,
bleiben außer Betracht.

(2) Liegen noch keine Jahresbeitragsgrundlagen vor, so ist für die
Festsetzung des Grundbetrages des Arbeitslosengeldes das Entgelt der
letzten sechs Kalendermonate vor der Geltendmachung des
Arbeitslosengeldes heranzuziehen. Sonderzahlungen im Sinne der
gesetzlichen Sozialversicherung (§ 49 ASVG) sind anteilsmäßig zu
berücksichtigen. Durch Teilung des Entgelts der letzten sechs
Kalendermonate durch sechs ergibt sich das monatliche
Bruttoeinkommen. Abs. 1 fünfter und sechster Satz ist anzuwenden.

(3) Als Grundbetrag des Arbeitslosengeldes gebühren täglich 53 vH
des täglichen Nettoeinkommens, kaufmännisch gerundet auf einen Cent.
Zur Ermittlung des täglichen Nettoeinkommens ist das nach Abs. 1 oder
Abs. 2 ermittelte monatliche Bruttoeinkommen um die zum Zeitpunkt der
Antragstellung  für einen alleinstehenden Angestellten maßgeblichen
sozialen Abgaben und die maßgebliche Einkommensteuer unter
Berücksichtigung der ohne Antrag gebührenden Freibeträge zu vermindern
und sodann mit zwölf zu vervielfachen und durch 365 zu teilen. Das
monatliche Einkommen ist nur bis zu der drei Jahre vor der Geltendmachung
des Arbeitslosengeldes für den Arbeitslosenversicherungsbeitrag
maßgeblichen Höchstbeitragsgrundlage (§ 2 Abs. 1 AMPFG) zu
berücksichtigen.
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monatlich über 4.810 bis 5.070 79,00

11 wöchentlich über 1.170 bis 1.230
monatlich über 5.070 bis 5.330 83,90

12 wöchentlich über 1.230 bis 1.290
monatlich über 5.330 bis 5.590 86,90

13 wöchentlich über 1.290 bis 1.350
monatlich über 5.590 bis 5.850 91,70

14 wöchentlich über 1.350 bis 1.410
monatlich über 5.850 bis 6.110 94,70

15 wöchentlich über 1.410 bis 1.470
monatlich über 6.110 bis 6.370 99,50

16 wöchentlich über 1.470 bis 1.530
monatlich über 6.370 bis 6.630 104,30

17 wöchentlich über 1.530 bis 1.590
monatlich über 6.630 bis 6.890 107,30

18 wöchentlich über 1.590 bis 1.650
monatlich über 6.890 bis 7.150 112,10

19 wöchentlich über 1.650 bis 1.710
monatlich über 7.150 bis 7.410 116,90

20 wöchentlich über 1.710 bis 1.770
monatlich über 7.410 bis 7.670 119,80

21 wöchentlich über 1.770 bis 1.830
monatlich über 7.670 bis 7.930 124,60

22 wöchentlich über 1.830 bis 1.890
monatlich über 7.930 bis 8.190 127,60

23 wöchentlich über 1.890 bis 1.950
monatlich über 8.190 bis 8.450 132,40

24 wöchentlich über 1.950 bis 2.010
monatlich über 8.450 bis 8.710 137,20

25 wöchentlich über 2.010 bis 2.070
monatlich über 8.710 bis 8.970 140,10

26 wöchentlich über 2.070 bis 2.130
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monatlich über 8.970 bis 9.230 145,00

27 wöchentlich über 2.130 bis 2.190
monatlich über 9.230 bis 9.490 149,80

28 wöchentlich über 2.190 bis 2.250
monatlich über 9.490 bis 9.750 152,70

29 wöchentlich über 2.250 bis 2.310
monatlich über 9.750 bis 10.010 157,50

30 wöchentlich über 2.310 bis 2.370
monatlich über 10.010 bis 10.270 160,50

31 wöchentlich über 2.370 bis 2.430
monatlich über 10.270 bis 10.530 162,40

32 wöchentlich über 2.430 bis 2.490
monatlich über 10.530 bis 10.790 165,40

33 wöchentlich über 2.490 bis 2.550
monatlich über 10.790 bis 11.050 167,80

34 wöchentlich über 2.550 bis 2.610
monatlich über 11.050 bis 11.310 171,70

35 wöchentlich über 2.610 bis 2.670
monatlich über 11.310 bis 11.570 175,60

36 wöchentlich über 2.670 bis 2.730
monatlich über 11.570 bis 11.830 178,00

37 wöchentlich über 2.730 bis 2.790
monatlich über 11.830 bis 12.090 181,90

38 wöchentlich über 2.790 bis 2.850
monatlich über 12.090 bis 12.350 185,70

39 wöchentlich über 2.850 bis 2.910
monatlich über 12.350 bis 12.610 188,20

40 wöchentlich über 2.910 bis 2.970
monatlich über 12.610 bis 12.870 192,00

41 wöchentlich über 2.970 bis 3.030
monatlich über 12.870 bis 13.130 194,50

42 wöchentlich über 3.030 bis 3.090
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monatlich über 13.130 bis 13.390 198,30

43 wöchentlich über 3.090 bis 3.150
monatlich über 13.390 bis 13.650 202,20

44 wöchentlich über 3.150 bis 3.210
monatlich über 13.650 bis 13.910 204,70

45 wöchentlich über 3.210 bis 3.270
monatlich über 13.910 bis 14.170 208,50

46 wöchentlich über 3.270 bis 3.330
monatlich über 14.170 bis 14.430 212,40

47 wöchentlich über 3.330 bis 3.390
monatlich über 14.430 bis 14.690 214,90

48 wöchentlich über 3.390 bis 3.450
monatlich über 14.690 bis 14.950 218,70

49 wöchentlich über 3.450 bis 3.510
monatlich über 14.950 bis 15.210 221,20

50 wöchentlich über 3.510 bis 3.570
monatlich über 15.210 bis 15.470 225,00

51 wöchentlich über 3.570 bis 3.630
monatlich über 15.470 bis 15.730 228,90

52 wöchentlich über 3.630 bis 3.690
monatlich über 15.730 bis 15.990 231,40

53 wöchentlich über 3.690 bis 3.750
monatlich über 15.990 bis 16.250 235,20

54 wöchentlich über 3.750 bis 3.810
monatlich über 16.250 bis 16.510 239,10

55 wöchentlich über 3.810 bis 3.870
monatlich über 16.510 bis 16.770 241,50

56 wöchentlich über 3.870 bis 3.930
monatlich über 16.770 bis 17.030 245,40

57 wöchentlich über 3.930 bis 3.990
monatlich über 17.030 bis 17.290 247,80

58 wöchentlich über 3.990 bis 4.050
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monatlich über 17.290 bis 17.550 251,70

59 wöchentlich über 4.050 bis 4.110
monatlich über 17.550 bis 17.810 255,60

60 wöchentlich über 4.110 bis 4.170
monatlich über 17.810 bis 18.070 257,80

61 wöchentlich über 4.170 bis 4.230
monatlich über 18.070 bis 18.330 261,30

62 wöchentlich über 4.230 bis 4.290
monatlich über 18.330 bis 18.590 264,80

63 wöchentlich über 4.290 bis 4.350
monatlich über 18.590 bis 18.850 267,00

64 wöchentlich über 4.350 bis 4.410
monatlich über 18.850 bis 19.110 270,40

65 wöchentlich über 4.410 bis 4.470
monatlich über 19.110 bis 19.370 273,80

66 wöchentlich über 4.470 bis 4.530
monatlich über 19.370 bis 19.630 276,00

67 wöchentlich über 4.530 bis 4.590
monatlich über 19.630 bis 19.890 279,50

68 wöchentlich über 4.590 bis 4.650
monatlich über 19.890 bis 20.150 281,70

69 wöchentlich über 4.650 bis 4.710
monatlich über 20.150 bis 20.410 285,20

70 wöchentlich über 4.710 bis 4.770
monatlich über 20.410 bis 20.670 288,60

71 wöchentlich über 4.770 bis 4.830
monatlich über 20.670 bis 20.930 290,80

72 wöchentlich über 4.830 bis 4.890
monatlich über 20.930 bis 21.190 290,80

73 wöchentlich über 4.890 bis 4.950
monatlich über 21.190 bis 21.450 292,60

74 wöchentlich über 4.950 bis 5.010

104/M
E

 X
X

I. G
P - E

ntw
urf (gescanntes O

riginal)
44 von 68

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



\\parla8\begver\Zusammenkopierte ME und SN\104ME Arbeitsmarktpol.fin.ges..doc

31

monatlich über 21.450 bis 21.710 294,80

75 wöchentlich über 5.010 bis 5.064
monatlich über 21.710 bis 21.943 298,20

76 wöchentlich über 5.064 bis 5.118
monatlich über 21.943 bis 22.176 298,80

77 wöchentlich über 5.118 bis 5.171
monatlich über 22.176 bis 22.409 299,40

78 wöchentlich über 5.171 bis 5.232
monatlich über 22.409 bis 22.674 300,20

79 wöchentlich über 5 232 bis 5 293
monatlich über 22 674 bis 22 939 303,70

80 wöchentlich über 5 293 bis 5 354
monatlich über 22 939 bis 23 204 307,00

81 wöchentlich über 5 354 bis 5 415
monatlich über 23 204 bis 23 469 309,10

82 wöchentlich über 5 415 bis 5 476
monatlich über 23 469 bis 23 734 312,60

83 wöchentlich über 5 476 bis 5 537
monatlich über 23 734 bis 23 999 316,00

84 wöchentlich über 5 537 bis 5 598
monatlich über 23 999 bis 24 264 318,10

85 wöchentlich über 5 598 bis 5 659
monatlich über 24 264 bis 24 529 321,40

86 wöchentlich über 5 659 bis 5 720
monatlich über 24 529 bis 24 794 323,60

87 wöchentlich über 5 720 bis 5 781
monatlich über 24 794 bis 25 059 327,00

88 wöchentlich über 5 781 bis 5 842
monatlich über 25 059 bis 25 324 330,50

89 wöchentlich über 5 842 bis 5 903
monatlich über 25 324 bis 25 589 332,60

90 wöchentlich über 5 903 bis 5 964
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monatlich über 25 589 bis 25 854 336,00

91 wöchentlich über 5 964 bis 6 025
monatlich über 25 854 bis 26 119 339,40

92 wöchentlich über 6 025 bis 6 086
monatlich über 26 119 bis 26 384 341,50

93 wöchentlich über 6 086 bis 6 147
monatlich über 26 384 bis 26 649 344,90

94 wöchentlich über 6 147 bis 6 208
monatlich über 26 649 bis 26 914 347,10

95 wöchentlich über 6 208 bis 6 269
monatlich über 26 914 bis 27 179 350,40

96 wöchentlich über 6 269 bis 6 330
monatlich über 27 179 bis 27 444 353,90

97 wöchentlich über 6 330 bis 6 391
monatlich über 27 444 bis 27 709 356,10

98 wöchentlich über 6 391 bis 6 452
monatlich über 27 709 bis 27 974 359,60

99 wöchentlich über 6 452 bis 6 513
monatlich über 27 974 bis 28 239 362,90

100 wöchentlich über 6 513 bis 6 574
monatlich über 28 239 bis 28 504 365,00

101 wöchentlich über 6 574 bis 6 635
monatlich über 28 504 bis 28 769 368,30

102 wöchentlich über 6 635 bis 6 696
monatlich über 28 769 bis 29 034 372,40

103 wöchentlich über 6 696 bis 6 757
monatlich über 29 034 bis 29 299 374,70

104 wöchentlich über 6 757 bis 6 818
monatlich über 29 299 bis 29 564 378,00

105 wöchentlich über 6 818 bis 6 879
monatlich über 29 564 bis 29 829 380,20

106 wöchentlich über 6 879 bis 6 940
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monatlich über 29 829 bis 30 094 383,70

107 wöchentlich über 6 940 bis 7 001

monatlich über 30 094 bis 30 359 387,00

108 wöchentlich über 7 001 bis 7 062
monatlich über 30 359 bis 30 624 389,20

109 wöchentlich über 7 062 bis 7 123
monatlich über 30 624 bis 30 889 389,50

110 wöchentlich über 7 123 bis 7 184
monatlich über 30 889 bi s 31 154 392,80

111 wöchentlich über 7 184 bis 7 245
monatlich über 31 154 bis 31 419 395,00

112 wöchentlich über 7 245 bis 7 306
monatlich über 31 419 bis 31 684 398,30

113 wöchentlich über 7 306 bis 7 368
monatlich über 31 684 bis 31 949 400,40

114 wöchentlich über 7 368 bis 7 430
monatlich über 31 949 bis 32 214 400,50

115 wöchentlich über 7 430 bis 7 492
monatlich über 32 214 bis 32 479 403,60

116 wöchentlich über 7 492 bis 7 554
monatlich über 32 479 bis 32 744 405,60

117 wöchentlich über 7 554 bis 7 616
monatlich über 32 744 bis 33 009 409,00

118 wöchentlich über 7 616 bis 7 678
monatlich über 33 009 bis 33 274 412,40

119 wöchentlich über 7 678 bis 7 740
monatlich über 33 274 bis 33 539 414,50

120 wöchentlich über 7 740 bis 7.802
monatlich über 33 539 bis 33 804 417,80

121 wöchentlich über 7 802 bis 7 864
monatlich über 33 804 bis 34 069 421,30

122 wöchentlich über 7 864 bis 7 926
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monatlich über 34 069 bis 34 334 423,30

123 wöchentlich über 7 926 bis 7 988
monatlich über 34 334 bis 34 599 426,70

124 wöchentlich über 7 988 bis 8 050
monatlich über 34 599 bis 34 864 428,80

125 wöchentlich über 8 050 bis 8 112
monatlich über 34 864 bis 35 129 432,20

126 wöchentlich über 8 112 bis 8 174
monatlich über 35 129 bi s 35 394 435,60

127 wöchentlich über 8 174 bis 8 236
monatlich über 35 394 bis 35 659 437,60

128 wöchentlich über 8 236 bis 8 298
monatlich über 35 659 bis 35 924 441,00

129 wöchentlich über 8.298 bis 8.360
monatlich über 35.924 bis 36.189 442,90

130 wöchentlich über 8.360 bis 8.422
monatlich über 36.189 bis 36.454 450,30

131 wöchentlich über 8.422 bis 8.484
monatlich über 36.454 bis 36.719 453,20

132 wöchentlich über 8.484 bis 8.546
monatlich über 36.719 bis 36.984 454,90

133 wöchentlich über 8.546 bis 8.608
monatlich über 36.984 bis 37.249 457,80

134 wöchentlich über 8.608 bis 8.670
monatlich über 37.249 bis 37.514 460,70

135 wöchentlich über 8.670 bis 8.732
monatlich über 37.514 bis 37.779 462,50

136 wöchentlich über 8.732 bis 8.794
monatlich über 37.779 bis 38.044 465,40

137 wöchentlich über 8.794 bis 8.856
monatlich über 38.044 bis 38.309 466,80

138 wöchentlich über 8.856 bis 8.918
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monatlich über 38.309 bis 38.574 468,00

139 wöchentlich über 8.918 bis 8.980
monatlich über 38.574 bis 38.839 469,30

140 wöchentlich über 8 980 bis 9 042
monatlich über 38 839 bis 39 104 470,60

141 wöchentlich über 9 042 bis 9 104
monatlich über 39 104 bis 39 369 473,50

142 wöchentlich über 9 104 bis 9 166
monatlich über 39 369 bi s 39 634 476,40

143 wöchentlich über 9 166 bis 9 228
monatlich über 39 634 bis 39 899 478,10

144 wöchentlich über 9 228 bis 9 290
monatlich über 39 899 bis 40 164 481,00

145 wöchentlich über 9 290 bis 9 352
monatlich über 40 164 bis 40 429 482,70

146 wöchentlich über 9 352 bis 9 414
monatlich über 40 429 bis 40 694 485,60

147 wöchentlich über 9 414
monatlich über 40 694 488,50

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat die
Lohnklassentabelle wie folgt zu ändern bzw. zu ergänzen:

1. Bei Erhöhung der für den Arbeitslosenversicherungsbeitrag
maßgeblichen Höchstbeitragsgrundlage (§ 2 Abs. 1 AMPFG) ist
die Lohnklassentabelle mit folgendem Wirksamkeitsbeginn zu
ergänzen:
a) wenn der Betragszeitraum Kalendermonate umfaßt, drei Jahre

nach Wirksamwerden der Erhöhung dieser
Höchstbeitragsgrundlage;

b) wenn der Betragszeitraum Wochen umfaßt, drei Jahre nach
Wirksamwerden der Erhöhung dieser
Höchstbeitragsgrundlage, sofern jedoch der Jahrestag nicht
auf einen Monatsersten fällt, mit dem nächstfolgenden
Monatsersten.

Hiebei ist der monatliche Arbeitsverdienst von Lohnklasse zu
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Lohnklasse jeweils um 265 S abzustufen. Der Grundbetrag in den
ergänzten Lohnklassen ist mit 56 vH des täglichen
Nettoeinkommens festzusetzen. Zur Ermittlung des täglichen
Nettoeinkommens ist das mittlere Bruttoeinkommen in einer
Lohnklasse um die für einen alleinstehenden Angestellten
maßgeblichen sozialen Abgaben und maßgebliche
Einkommensteuer unter Berücksichtigung der ohne Antrag
gebührenden Freibeträge zu vermindern und sodann mit zwölf zu
multiplizieren und durch 365 zu teilen. Die für die Änderung bzw.
Ergänzung der Lohnklassentabelle errechneten Grundbeträge
sind auf volle zehn Groschen zu runden; hiebei sind Beträge unter
fünf Groschen zu vernachlässigen und Beträge von fünf Groschen
und mehr auf volle zehn Groschen zu ergänzen.

2. Wird die Geringfügigkeitsgrenze (§ 1 Abs. 4 erster Satz) erhöht
und liegt dadurch in einer Lohnklasse der obere monatliche
Arbeitsverdienst unter der Geringfügigkeitsgrenze, so ist mit
Wirksamkeit unter sinngemäßer Anwendung der Z 1 lit. a und b
festzustellen, daß für Verdienste dieser Lohnklasse der
Grundbetrag der nächsthöheren Lohnklasse gebührt.

(5) Das Arbeitslosengeld (Grundbetrag zuzüglich allfälliger
Familienzuschläge) darf im Monat 80 vH des der Einreihung in die
Lohnklasse zugrunde gelegten Entgeltes nicht überschreiten. Durch eine
Ergänzung der Lohnklassentabelle gemäß Abs. 4 tritt eine Änderung des
Leistungsanspruches nicht ein.

(6) Eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes des
Arbeitsmarktservice ist zur Lohnklassenberechnung nicht heranzuziehen,
wenn ein Entgelt aus vorhergehender Beschäftigung vorliegt, das eine
Bemessung nach Abs. 1 ermöglicht und das höher als das für die
Bemessung der Beihilfe herangezogene Bruttoentgelt ist. Liegt kein
solches Entgelt vor, so ist die Beihilfe einem Nettoentgelt gleichzuhalten
und der Lohnklassenberechnung ein diesem Nettoentgelt entsprechendes
Bruttoentgelt zugrunde zu legen.

(7) Wird die Anwartschaft auf Arbeitslosengeld durch Heranziehung
von Zeiten im Ausland gemäß § 14 Abs. 5 erfüllt, so gilt für die Festsetzung
der Lohnklasse nach Abs. 1:

(4) Das tägliche Arbeitslosengeld (Grundbetrag zuzüglich allfälliger
Familienzuschläge) gebührt Arbeitslosen mit Anspruch auf
Familienzuschläge mindestens in der Höhe eines Dreißigstels des
Betrages, der dem Richtsatz gemäß § 293 Abs. 1 lit. a lit. bb ASVG
entspricht, soweit das tägliche Arbeitslosengeld dadurch 80 vH des
täglichen Nettoeinkommens nicht überschreitet, kaufmännisch gerundet
auf einen Cent. Das tägliche Arbeitslosengeld gebührt Arbeitslosen ohne
Anspruch auf Familienzuschläge mindestens in der Höhe eines
Dreißigstels des Betrages, der dem Richtsatzes gemäß § 293 Abs. 1 lit. a
lit. bb ASVG entspricht, soweit das tägliche Arbeitslosengeld dadurch
58 vH des täglichen Nettoeinkommens nicht überschreitet, kaufmännisch
gerundet auf einen Cent.

(5) Eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes des
Arbeitsmarktservice ist zur Festsetzung des Grundbetrages des
Arbeitslosengeldes nur heranzuziehen, wenn kein Entgelt aus
vorhergehender Beschäftigung vorliegt, das eine Festsetzung nach Abs. 1
ermöglicht, oder dieses niedriger als das für die Bemessung der Beihilfe
herangezogene Bruttoentgelt ist. In diesem Fall ist die Beihilfe einem
Nettoentgelt gleichzuhalten und der Festsetzung des Grundbetrages des
Arbeitslosengeldes ein diesem Nettoentgelt entsprechendes Bruttoentgelt
zu Grunde zu legen.

(6) Wird die Anwartschaft auf Arbeitslosengeld durch Heranziehung
von Zeiten im Ausland gemäß § 14 Abs. 5 erfüllt, so gilt für die Festsetzung
des Grundbetrages des Arbeitslosengeldes:
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1. War der Arbeitslose nach seiner Beschäftigung im Ausland
mindestens vier Wochen im Inland beschäftigt, so ist das im Inland
erzielte Entgelt maßgeblich.

2. War der Arbeitslose nach seiner Beschäftigung im Ausland
weniger als vier Wochen im Inland beschäftigt, so ist das Entgelt
maßgeblich, das am Wohnort oder Aufenthaltsort des Arbeitslosen
für eine Beschäftigung üblich ist, die der Beschäftigung, die er
zuletzt im Ausland ausgeübt hat, gleichwertig oder vergleichbar ist.

3. War der Arbeitslose Grenzgänger, so ist das im Ausland erzielte
Entgelt maßgeblich.

(8) Abweichend von Abs. 1 ist ein für den Anspruch auf
Arbeitslosengeld herangezogenes Entgelt auch bei weiteren Ansprüchen
auf Arbeitslosengeld so lange heranzuziehen, bis entweder
arbeitslosenversicherungspflichtige Beschäftigungszeiten mit einer
Gesamtdauer von 26 Wochen vorliegen oder sich ein höheres
maßgebliches Entgelt ergibt. Hat ein Arbeitsloser das 45. Lebensjahr
vollendet, so ist ein für den Anspruch auf Arbeitslosengeld
herangezogenes Entgelt auch bei weiteren Ansprüchen auf
Arbeitslosengeld so lange heranzuziehen, bis sich ein höheres
maßgebliches Entgelt ergibt.

(9) Wurde ein Bezug des Arbeitslosengeldes gemäß §§ 18 Abs. 2 lit. c
oder Abs. 5 vor mehr als zwei Jahren zuerkannt, so ist der Grundbetrag
dieses Arbeitslosengeldes mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden
darauffolgenden Jahres mit dem Anpassungsfaktor des betreffenden
Kalenderjahres (§ 108f ASVG) zu vervielfachen.

1. War der Arbeitslose nach seiner Beschäftigung im Ausland
mindestens vier Wochen im Inland beschäftigt, so ist das im Inland
erzielte Entgelt maßgeblich.

2. War der Arbeitslose nach seiner Beschäftigung im Ausland
weniger als vier Wochen im Inland beschäftigt, so ist das Entgelt
maßgeblich, das am Wohnort oder Aufenthaltsort des Arbeitslosen
für eine Beschäftigung üblich ist, die der Beschäftigung, die er
zuletzt im Ausland ausgeübt hat, gleichwertig oder vergleichbar ist.

3. War der Arbeitslose Grenzgänger, so ist das im Ausland erzielte
Entgelt maßgeblich.

(7) Hat ein Arbeitsloser das 45. Lebensjahr vollendet, so ist
abweichend von Abs. 1 ein für die Bemessung des Grundbetrages des
Arbeitslosengeldes herangezogenes monatliches Bruttoentgelt auch bei
weiteren Ansprüchen auf Arbeitslosengeld so lange für die Festsetzung
des Grundbetrages des Arbeitslosengeldes heranzuziehen, bis ein höheres
monatliches Bruttoentgelt vorliegt.

§ 36. (1) Der Bundesminister für soziale Verwaltung erläßt nach
Anhörung der gesetzlichen Interessenvertretungen der Dienstgeber und der
Dienstnehmer Richtlinien über das Ausmaß der Notstandshilfe.. In diesen
Richtlinien kann das Ausmaß insbesondere nach Familienstand,
Sorgepflichten, Alter des Arbeitslosen und Dauer der Arbeitslosigkeit
abgestuft werden. Die Notstandshilfe darf jedoch mit keinem höheren Betrag
als dem des Arbeitslosengeldes festgesetzt werden und unbeschadet der
Bestimmungen des Abs. 2 nicht unter 75 vH des Arbeitslosengeldes sinken.
Wurde die Notstandshilfe vor mehr als zwei Jahren zuerkannt, so ist sie
mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden darauffolgenden Jahres mit

„§ 36. (1) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit erlässt nach
Anhörung der gesetzlichen Interessenvertretungen der Dienstgeber und der
Dienstnehmer Richtlinien über das Ausmaß der Notstandshilfe. In diesen
Richtlinien kann das Ausmaß insbesondere nach Familienstand,
Sorgepflichten, Alter des Arbeitslosen und Dauer der Arbeitslosigkeit
abgestuft werden. Die Notstandshilfe darf jedoch mit keinem höheren Betrag
als dem des Arbeitslosengeldes festgesetzt werden und unbeschadet der
Bestimmungen des Abs. 2 nicht unter 75 vH des Arbeitslosengeldes
sinken.“
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Ausnahme der Jahre 1998 und 1999 mit dem Anpassungsfaktor des
betreffenden Kalenderjahres (§ 108f ASVG) zu vervielfachen. Die erste
Vervielfachung ist mit Wirkung vom 1. Jänner 1979 vorzunehmen. Die
Bestimmung, wonach die Notstandshilfe mit keinem höheren Betrag als
dem des Arbeitslosengeldes festgesetzt werden darf, sowie § 21 Abs. 5
finden auf diese Fälle keine Anwendung.

(2) In den nach Abs. 1 zu erlassenden Richtlinien sind auch die näheren
Voraussetzungen im Sinne des § 33 Abs. 4 festzulegen, unter denen Notlage
als gegeben anzusehen ist. Bei der Beurteilung der Notlage sind die
gesamten wirtschaftlichen Verhältnisse des (der) Arbeitslosen selbst sowie
des mit dem Arbeitslosen (der Arbeitslosen) im gemeinsamen Haushalt
lebenden Ehepartners (des Lebensgefährten bzw. der Lebensgefährtin) zu
berücksichtigen. Durch eine vorübergehende Abwesenheit (Kur-,
Krankenhausaufenthalt, Arbeitsverrichtung an einem anderen Ort u.a.) wird
der gemeinsame Haushalt nicht aufgelöst. Weiters sind unter Beachtung der
vorstehenden Grundsätze Bestimmungen darüber zu treffen, inwieweit für
den Fall, daß das der Beurteilung zugrundeliegende Einkommen nicht
ausreicht, um die Befriedigung der notwendigen Lebensbedürfnisse des
Arbeitslosen sicherzustellen, Notstandshilfe unter Anrechnung des
Einkommens mit einem Teilbetrag gewährt werden kann. Bei der
Anrechnung von Notstandshilfe auf Notstandshilfe ist sicherzustellen, daß
die Anrechnung nicht wechselseitig erfolgt.

(3) Im einzelnen ist bei Erlassung der Richtlinien folgendes zu beachten:
A. Berücksichtigung des Einkommens des Arbeitslosen:

Das in einem Kalendermonat erzielte und ohne Auswirkung auf
den Leistungsanspruch in diesem Kalendermonat gebliebene
Einkommen des Arbeitslosen ist im Folgemonat nach Abzug des
zur Erzielung des Einkommens notwendigen Aufwandes auf die
Notstandshilfe anzurechnen. Ausgenommen ist ein Einkommen
aus einer Erwerbstätigkeit, das den der Geringfügigkeitsgrenze
gemäß § 5 Abs. 2 ASVG für den Kalendermonat entsprechenden
Betrag nicht übersteigt.

B. Berücksichtigung des Einkommens des Ehepartners (des
Lebensgefährten bzw. der Lebensgefährtin):

a) Vom Einkommen des Ehepartners (des Lebensgefährten
bzw. der Lebensgefährtin) ist bei der Anrechnung ein zur
Bestreitung des Lebensunterhaltes notwendiger Betrag

(2) In den nach Abs. 1 zu erlassenden Richtlinien sind auch die näheren
Voraussetzungen im Sinne des § 33 Abs. 4 festzulegen, unter denen Notlage
als gegeben anzusehen ist. Bei der Beurteilung der Notlage sind die
gesamten wirtschaftlichen Verhältnisse des (der) Arbeitslosen selbst sowie
des mit dem Arbeitslosen (der Arbeitslosen) im gemeinsamen Haushalt
lebenden Ehepartners (des Lebensgefährten bzw. der Lebensgefährtin) zu
berücksichtigen. Durch eine vorübergehende Abwesenheit (Kur-,
Krankenhausaufenthalt, Arbeitsverrichtung an einem anderen Ort u.a.) wird
der gemeinsame Haushalt nicht aufgelöst. Weiters sind unter Beachtung der
vorstehenden Grundsätze Bestimmungen darüber zu treffen, inwieweit für
den Fall, daß das der Beurteilung zugrundeliegende Einkommen nicht
ausreicht, um die Befriedigung der notwendigen Lebensbedürfnisse des
Arbeitslosen sicherzustellen, Notstandshilfe unter Anrechnung des
Einkommens mit einem Teilbetrag gewährt werden kann. Bei der
Anrechnung von Notstandshilfe auf Notstandshilfe ist sicherzustellen, daß
die Anrechnung nicht wechselseitig erfolgt.

(3) Im einzelnen ist bei Erlassung der Richtlinien folgendes zu beachten:
A. Berücksichtigung des Einkommens des Arbeitslosen:

Das in einem Kalendermonat erzielte und ohne Auswirkung auf
den Leistungsanspruch in diesem Kalendermonat gebliebene
Einkommen des Arbeitslosen ist im Folgemonat nach Abzug des
zur Erzielung des Einkommens notwendigen Aufwandes auf die
Notstandshilfe anzurechnen. Ausgenommen ist ein Einkommen
aus einer Erwerbstätigkeit, das den der Geringfügigkeitsgrenze
gemäß § 5 Abs. 2 ASVG für den Kalendermonat entsprechenden
Betrag nicht übersteigt.

B. Berücksichtigung des Einkommens des Ehepartners (des
Lebensgefährten bzw. der Lebensgefährtin):

a) Vom Einkommen des Ehepartners (des Lebensgefährten
bzw. der Lebensgefährtin) ist bei der Anrechnung ein zur
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(Freibetrag) freizulassen, der nach der Größe der Familie
verschieden bemessen werden kann.

b) Der Freibetrag nach sublit. a ist um 100 vH zu erhöhen,
wenn der Arbeitslose nach dem 50. Lebensjahr einen
Anspruch auf Arbeitslosengeld für die Dauer von 52
Wochen (§ 18 Abs. 2 lit. b) oder länger erschöpft hat. Der
Freibetrag nach sublit. a ist um 200 vH zu erhöhen, wenn der
Arbeitslose bei Eintritt der Arbeitslosigkeit nach dem 55.
Lebensjahr einen Anspruch auf Arbeitslosengeld für die
Dauer von 52 Wochen (§ 18 Abs. 2 lit. b) oder länger
erschöpft und auf die Anwartschaft anrechenbare Zeiten (§
14 Abs. 4) von mindestens 240 Monaten oder von 1040 Wo-
chen nachgewiesen hat. In beiden Fällen ist eine
Freibetragserhöhung nur zulässig, wenn das
Arbeitsmarktservice dem Arbeitslosen auch unter
weitestmöglichem Einsatz von Beihilfen des
Arbeitsmarktservice keine zumutbare Beschäftigung
vermitteln konnte und der Regionalbeirat vor der
Zuerkennung und jeweiligen Verlängerung der
Notstandshilfe zur Erhöhung des Freibetrages angehört
wurde.

c) Der Freibetrag nach sublit. a ist unbeschadet sublit. b um
200 vH zu erhöhen, wenn eine Arbeitslose das 54.
Lebensjahr vollendet hat und in den letzten 25 Jahren vor
Vollendung des 54. Lebensjahres mindestens 180 Monate
arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war. Der
letzte Satz der sublit. b ist anzuwenden.

d) Hat der Ehepartner (Lebensgefährte bzw. Lebensgefährtin)
ein schwankendes Einkommen, wie zB Akkordverdienste,
regelmäßige, aber ungleiche Überstundenleistungen, so
kann der Anrechnung jeweils das durchschnittliche
Erwerbseinkommen der letzten drei vollen Monate für den
Anspruch auf Notstandshilfe für die darauffolgenden sechs
Monate zugrunde gelegt werden. Zwischenzeitige
Erhöhungen oder Verminderungen des schwankenden
Einkommens bewirken keine Änderung der zuerkannten
Notstandshilfe. Fällt das schwankende Erwerbseinkommen

Bestreitung des Lebensunterhaltes notwendiger Betrag
(Freibetrag) freizulassen, der nach der Größe der Familie
verschieden bemessen werden kann.

b) Der Freibetrag nach sublit. a ist um 100 vH zu erhöhen, wenn
der Arbeitslose nach dem 50. Lebensjahr einen Anspruch
auf Arbeitslosengeld für die Dauer von 52 Wochen (§ 18
Abs. 2 lit. b) oder länger erschöpft hat. Der Freibetrag
nach sublit. a ist um 200 vH zu erhöhen, wenn der
Arbeitslose bei Eintritt der Arbeitslosigkeit nach dem 55.
Lebensjahr einen Anspruch auf Arbeitslosengeld für die
Dauer von 52 Wochen (§ 18 Abs. 2 lit. b) oder länger
erschöpft und auf die Anwartschaft anrechenbare Zeiten
(§ 14 Abs. 4) von mindestens 240 Monaten oder von 1040
Wochen nachgewiesen hat. In beiden Fällen ist eine
Freibetragserhöhung nur zulässig, wenn das
Arbeitsmarktservice dem Arbeitslosen auch unter
weitestmöglichem Einsatz von Beihilfen des
Arbeitsmarktservice keine zumutbare Beschäftigung
vermitteln konnte.

c) Der Freibetrag nach sublit. a ist unbeschadet sublit. b um
200 vH zu erhöhen, wenn eine Arbeitslose das 54.
Lebensjahr vollendet hat und in den letzten 25 Jahren vor
Vollendung des 54. Lebensjahres mindestens 180 Monate
arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war. Der
letzte Satz der sublit. b ist anzuwenden.

d) Hat der Ehepartner (Lebensgefährte bzw. Lebensgefährtin)
ein schwankendes Einkommen, wie zB Akkordverdienste,
regelmäßige, aber ungleiche Überstundenleistungen, so
kann der Anrechnung jeweils das durchschnittliche
Erwerbseinkommen der letzten drei vollen Monate für den
Anspruch auf Notstandshilfe für die darauffolgenden sechs
Monate zugrunde gelegt werden. Zwischenzeitige
Erhöhungen oder Verminderungen des schwankenden
Einkommens bewirken keine Änderung der zuerkannten
Notstandshilfe. Fällt das schwankende Erwerbseinkommen
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zur Gänze weg, ist der Anspruch auf Notstandshilfe neu zu
bemessen.

(4) Wird Einkommen auf die Notstandshilfe angerechnet, so ist der
Betrag der freibleibenden Notstandshilfe auf volle Schillingbeträge zu
runden; hiebei sind Beträge unter 50 Groschen zu vernachlässigen und
Beträge von 50 Groschen und mehr auf einen Schilling zu ergänzen.

(5) Eine Erhöhung der im Abs. 3 lit. B lit. a angeführten Freibeträge in
berücksichtigungswürdigen Fällen, wie zB Krankheit, Schwangerschaft,
Niederkunft, Todesfall, Hausstandsgründung und dgl. kann nach Anhörung
des Regionalbeirates im Rahmen der vom Arbeitsmarktservice festgelegten
Richtlinien erfolgen. Trifft der Regionalbeirat keine einhellige
Feststellung, so ist das Landesdirektorium anzuhören.

(6) Abweichend von Abs. 1 ist bei der Festsetzung des Betrages der
Notstandshilfe für Zuerkennungen auf Notstandshilfe bzw. Verlängerungen
der Notstandshilfe ab 1. Mai 1996 wie folgt vorzugehen:
Wenn die Notstandshilfe an einen Bezug des Arbeitslosengeldes in der
Dauer von 20 Wochen (§ 18 Abs. 1 erster Satz) anschließt, darf der
Grundbetrag der Notstandshilfe nach Einkommensanrechnung mit keinem
höheren Betrag als dem Ausgleichszulagenrichtsatz (§ 293 Abs. 1 lit. a lit. bb
ASVG) (2000: 8.312 S) festgelegt werden; wenn die Notstandshilfe an
einen Bezug des Arbeitslosengeldes in der Dauer von 30 Wochen (§ 18
Abs. 1 zweiter Satz) anschließt, darf der Grundbetrag der Notstandshilfe
nach Einkommensanrechnung mit keinem höheren Betrag als dem
Existenzminimum gemäß § 291a Abs. 3 der Exekutionsordnung, RGBl.
Nr. 79/1896, (2000: 9.590 S) festgelegt werden. Bei Anschluß von
Notstandshilfe an Karenzgeld oder Arbeitslosengeld gemäß § 18 Abs. 8 ist
jenes Ausmaß des Arbeitslosengeldes maßgeblich, das gebührt hätte, wenn
anstelle des Karenzgeldes Arbeitslosengeld oder anstelle des
Arbeitslosengeldes gemäß § 18 Abs. 8 Arbeitslosengeld gemäß § 18 Abs. 1
beantragt worden wäre. Bei erstmaligen Anträgen auf Notstandshilfe im
Anschluß an den Bezug von Arbeitslosengeld bzw. Karenzgeld ist diese
Bestimmung erst ab dem ersten Tag des Monats, der auf den Zeitraum von
sechs Monaten nach dem Anfallstag folgt, anzuwenden. Der Beurteilung
der Bezugsdauer des zugrundeliegenden Arbeitslosengeldes ist § 18 Abs. 1
bis 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 364/1989

zur Gänze weg, ist der Anspruch auf Notstandshilfe neu zu
bemessen.

(4) Wird Einkommen auf die Notstandshilfe angerechnet, so ist der
Betrag der freibleibenden Notstandshilfe auf volle Schillingbeträge zu
runden; hiebei sind Beträge unter 50 Groschen zu vernachlässigen und
Beträge von 50 Groschen und mehr auf einen Schilling zu ergänzen.

(5) Eine Erhöhung der im Abs. 3 lit. B lit. a angeführten Freibeträge in
berücksichtigungswürdigen Fällen, wie zB Krankheit, Schwangerschaft,
Niederkunft, Todesfall, Hausstandsgründung und dgl. kann im Rahmen der
vom Arbeitsmarktservice festgelegten Richtlinien erfolgen.

(6) Abweichend von Abs. 1 ist bei der Festsetzung des Betrages der
Notstandshilfe für Zuerkennungen auf Notstandshilfe bzw. Verlängerungen
der Notstandshilfe ab 1. Mai 1996 wie folgt vorzugehen:
Wenn die Notstandshilfe an einen Bezug des Arbeitslosengeldes in der
Dauer von 20 Wochen (§ 18 Abs. 1 erster Satz) anschließt, darf der
Grundbetrag der Notstandshilfe nach Einkommensanrechnung mit keinem
höheren Betrag als dem Ausgleichszulagenrichtsatz (§ 293 Abs. 1 lit. a lit. bb
ASVG) (2000: 8.312 S) festgelegt werden; wenn die Notstandshilfe an
einen Bezug des Arbeitslosengeldes in der Dauer von 30 Wochen (§ 18
Abs. 1 zweiter Satz) anschließt, darf der Grundbetrag der Notstandshilfe
nach Einkommensanrechnung mit keinem höheren Betrag als dem
Existenzminimum gemäß § 291a Abs. 3 der Exekutionsordnung, RGBl.
Nr. 79/1896, (2000: 9.590 S) festgelegt werden. Bei Anschluß von
Notstandshilfe an Karenzgeld oder Arbeitslosengeld gemäß § 18 Abs. 8 ist
jenes Ausmaß des Arbeitslosengeldes maßgeblich, das gebührt hätte, wenn
anstelle des Karenzgeldes Arbeitslosengeld oder anstelle des
Arbeitslosengeldes gemäß § 18 Abs. 8 Arbeitslosengeld gemäß § 18 Abs. 1
beantragt worden wäre. Bei erstmaligen Anträgen auf Notstandshilfe im
Anschluß an den Bezug von Arbeitslosengeld bzw. Karenzgeld ist diese
Bestimmung erst ab dem ersten Tag des Monats, der auf den Zeitraum von
sechs Monaten nach dem Anfallstag folgt, anzuwenden. Der Beurteilung
der Bezugsdauer des zugrundeliegenden Arbeitslosengeldes ist § 18 Abs. 1
bis 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 364/1989
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zugrundezulegen. Hat der Arbeitslose das 45. Lebensjahr vollendet, so ist
der Bemessung der Notstandshilfe die längste zuerkannte Bezugsdauer von
Arbeitslosengeld zu Grunde zu legen.

(7) § 21a ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle des
Arbeitslosengeldes die Notstandshilfe tritt.

zugrundezulegen. Hat der Arbeitslose das 45. Lebensjahr vollendet, so ist
der Bemessung der Notstandshilfe die längste zuerkannte Bezugsdauer von
Arbeitslosengeld zu Grunde zu legen.

(7) § 21a ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle des
Arbeitslosengeldes die Notstandshilfe tritt.

Kontrollmeldungen

§ 49. (1) Zur Sicherung des Anspruches auf den Bezug von
Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe hat sich der Arbeitslose monatlich
mindestens einmal bei der nach seinem Wohnort zuständigen regionalen
Geschäftsstelle unter Vorweisung der Meldekarte persönlich zu melden. Je
nach der Situation auf dem Arbeitsmarkt kann die regionale Geschäftsstelle
die Einhaltung von Kontrollmeldungen gänzlich nachsehen, die Zahl der
einzuhaltenden Kontrollmeldungen herabsetzen oder öftere
Kontrollmeldungen vorschreiben. Die regionale Geschäftsstelle kann auch
öftere Kontrollmeldungen vorschreiben, wenn der begründete Verdacht
besteht, daß das Arbeitslosengeld bzw. die Notstandshilfe nicht gebührt.
Die näheren Bestimmungen über die Kontrollmeldungen trifft die
Landesgeschäftsstelle. Die Landesgeschäftsstelle kann auch andere Stellen
als Meldestellen bezeichnen.

(2) Ein Arbeitsloser, der trotz Belehrung über die Rechtsfolgen eine
Kontrollmeldung unterläßt, ohne sich mit triftigen Gründen zu
entschuldigen, verliert vom Tage der versäumten Kontrollmeldung an bis
zur Geltendmachung des Fortbezuges den Anspruch auf Arbeitslosengeld
bzw. Notstandshilfe. Liegen zwischen dem Tag der versäumten
Kontrollmeldung und der Geltendmachung mehr als 62 Tage, so erhält er für
den übersteigenden Zeitraum kein Arbeitslosengeld bzw. keine
Notstandshilfe. Der Zeitraum des Anspruchsverlustes verkürzt sich um die
Tage einer arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäftigung, die er in
diesem Zeitraum ausgeübt hat. Ist die Frage strittig, ob ein triftiger Grund für
die Unterlassung der Kontrollmeldung vorliegt, so ist der Regionalbeirat
anzuhören.

Kontrollmeldungen

§ 49. (1) Zur Sicherung des Anspruches auf den Bezug von
Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe hat sich der Arbeitslose wöchentlich
mindestens einmal bei der nach seinem Wohnort zuständigen regionalen
Geschäftsstelle unter Vorweisung der Meldekarte persönlich zu melden. Je
nach der Situation auf dem Arbeitsmarkt kann die regionale Geschäftsstelle
die Einhaltung von Kontrollmeldungen gänzlich nachsehen, die Zahl der
einzuhaltenden Kontrollmeldungen herabsetzen oder öftere
Kontrollmeldungen vorschreiben. Die regionale Geschäftsstelle kann auch
öftere Kontrollmeldungen vorschreiben, wenn der begründete Verdacht
besteht, daß das Arbeitslosengeld bzw. die Notstandshilfe nicht gebührt.
Die näheren Bestimmungen über die Kontrollmeldungen trifft die
Landesgeschäftsstelle. Die Landesgeschäftsstelle kann auch andere Stellen
als Meldestellen bezeichnen.

(2) Ein Arbeitsloser, der trotz Belehrung über die Rechtsfolgen eine
Kontrollmeldung unterläßt, ohne sich mit triftigen Gründen zu
entschuldigen, verliert vom Tage der versäumten Kontrollmeldung an bis
zur Geltendmachung des Fortbezuges den Anspruch auf Arbeitslosengeld
bzw. Notstandshilfe. Liegen zwischen dem Tag der versäumten
Kontrollmeldung und der Geltendmachung mehr als 62 Tage, so erhält er für
den übersteigenden Zeitraum kein Arbeitslosengeld bzw. keine
Notstandshilfe. Der Zeitraum des Anspruchsverlustes verkürzt sich um die
Tage einer arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäftigung, die er in
diesem Zeitraum ausgeübt hat. Ist die Frage strittig, ob ein triftiger Grund für
die Unterlassung der Kontrollmeldung vorliegt, so ist der Regionalbeirat
anzuhören.

Strafbestimmungen Strafbestimmungen
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§ 71. (1) Dienstgeber oder deren Beauftragte, die die Ausstellung der
im § 46 Abs. 4 vorgesehenen Bestätigungen grundlos verweigern, in den
Bestätigungen wissentlich unwahre Angaben machen oder der ihnen nach
§ 69 Abs. 2 obliegenden Auskunftspflicht nicht nachkommen, werden,
sofern die Tat nicht nach einem anderen Gesetz einer strengeren Strafe
unterliegt, von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafen von 500 S
bis 15 000 S oder mit Freiheitsstrafe von sieben Tagen bis zu drei
Monaten bestraft.

(2) Wer vorsätzlich Leistungen der Arbeitslosenversicherung in
Anspruch nimmt oder genießt, ohne dazu berechtigt zu sein, oder zu
solchen Mißbräuchen anstiftet oder Hilfe leistet, wird, sofern die Tat nicht
nach einem anderen Gesetz einer strengeren Strafe unterliegt, von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafen von 500 S bis 15 000 S oder
mit Freiheitsstrafe von sieben Tagen bis zu drei Monaten bestraft.

§ 71. (1) Sofern die Tat weder den Tatbestand einer in die
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, noch
nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe
bedroht ist, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe von 200 Euro bis zu
2 000 Euro, im Wiederholungsfall von 400 Euro bis zu 4 000 Euro zu
bestrafen, wer als Dienstgeber oder dessen Beauftragter die Ausstellung
der im § 46 Abs. 4 vorgesehenen Bestätigungen grundlos verweigert, in
diesen Bestätigungen wissentlich unwahre Angaben macht oder der ihm
nach § 69 Abs. 2 obliegenden Auskunftspflicht nicht nachkommt.

(2) Sofern die Tat weder den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, noch nach anderen
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, begeht
eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde
mit Geldstrafe von 200 Euro bis zu 2 000 Euro, im Wiederholungsfall von
400 Euro bis zu 4 000 Euro zu bestrafen, wer vorsätzlich Leistungen der
Arbeitslosenversicherung in Anspruch nimmt oder genießt, ohne dazu
berechtigt zu sein, oder zu solchen Missbräuchen anstiftet oder Hilfe
leistet.

§ 72. (1) Gegen Bezieher von Leistungen der
Arbeitslosenversicherung, die eine ihnen nach diesem Bundesgesetz
obliegende Anzeige unterlassen oder unwahre Angaben machen, kann die
regionale Geschäftsstelle, unbeschadet der Bestimmungen des § 71 Abs.
2, eine Geldstrafe bis zu 2 000 S verhängen.

(2) Gemäß Abs. 1 verhängte Geldstrafen können auch durch Abzüge
vom Arbeitslosengeld und von der Notstandshilfe eingebracht werden.

Pauschalierter Aufwandsersatz

§ 72. (1) Beziehern von Leistungen der Arbeitslosenversicherung, die
eine ihnen nach diesem Bundesgesetz obliegende Anzeige unterlassen
oder unwahre Angaben machen, kann die regionale Geschäftsstelle des
Arbeitsmarktservice, unbeschadet des § 71, einen pauschalierten
Aufwandsersatz bis zu 200 Euro vorschreiben.

(2) Ein pauschalierter Aufwandsersatz gemäß Abs. 1 kann durch
Abzug von einer nach diesem Bundesgesetz zu erbringenden Geldleistung
eingebracht werden.

§ 73. Die Eingänge aus den gemäß §§ 71 und 72 verhängten
Geldstrafen fließen dem Arbeitsmarktservice zu.

Zufluss der Mittel

§ 73. Die Eingänge aus den gemäß § 71 verhängten Geldstrafen und
den gemäß § 72 vorgeschriebenen pauschalierten Aufwandsersätzen
fließen dem Arbeitsmarktservice zu.
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Inkrafttreten

§ 79. (1) bis (60) unverändert.

Inkrafttreten

§ 79. (1) bis (60) unverändert.

(61) Die §§ 11, 14 Abs. 1  Z 2, 15 Abs. 3  Z 4, 19 Abs. 1 und 2, 20
Abs. 4 und 5, 21, 36 Abs. 1, 3 und 5, 49 Abs. 1, 71, 72 und 73 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2000 treten mit 1. Jänner
2001 in Kraft und sind auf Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem
31. Dezember 2000 ereignen.

Änderung des Karenzgeldgesetzes

Verlängerung der Rahmenfrist

§ 4. (1) und (2) unverändert.

(3) Die Rahmenfrist verlängert sich weiters um Zeiträume, in denen die
Antragstellerin (der Antragsteller) im Inland

1. Krankengeld oder Wochengeld bezogen oder sich in
Anstaltspflege befunden hat;

2. wegen Invalidität, Berufsunfähigkeit oder Minderung der
Erwerbsfähigkeit, die nach ihrem Ausmaß der Arbeitsunfähigkeit
gemäß § 8 AlVG gleichkommt, eine Pension aus der gesetzlichen
Pensionsversicherung bezogen hat;

3. einen nahen Angehörigen (eine nahe Angehörige) mit Anspruch
auf Pflegegeld in Höhe der Stufe 5, 6 oder 7 gemäß § 5 des
Bundespflegegeldgesetzes (BPGG), BGBl. Nr. 110/1993, oder nach
den Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze in häuslicher
Umgebung gepflegt hat und gemäß § 77 Abs. 6 ASVG oder § 28
Abs. 6 BSVG oder § 33 Abs. 9 GSVG in der Pensionsversicherung
weiterversichert war.

(4) bis (7) unverändert.

Verlängerung der Rahmenfrist

§ 4. (1) und (2) unverändert.

(3) Die Rahmenfrist verlängert sich weiters um Zeiträume, in denen die
Antragstellerin (der Antragsteller) im Inland

1. Krankengeld oder Wochengeld bezogen oder sich in
Anstaltspflege befunden hat;

2. wegen Invalidität, Berufsunfähigkeit oder Minderung der
Erwerbsfähigkeit, die nach ihrem Ausmaß der Arbeitsunfähigkeit
gemäß § 8 AlVG gleichkommt, eine Pension aus der gesetzlichen
Pensionsversicherung bezogen hat;

3. einen nahen Angehörigen (eine nahe Angehörige) mit Anspruch
auf Pflegegeld in Höhe der Stufe 4, 5, 6 oder 7 gemäß § 5 des
Bundespflegegeldgesetzes (BPGG), BGBl. Nr. 110/1993, oder nach
den Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze in häuslicher
Umgebung gepflegt hat und gemäß § 77 Abs. 6 ASVG oder § 28
Abs. 6 BSVG oder § 33 Abs. 9 GSVG in der Pensionsversicherung
weiterversichert war.

(4) bis (7) unverändert.

§ 8. (1) Zum Karenzgeld gebühren Zuschläge für die in den Abs. 2 und
3 angeführten Personen, ausgenommen für das neugeborene Kind, sofern
der anspruchsberechtigte Elternteil zum Unterhalt dieser Personen

§ 8. (1) Zum Karenzgeld gebühren Zuschläge für die in den Abs. 2 und
3 angeführten Personen, ausgenommen für das neugeborene Kind, sofern
der anspruchsberechtigte Elternteil zum Unterhalt dieser Personen
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wesentlich beiträgt und diesen Personen nicht zugemutet werden kann, den
Aufwand für ihren Lebensunterhalt aus eigenen Kräften, insbesondere
durch eigene Arbeit, zu bestreiten. Bei Mehrlingsgeburten gebührt für das
zweite und jedes weitere Kind je ein Zuschlag; Abs. 7 und 8 sind bei
Mehrlingsgeburten nicht anzuwenden.

(2) Zuschläge gebühren für Kinder und Enkel, Stiefkinder, Wahlkinder
und Pflegekinder, wenn sie kein Arbeitseinkommen, ausgenommen die
Lehrlingsentschädigung, erzielen, das die Geringfügigkeitsgrenze gemäß § 5
Abs. 2 ASVG für den Kalendermonat übersteigt. (3 977 S)

(3) Zuschläge gebühren überdies für Ehegatten (Lebensgefährten), die
kein Einkommen erzielen, das die Geringfügigkeitsgrenze gemäß § 5 Abs. 2
ASVG für den Kalendermonat übersteigt, wenn Zuschläge für Kinder, Enkel,
Stiefkinder, Wahl- oder Pflegekinder gebühren und diese minderjährig sind
oder für sie eine Familienbeihilfe wegen Behinderung gebührt.

(4) Zuschläge gebühren nur für Angehörige, deren Hauptwohnsitz (§ 1
Abs. 7 des Meldegesetzes 1991, BGBl. Nr. 9/1992, in der Fassung des
Hauptwohnsitzgesetzes, BGBl. Nr. 505/1994) in Österreich liegt, soweit nicht
zwischenstaatliche Abkommen oder internationale Verträge anderes
bestimmen.

(5) Für eine Person ist ein Zuschlag nur einmal zu gewähren. Beziehen
beide Elternteile Karenzgeld und tragen beide zum Unterhalt dieser Person
wesentlich bei, so gebührt der Zuschlag jenem Elternteil, der die
Familienbeihilfe bezieht.

(6) Der Zuschlag beträgt 21,40 S täglich. Dieser Betrag ist mit
Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jahres mit dem Anpassungsfaktor
des Kalenderjahres (§ 108f ASVG) zu vervielfachen. Der vervielfachte
Betrag ist auf volle zehn Groschen zu runden, wobei Beträge unter fünf
Groschen zu vernachlässigen sind. (22,10 S)

(7) Wenn der Ehegatte bzw. Lebensgefährte als unselbständig
Erwerbstätiger ein monatliches Nettoeinkommen von mehr als 14 000 S
oder als selbständig Erwerbstätiger ein Nettoeinkommen von mehr als 168
000 S im Jahr oder, wenn die selbständige Erwerbstätigkeit während des
Jahres begonnen hat, von mehr als 14 000 S im Monat erzielt, ist der Teil
des Nettoeinkommens, der diesen Betrag übersteigt, auf die gebührenden
Zuschläge im Folgemonat anzurechnen. Unter Nettoeinkommen ist das

wesentlich beiträgt und diesen Personen nicht zugemutet werden kann, den
Aufwand für ihren Lebensunterhalt aus eigenen Kräften, insbesondere
durch eigene Arbeit, zu bestreiten. Bei Mehrlingsgeburten gebührt für das
zweite und jedes weitere Kind je ein Zuschlag; Abs. 7 und 8 sind bei
Mehrlingsgeburten nicht anzuwenden.

(2) Zuschläge gebühren für Kinder und Enkel, Stiefkinder, Wahlkinder
und Pflegekinder, wenn sie kein Arbeitseinkommen, ausgenommen die
Lehrlingsentschädigung, erzielen, das die Geringfügigkeitsgrenze gemäß § 5
Abs. 2 ASVG für den Kalendermonat übersteigt. (3 977 S)

(3) Zuschläge gebühren überdies für Ehegatten (Lebensgefährten), die
kein Einkommen erzielen, das die Geringfügigkeitsgrenze gemäß § 5 Abs. 2
ASVG für den Kalendermonat übersteigt, wenn Zuschläge für Kinder, Enkel,
Stiefkinder, Wahl- oder Pflegekinder gebühren und diese minderjährig sind
oder für sie eine Familienbeihilfe wegen Behinderung gebührt.

(4) Zuschläge gebühren nur für Angehörige, deren Hauptwohnsitz (§ 1
Abs. 7 des Meldegesetzes 1991, BGBl. Nr. 9/1992, in der Fassung des
Hauptwohnsitzgesetzes, BGBl. Nr. 505/1994) in Österreich liegt, soweit nicht
zwischenstaatliche Abkommen oder internationale Verträge anderes
bestimmen.

(5) Für eine Person ist ein Zuschlag nur einmal zu gewähren. Beziehen
beide Elternteile Karenzgeld und tragen beide zum Unterhalt dieser Person
wesentlich bei, so gebührt der Zuschlag jenem Elternteil, der die
Familienbeihilfe bezieht.

(6) Der Zuschlag beträgt täglich ein Dreißigstel des
Kinderzuschusses gemäß § 262 Abs. 2 ASVG, kaufmännisch gerundet auf
volle zehn Groschen.
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nach Abzug der Steuern und sozialen Abgaben sowie des zur Erwerbung
dieses Einkommens notwendigen Aufwandes verbleibende Einkommen zu
verstehen.

(8) Schwankt das Einkommen des Ehegatten bzw. Lebensgefährten
(zB Akkordverdienst; regelmäßige, aber ungleiche
Überstundenleistungen), so ist der Anrechnung für die folgenden 52
Wochen jeweils das durchschnittliche Erwerbseinkommen der letzten drei
vollen Monate zugrunde zu legen. Zwi schenzeitliche Erhöhungen oder
Verminderungen des schwankenden Einkommens bewirken keine Ände-
rung der Anrechnung. Fällt das schwankende Einkommen zur Gänze weg,
so sind die Zuschläge neu zu bemessen. Die Zuschläge sind auf Antrag des
Leistungsbeziehers auch dann neu zu bemessen, wenn die Methoden der
Entgeltfindung geändert werden, zB bei Übergang von Akkord- zu
Prämienentlohnung, oder wenn durch Neubewertung der Entgeltfindung
der mittlere Verdienst im Beurteilungszeitraum nach unten absinkt.

Dauer des Anspruches

§ 11. (1) Das Karenzgeld wird, soweit im folgenden nicht anderes
bestimmt ist, im Höchstausmaß von 549 Tagen gewährt.

(2) Die Anspruchsdauer gemäß Abs. 1 verlängert sich bis zu einem
Höchstausmaß von 731 Tagen, wenn

1. der zweite Elternteil mindestens drei Monate lang Karenzgeld in
Anspruch nimmt oder genommen hat, um die Dauer dieses
Bezuges;

2. der zweite Elternteil durch Unterbringung in Anstaltspflege,
schwere Erkrankung oder Tod verhindert ist, das Kind zu betreuen;

3. der zweite Elternteil auf Grund einer schweren körperlichen,
geistigen, psychischen oder Sinnesbehinderung außerstande ist,
das Kind ohne fremde Hilfe zu betreuen.

(3) Vom Höchstausmaß nach den Abs. 1 und 2 sind die Tage vom Tag
der Geburt des Kindes bis zum Tag vor Beginn des Anspruches gemäß § 10
Abs. 1 Z 1 bis  3 oder Abs. 2 Z 1 bis  3 und Abs. 4 abzuziehen. Dadurch ergibt
sich die höchstmögliche Bezugsdauer für einen bestimmten Elternteil und
für beide Elternteile (Karenzgeldkonto).

Dauer des Anspruches

§ 11. (1) Das Karenzgeld wird, soweit im folgenden nicht anderes
bestimmt ist, im Höchstausmaß von 549 Tagen gewährt.

(2) Die Anspruchsdauer gemäß Abs. 1 verlängert sich bis zu einem
Höchstausmaß von 731 Tagen, wenn

1. der zweite Elternteil mindestens drei Monate lang Karenzgeld in
Anspruch nimmt oder genommen hat, um die Dauer dieses
Bezuges;

2. der zweite Elternteil durch Unterbringung in Anstaltspflege,
schwere Erkrankung oder Tod verhindert ist, das Kind zu betreuen;

3. der zweite Elternteil auf Grund einer schweren körperlichen,
geistigen, psychischen oder Sinnesbehinderung außerstande ist,
das Kind ohne fremde Hilfe zu betreuen.

(3) Vom Höchstausmaß nach den Abs. 1 und 2 sind die Tage vom Tag
der Geburt des Kindes bis zum Tag vor Beginn des Anspruches gemäß § 10
Abs. 1 Z 1 bis  3 oder Abs. 2 Z 1 bis  3 und Abs. 4 abzuziehen. Wird ein Kind
im zweiten Lebensjahr an Kindes Statt angenommen oder in Pflege
genommen, sind 365 Tage abzuziehen. Dadurch ergibt sich die
höchstmögliche Bezugsdauer für einen bestimmten Elternteil und für beide
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(4) Von der höchstmöglichen Bezugsdauer gemäß Abs. 3 können bis zu
183 Tage für den Verbrauch nach Vollendung des 18. Lebensmonates des
Kindes aufgespart und unter der Voraussetzung eines Karenzurlaubes oder
eines Anspruches auf Leistungen nach dem AlVG im Zeitraum bis zum
Ablauf des siebenten Lebensjahres des Kindes und darüber hinaus bis drei
Monate nach Schuleintritt des Kindes in Anspruch genommen werden.
Bezieht ein Elternteil zumindest zeitweise Karenzgeld bei
Teilzeitbeschäftigung oder wird ein Kind nach Ablauf des achtzehnten
Lebensmonates, jedoch vor Vollendung des zweiten Lebensjahres an
Kindes Statt angenommen oder in der Absicht, es an Kindes Statt
anzunehmen, in unentgeltliche Pflege genommen, so gilt dies für den
Verbrauch nach Vollendung des zweiten Lebensjahres des Kindes. Wird ein
Kind nach Ablauf des zweiten Lebensjahres, jedoch vor Ablauf des
siebenten Lebensjahres des Kindes an Kindes Statt angenommen oder in
der Absicht, es an Kindes Statt anzunehmen, in unentgeltliche Pflege
genommen, endet der Anspruch auf Karenzgeld sechs Monate nach der
Adoption oder Übernahme in unentgeltliche Pflege.

(5) Das Karenzgeld kann jeweils nur in Blöcken von mindestens drei
Monaten, nach Vollendung des 18. Lebensmonates des Kindes von
mindestens einem Monat, beansprucht werden. Die
Anspruchsberechtigung für die Dauer der Verhinderung des anderen
Elternteils gemäß § 6 und der Verbrauch eines kürzeren Restanspruches
werden dadurch nicht berührt.

(6) Für jeden Tag des vollen Karenzgeldbezuges durch einen Elternteil
ist vom Karenzgeldkonto (Abs. 3) ein voller Tag, für jeden Tag des
Karenzgeldbezuges bei Teilzeitbeschäftigung durch einen Elternteil ein
halber Tag abzubuchen. Bei gleichzeitiger Inanspruchnahme des
Karenzgeldes ist jeweils für jeden Elternteil der entsprechende Anteil an
Tagen abzubuchen. Für jeden Tag des Ruhens des Karenzgeldes gemäß § 9
ist bei vollem Karenzgeldbezug ein voller und bei Karenzgeldbezug bei
Teilzeitbeschäftigung ein halber Tag abzubuchen; dies gilt jedoch nicht,
wenn ein Elternteil wegen der Verhinderung des anderen Elternteils
Karenzgeld bezieht.

(7) Bei einem neuen Anspruch auf Karenzgeld für ein weiteres Kind
erhöht sich die höchstmögliche Bezugsdauer für einen Elternteil gemäß

Elternteile (Karenzgeldkonto).

(4) Von der höchstmöglichen Bezugsdauer gemäß Abs. 3 können bis zu
183 Tage für den Verbrauch nach Vollendung des 18. Lebensmonates des
Kindes aufgespart und unter der Voraussetzung eines Karenzurlaubes oder
eines Anspruches auf Leistungen nach dem AlVG im Zeitraum bis zum
Ablauf des siebenten Lebensjahres des Kindes und darüber hinaus bis drei
Monate nach Schuleintritt des Kindes in Anspruch genommen werden.
Bezieht ein Elternteil zumindest zeitweise Karenzgeld bei
Teilzeitbeschäftigung oder wird ein Kind nach Ablauf des achtzehnten
Lebensmonates, jedoch vor Vollendung des zweiten Lebensjahres an
Kindes Statt angenommen oder in der Absicht, es an Kindes Statt
anzunehmen, in unentgeltliche Pflege genommen, so gilt dies für den
Verbrauch nach Vollendung des zweiten Lebensjahres des Kindes. Wird ein
Kind nach Ablauf des zweiten Lebensjahres, jedoch vor Ablauf des
siebenten Lebensjahres des Kindes an Kindes Statt angenommen oder in
der Absicht, es an Kindes Statt anzunehmen, in unentgeltliche Pflege
genommen, endet der Anspruch auf Karenzgeld sechs Monate nach der
Adoption oder Übernahme in unentgeltliche Pflege.

(5) Das Karenzgeld kann jeweils nur in Blöcken von mindestens drei
Monaten, nach Vollendung des 18. Lebensmonates des Kindes von
mindestens einem Monat, beansprucht werden. Die
Anspruchsberechtigung für die Dauer der Verhinderung des anderen
Elternteils gemäß § 6 und der Verbrauch eines kürzeren Restanspruches
werden dadurch nicht berührt.

(6) Für jeden Tag des vollen Karenzgeldbezuges durch einen Elternteil
ist vom Karenzgeldkonto (Abs. 3) ein voller Tag, für jeden Tag des
Karenzgeldbezuges bei Teilzeitbeschäftigung durch einen Elternteil ein
halber Tag abzubuchen. Bei gleichzeitiger Inanspruchnahme des
Karenzgeldes ist jeweils für jeden Elternteil der entsprechende Anteil an
Tagen abzubuchen. Für jeden Tag des Ruhens des Karenzgeldes gemäß § 9
ist bei vollem Karenzgeldbezug ein voller und bei Karenzgeldbezug bei
Teilzeitbeschäftigung ein halber Tag abzubuchen; dies gilt jedoch nicht,
wenn ein Elternteil wegen der Verhinderung des anderen Elternteils
Karenzgeld bezieht.

(7) Bei einem neuen Anspruch auf Karenzgeld für ein weiteres Kind
erhöht sich die höchstmögliche Bezugsdauer für einen Elternteil gemäß
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Abs. 3 um Restansprüche auf Karenzgeld für ältere Kinder im Ausmaß von
jeweils höchstens 183 Tagen.

Abs. 3 um Restansprüche auf Karenzgeld für ältere Kinder im Ausmaß von
jeweils höchstens 183 Tagen.

Inkrafttreten

§ 57. (1) bis (12) unverändert.

Inkrafttreten

§ 57. (1) bis (12) unverändert.

(13) § 11 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. xxx/2000 tritt mit 1. Jänner 2001 in Kraft und gilt für Ansprüche auf
Grund von Geburten nach dem 31. Dezember 1999.“

(14) Die §§ 4 Abs. 3 Z 3 und 8 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. xxx/2000 treten mit 1. Jänner 2001 in Kraft und sind auf
Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem 31. Dezember 2000 ereignen.

Änderung des Sonderunterstützungsgesetzes

Artikel V

Wirksamkeitsbeginn

(1) bi (6) unverändert.

(7) § 1 und Artikel IV in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 297/1995 treten mit 1. April 1995 in Kraft und gelten nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen für Neuansprüche ab 1. April 1995. § 1 und Artikel
IV in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 gelten weiterhin
für Dienstnehmer, die ihren Anspruch auf Sonderunterstützung nach dem
31. März 1995 geltend machen, wenn

1. ihr Dienstverhältnis aufgrund eines vor dem 1. Jänner 1995
abgeschlossenen Sozialplanes nach dem 31. März 1995 endet oder

2. ihr Dienstverhältnis vor dem 1. April 1995 gekündigt und aufgrund
von Kündigungsfristen oder auch Kündigungsterminen, die auf
Gesetz, Normen der kollektiven Rechtsgestaltung oder
Vereinbarungen im Arbeitsvertrag beruhen, erst am 31. März 1995
oder später beendet wurde oder

3. ihr Dienstverhältnis vor dem 1. April 1995 im Rahmen eines
Sozialplanes einvernehmlich aufgelöst und aufgrund der
Berücksichtigung von Kündigungsfristen oder auch

Artikel V

Wirksamkeitsbeginn

(1) bi (6) unverändert.

(7) § 1 und Artikel IV in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 297/1995 treten mit 1. April 1995 in Kraft und gelten nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen für Neuansprüche ab 1. April 1995. § 1 und Artikel
IV in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 gelten weiterhin
für Dienstnehmer, die ihren Anspruch auf Sonderunterstützung nach dem
31. März 1995, jedoch spätestens am 31. Dezember 2000 geltend machen,
wenn

1. ihr Dienstverhältnis aufgrund eines vor dem 1. Jänner 1995
abgeschlossenen Sozialplanes nach dem 31. März 1995 endet oder

2. ihr Dienstverhältnis vor dem 1. April 1995 gekündigt und aufgrund
von Kündigungsfristen oder auch Kündigungsterminen, die auf
Gesetz, Normen der kollektiven Rechtsgestaltung oder
Vereinbarungen im Arbeitsvertrag beruhen, erst am 31. März 1995
oder später beendet wurde oder

3. ihr Dienstverhältnis vor dem 1. April 1995 im Rahmen eines
Sozialplanes einvernehmlich aufgelöst und aufgrund der
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Kündigungsterminen, die auf Gesetz, Normen der kollektiven
Rechtsgestaltung oder Vereinbarungen im Arbeitsvertrag beruhen,
welche im Falle einer Kündigung einzuhalten gewesen wären, erst
am 31. März 1995 oder später beendet wurde, oder

4. ihr Dienstverhältnis aufgrund eines vor dem 1. April 1995
geschlossenen gerichtlichen Vergleiches erst später beendet wurde.

(8) bis (15) unverändert.

Berücksichtigung von Kündigungsfristen oder auch
Kündigungsterminen, die auf Gesetz, Normen der kollektiven
Rechtsgestaltung oder Vereinbarungen im Arbeitsvertrag beruhen,
welche im Falle einer Kündigung einzuhalten gewesen wären, erst
am 31. März 1995 oder später beendet wurde, oder

4. ihr Dienstverhältnis aufgrund eines vor dem 1. April 1995
geschlossenen gerichtlichen Vergleiches erst später beendet wurde.

(8) bis (15) unverändert.

(16) Art. V Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. xxx/2000 tritt mit 1. Jänner 2001 in Kraft. 104/M

E
 X

X
I. G

P - E
ntw

urf (gescanntes O
riginal)

62 von 68

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



\\parla8\begver\Zusammenkopierte ME und SN\104ME Arbeitsmarktpol.fin.ges..doc

49

Änderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes

Ausmaß des Insolvenz-Ausfallgeldes

§ 3. (1) Das Insolvenz-Ausfallgeld gebührt, vorbehaltlich § 3d, in
inländischer Währung in der Höhe des gesicherten Anspruches, vermindert
um die Dienstnehmerbeitragsanteile zur gesetzlichen Sozialversicherung,
unbeschadet §  13a Abs. 1, und vermindert um jene gesetzlichen Abzüge, die
von anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften im Insolvenzverfahren
geltend zu machen sind. Ist dieser Anspruch nicht auf eine Geldleistung
gerichtet oder ist sein Geldbetrag unbestimmt oder nicht in inländischer
Währung festgesetzt, so ist der Schätzwert zum Zeitpunkt der Eröffnung des
Konkurses oder eines anderen Insolvenzverfahrens (§ 1 Abs. 1 Z 1 und
2) bzw. zum Zeitpunkt eines Beschlusses nach § 1 Abs. 1 Z 3 bis  6
(Stichtag) maßgebend. Betagte Forderungen gelten als fällig. Betagte
unverzinsliche Forderungen können nur in dem Betrag geltend gemacht
werden, der mit Hinzurechnung der gesetzlichen Zinsen von dem im zweiten
Satz genannten Zeitpunkt bis zur Fälligkeit dem vollen Betrag der Forderung
gleichkommt.

(2) Insolvenz-Ausfallgeld für Zinsen für die gemäß § 1 Abs. 2  Z 1
bis 3 gesicherten Ansprüche gebührt ab der Fälligkeit dieser Ansprüche
bis zu ihrer Anweisung, längstens jedoch bis zum Ablauf von sechs
Monaten ab dem nach § 6 Abs. 1 in Frage kommenden Zeitpunkt.

(3) Der Berechnung des Insolvenz-Ausfallgeldes für gesicherte
Ansprüche sind unbeschadet des zweiten Satzes nur die gesetzlichen oder
kollektivvertraglichen Kündigungsfristen unter Bedachtnahme auf die
Kündigungstermine und die gesetzlichen Kündigungsbeschränkungen
zugrunde zu legen. Eine einzelvertragliche Anrechnung von Vordienstzeiten
ist unter Bedachtnahme auf § 1 Abs. 3 Z 2 der Berechnung des Insolvenz-
Ausfallgeldes nur insoweit zugrunde zu legen, als es sich um die
Anrechnung von tatsächlich geleisteten Beschäftigungszeiten handelt oder
solche Zeiten nicht bereits bei früheren Beendigungsansprüchen
berücksichtigt wurden. Der erste und zweite Satz finden auch auf befristete
Arbeitsverhältnisse Anwendung; der erste Satz jedoch nur dann, wenn das
Arbeitsverhältnis nicht vorher durch Fristablauf endet.

Ausmaß des Insolvenz-Ausfallgeldes

§ 3. (1) Das Insolvenz-Ausfallgeld gebührt, vorbehaltlich § 3d, in
inländischer Währung in der Höhe des gesicherten Anspruches, vermindert
um die Dienstnehmerbeitragsanteile zur gesetzlichen Sozialversicherung,
unbeschadet §  13a Abs. 1, und vermindert um jene gesetzlichen Abzüge, die
von anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften im Insolvenzverfahren
geltend zu machen sind. Ist dieser Anspruch nicht auf eine Geldleistung
gerichtet oder ist sein Geldbetrag unbestimmt oder nicht in inländischer
Währung festgesetzt, so ist der Schätzwert zum Zeitpunkt der Eröffnung des
Konkurses oder eines anderen Insolvenzverfahrens (§ 1 Abs. 1 Z 1 und
2) bzw. zum Zeitpunkt eines Beschlusses nach § 1 Abs. 1 Z 3 bis  6
(Stichtag) maßgebend. Betagte Forderungen gelten als fällig. Betagte
unverzinsliche Forderungen können nur in dem Betrag geltend gemacht
werden, der mit Hinzurechnung der gesetzlichen Zinsen von dem im zweiten
Satz genannten Zeitpunkt bis zur Fälligkeit dem vollen Betrag der Forderung
gleichkommt.

(2) Insolvenz-Ausfallgeld für Zinsen gebührt für die gemäß § 1 Abs. 2
Z 1 bis 3 gesicherten Ansprüche ab der Fälligkeit dieser Ansprüche bis
zum Stichtag (§ 1 Abs. 1).

(3) Der Berechnung des Insolvenz-Ausfallgeldes für gesicherte
Ansprüche sind unbeschadet des zweiten Satzes nur die gesetzlichen oder
kollektivvertraglichen Kündigungsfristen unter Bedachtnahme auf die
Kündigungstermine und die gesetzlichen Kündigungsbeschränkungen
zugrunde zu legen. Eine einzelvertragliche Anrechnung von Vordienstzeiten
ist unter Bedachtnahme auf § 1 Abs. 3 Z 2 der Berechnung des Insolvenz-
Ausfallgeldes nur insoweit zugrunde zu legen, als es sich um die
Anrechnung von tatsächlich geleisteten Beschäftigungszeiten handelt oder
solche Zeiten nicht bereits bei früheren Beendigungsansprüchen
berücksichtigt wurden. Der erste und zweite Satz finden auch auf befristete
Arbeitsverhältnisse Anwendung; der erste Satz jedoch nur dann, wenn das
Arbeitsverhältnis nicht vorher durch Fristablauf endet.
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für laufendes Entgelt
vor der Insolvenz

§ 3a. (1) Insolvenz-Ausfallgeld gebührt für das dem Arbeitnehmer für
die regelmäßige Arbeitsleistung in der Normalarbeitszeit gebührende
Entgelt einschließlich der gebührenden Sonderzahlungen, das vor mehr
als sechs Monaten vor dem Stichtag (§ 3 Abs. 1) bzw., wenn das
Arbeitsverhältnis vor dem Stichtag geendet hat, vor mehr als sechs
Monaten vor dessen arbeitsrechtlichem Ende fällig geworden ist, nur dann,
wenn dieses bis zum Stichtag im Verfahren in Arbeitsrechtssachen nach
dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz zulässigerweise geltend gemacht
wurde und das diesbezügliche Verfahren gehörig fortgesetzt wird. Der
gerichtlichen Geltendmachung steht die Einleitung eines in Normen der
kollektiven Rechtsgestaltung vorgesehenen Schlichtungsverfahrens und
eines Verfahrens vor der Gleichbehandlungskommission gleich. Die
vorstehenden Sätze finden keine Anwendung, soweit eine Differenz
zwischen unterkollektivvertraglicher und kollektivvertraglicher
Entlohnung beantragt wird.

bei Konkurseröffnung

(2) Insolvenz-Ausfallgeld gebührt im Fall der Eröffnung des Konkurses
oder Anschlußkonkurses für Ansprüche auf laufendes Entgelt
einschließlich der gebührenden Sonderzahlungen

1. bis zur Berichtstagsatzung (§ 91a KO);
2. bis zum rechtlichen Ende des Arbeitsverhältnisses, wenn dieses vor

der Berichtstagsatzung gelöst wird;
3. bis zum Ende des Zeitraumes nach Abs. 5, wenn keine

Berichtstagsatzung stattfindet;
4. bis zum rechtlichen Ende des Arbeitsverhältnisses, wenn es

innerhalb eines Monates nach der Berichtstagsatzung, auf der kein
Beschluß über die unbefristete Fortführung des Unternehmens
gefaßt wurde, nach § 25 KO gelöst wird;

5. bis zum rechtlichen Ende des Arbeitsverhältnisses als
Ausfallshaftung (Abs. 4), wenn nach der Berichtstagsatzung oder
nach Ablauf des Zeitraumes nach Abs. 5 bis zur Aufhebung des
Konkurses oder innerhalb des Erfüllungszeitraums eines von den
Gläubigern angenommenen Zwangsausgleichs oder Ausgleichs der
Arbeitnehmer infolge der ersten nicht vollständigen Zahlung des

für laufendes Entgelt und Anspruch aus nicht verbrauchtem Zeitausgleich
vor der Insolvenz

§ 3a. (1) Insolvenz-Ausfallgeld gebührt für das dem Arbeitnehmer
gebührende Entgelt einschließlich der gebührenden Sonderzahlungen, das
in den letzten sechs Monaten vor dem Stichtag (§ 3 Abs.1) bzw. wenn das
Arbeitsverhältnis vor dem Stichtag geendet hat, in den letzten sechs
Monaten vor dessen arbeitsrechtlichem Ende fällig geworden ist.
Insolvenz-Ausfallgeld für Ansprüche aus nicht verbrauchtem
Zeitausgleich gebührt nur dann, wenn die zu verrechnenden Gutstunden in
den im ersten Satz genannten Zeiträumen geleistet wurden.

bei Konkurseröffnung

(2) Insolvenz-Ausfallgeld gebührt im Fall der Eröffnung des Konkurses
oder Anschlußkonkurses für Ansprüche auf laufendes Entgelt
einschließlich der gebührenden Sonderzahlungen

1. bis zur Berichtstagsatzung (§ 91a KO);
2. bis zum rechtlichen Ende des Arbeitsverhältnisses, wenn dieses vor

der Berichtstagsatzung gelöst wird;
3. bis zum Ende des Zeitraumes nach Abs. 5, wenn keine

Berichtstagsatzung stattfindet;
4. bis zum rechtlichen Ende des Arbeitsverhältnisses, wenn es

innerhalb eines Monates nach der Berichtstagsatzung, auf der kein
Beschluß über die unbefristete Fortführung des Unternehmens
gefaßt wurde, nach § 25 KO gelöst wird;

5. bis zum rechtlichen Ende des Arbeitsverhältnisses als
Ausfallshaftung (Abs. 4), wenn nach der Berichtstagsatzung oder
nach Ablauf des Zeitraumes nach Abs. 5 bis zur Aufhebung des
Konkurses oder innerhalb des Erfüllungszeitraums eines von den
Gläubigern angenommenen Zwangsausgleichs oder Ausgleichs der
Arbeitnehmer infolge der ersten nicht vollständigen Zahlung des
ihm zukommenden Entgelts wegen der ungebührlichen
Schmälerung oder Vorenthaltung des gebührenden Entgelts seinen
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ihm zukommenden Entgelts wegen der ungebührlichen
Schmälerung oder Vorenthaltung des gebührenden Entgelts seinen
berechtigten vorzeitigen Austritt erklärt oder das Arbeitsverhältnis
aus anderen Gründen gelöst wird. Abs. 4 findet jedoch keine
Anwendung für jenes laufende Entgelt, wegen dessen
ungebührlicher Schmälerung oder Vorenthaltung der Austritt erklärt
wurde.

bei Ausgleichseröffnung und Anordnung der Geschäftsaufsicht

(3) Insolvenz-Ausfallgeld gebührt im Fall der Eröffnung des
Ausgleichsverfahrens für Ansprüche auf laufendes Entgelt einschließlich
der gebührenden Sonderzahlungen, die bis zum Ende des Monats, in dem
die Ausgleichseröffnung erfolgt, entstehen. Ab diesem Zeitpunkt besteht
Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld für laufendes Entgelt einschließlich der
anteiligen Sonderzahlungen gemäß § 3 Abs. 1 nur dann, wenn der
Arbeitnehmer infolge der ersten nicht vollständigen Zahlung des ihm
zukommenden Entgelts wegen ungebührlicher Schmälerung oder
Vorenthaltung des gebührenden Entgelts seinen berechtigten vorzeitigen
Austritt erklärt. Insolvenz-Ausfallgeld gebührt längstens bis zum Ablauf der
Frist nach Abs. 5. Wird das Ausgleichverfahren nach § 69 Abs. 1 AO
eingestellt, so ist das Ende des hierauf folgenden dritten Monats
maßgebend. Die vorstehenden Sätze gelten bei Anordnung der
Geschäftsaufsicht entsprechend.

als Ausfallshaftung bei Konkurs- und Ausgleichseröffnung

(4) Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld in den Fällen des Abs. 2 Z 5
und des Abs. 3 gebührt nur dann und insoweit, als der Masseverwalter oder
Ausgleichsverwalter schriftlich erklärt, daß die Masse bzw. der Arbeitgeber
zur Zahlung nicht oder nicht vollständig in der Lage ist.

in den übrigen Fällen

(5) Insolvenz-Ausfallgeld gebührt im Fall eines Beschlusses nach § 1
Abs. 1 Z 3 bis 6, soweit nicht anderes bestimmt ist, für laufendes Entgelt
einschließlich der gebührenden Sonderzahlungen, die bis zum Ende des
dritten Monats entstanden sind, der auf den Stichtag (§ 3 Abs. 1) folgt.

für weitere Ansprüche

§ 3b. Insolvenz-Ausfallgeld gebührt - mit Ausnahme der Ansprüche
auf laufendes Entgelt einschließlich der gebührenden Sonderzahlungen - für

berechtigten vorzeitigen Austritt erklärt oder das Arbeitsverhältnis
aus anderen Gründen gelöst wird. Abs. 4 findet jedoch keine
Anwendung für jenes laufende Entgelt, wegen dessen
ungebührlicher Schmälerung oder Vorenthaltung der Austritt erklärt
wurde.

bei Ausgleichseröffnung und Anordnung der Geschäftsaufsicht

(3) Insolvenz-Ausfallgeld gebührt im Fall der Eröffnung des
Ausgleichsverfahrens für Ansprüche auf laufendes Entgelt einschließlich
der gebührenden Sonderzahlungen, die bis zum Ende des Monats, in dem
die Ausgleichseröffnung erfolgt, entstehen. Ab diesem Zeitpunkt besteht
Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld für laufendes Entgelt einschließlich der
anteiligen Sonderzahlungen gemäß § 3 Abs. 1 nur dann, wenn der
Arbeitnehmer infolge der ersten nicht vollständigen Zahlung des ihm
zukommenden Entgelts wegen ungebührlicher Schmälerung oder
Vorenthaltung des gebührenden Entgelts seinen berechtigten vorzeitigen
Austritt erklärt. Insolvenz-Ausfallgeld gebührt längstens bis zum Ablauf der
Frist nach Abs. 5. Wird das Ausgleichverfahren nach § 69 Abs. 1 AO
eingestellt, so ist das Ende des hierauf folgenden dritten Monats
maßgebend. Die vorstehenden Sätze gelten bei Anordnung der
Geschäftsaufsicht entsprechend.

als Ausfallshaftung bei Konkurs- und Ausgleichseröffnung

(4) Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld in den Fällen des Abs. 2 Z 5
und des Abs. 3 gebührt nur dann und insoweit, als der Masseverwalter oder
Ausgleichsverwalter schriftlich erklärt, daß die Masse bzw. der Arbeitgeber
zur Zahlung nicht oder nicht vollständig in der Lage ist.

in den übrigen Fällen

(5) Insolvenz-Ausfallgeld gebührt im Fall eines Beschlusses nach § 1
Abs. 1 Z 3 bis 6, soweit nicht anderes bestimmt ist, für laufendes Entgelt
einschließlich der gebührenden Sonderzahlungen, die bis zum Ende des
dritten Monats entstanden sind, der auf den Stichtag (§ 3 Abs. 1) folgt.

für weitere Ansprüche

§ 3b. Insolvenz-Ausfallgeld gebührt - mit Ausnahme der Ansprüche
auf laufendes Entgelt einschließlich der gebührenden Sonderzahlungen - für
folgende gesicherte Ansprüche:

1. für Ansprüche, sofern diese spätestens bis zum Ablauf der
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folgende gesicherte Ansprüche:
1. für Ansprüche, sofern diese spätestens bis zum Ablauf der

jeweiligen Frist nach § 3a Abs. 2 Z 1 bis 4, Abs. 3 oder 5 entstanden
sind;

2. für Ansprüche, sofern spätestens bis zum Ablauf der jeweiligen
Frist nach § 3a Abs. 2 Z 1 bis  4, Abs. 3 oder 5
a) die Kündigung des Arbeitsverhältnisses ausgesprochen,
b) die einvernehmliche Lösung des Arbeitsverhältnisses vereinbart,
c) die vorzeitige Auflösung des Arbeitsverhältnisses

ausgesprochen oder
d) bei einem, einen besonderen Kündigungs- und

Entlassungsschutz genießenden Arbeitnehmer die Klage auf
Zustimmung zur Kündigung oder vorzeitigen Auflösung beim
zuständigen Gericht erhoben bzw. die Zustimmung zur
Kündigung oder vorzeitigen Auflösung des
Arbeitsverhältnisses bei der zuständigen Behörde beantragt
wurde;

3. für Ansprüche aus der Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei
Fortführung des Unternehmens nach der Berichtstagsatzung bis zur
Aufhebung des Konkurses oder innerhalb des Erfüllungszeitraums
eines von den Gläubigern angenommenen Zwangsausgleichs oder
Ausgleichs, wenn der Arbeitnehmer wegen der ungebührlicher
Schmälerung oder Vorenthaltung des ihm zukommenden Entgelts
seinen berechtigten vorzeitigen Austritt erklärt, sofern die
Voraussetzungen für die Ausfallshaftung nach § 3a Abs. 4
vorliegen;

4. für Ansprüche aus der Beendigung des Arbeitsverhältnisses, die
bis zur Aufhebung des Konkurses oder innerhalb des
Erfüllungszeitraums eines von den Gläubigern angenommenen
Zwangsausgleichs oder Ausgleichs entstehen, sofern das
Arbeitsverhältnis aus anderen Gründen als gemäß Z 3 gelöst wird
und die Voraussetzungen für die Ausfallshaftung nach § 3a Abs. 4
vorliegen;

5. für Kosten gemäß § 1 Abs. 2 Z 4.

bei besonderem Kündigungs- und Entlassungsschutz

§ 3c. Arbeitnehmern mit besonderem Kündigungs- und
Entlassungsschutz nach dem Mutterschutzgesetz, BGBl.Nr. 221/1979, dem

jeweiligen Frist nach § 3a Abs. 2 Z 1 bis 4, Abs. 3 oder 5 entstanden
sind;

2. für Ansprüche, sofern spätestens bis zum Ablauf der jeweiligen
Frist nach § 3a Abs. 2 Z 1 bis  4, Abs. 3 oder 5
a) die Kündigung des Arbeitsverhältnisses ausgesprochen,
b) die einvernehmliche Lösung des Arbeitsverhältnisses vereinbart,
c) die vorzeitige Auflösung des Arbeitsverhältnisses

ausgesprochen oder
d) bei einem, einen besonderen Kündigungs- und

Entlassungsschutz genießenden Arbeitnehmer die Klage auf
Zustimmung zur Kündigung oder vorzeitigen Auflösung beim
zuständigen Gericht erhoben bzw. die Zustimmung zur
Kündigung oder vorzeitigen Auflösung des
Arbeitsverhältnisses bei der zuständigen Behörde beantragt
wurde;

3. für Ansprüche aus der Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei
Fortführung des Unternehmens nach der Berichtstagsatzung bis zur
Aufhebung des Konkurses oder innerhalb des Erfüllungszeitraums
eines von den Gläubigern angenommenen Zwangsausgleichs oder
Ausgleichs, wenn der Arbeitnehmer wegen der ungebührlicher
Schmälerung oder Vorenthaltung des ihm zukommenden Entgelts
seinen berechtigten vorzeitigen Austritt erklärt, sofern die
Voraussetzungen für die Ausfallshaftung nach § 3a Abs. 4
vorliegen;

4. für Ansprüche aus der Beendigung des Arbeitsverhältnisses, die
bis zur Aufhebung des Konkurses oder innerhalb des
Erfüllungszeitraums eines von den Gläubigern angenommenen
Zwangsausgleichs oder Ausgleichs entstehen, sofern das
Arbeitsverhältnis aus anderen Gründen als gemäß Z 3 gelöst wird
und die Voraussetzungen für die Ausfallshaftung nach § 3a Abs. 4
vorliegen;

5. für Kosten gemäß § 1 Abs. 2 Z 4.

bei besonderem Kündigungs- und Entlassungsschutz

§ 3c. Arbeitnehmern mit besonderem Kündigungs- und
Entlassungsschutz nach dem Mutterschutzgesetz, BGBl.Nr. 221/1979, dem
Eltern-Karenzurlaubsgesetz, BGBl.Nr. 651/1989, oder dem
Arbeitsplatzsicherungsgesetz, BGBl.Nr. 683/1991, oder gleichartigen
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Eltern-Karenzurlaubsgesetz, BGBl.Nr. 651/1989, oder dem
Arbeitsplatzsicherungsgesetz, BGBl.Nr. 683/1991, oder gleichartigen
österreichischen Rechtsvorschriften, gebührt Insolvenz-Ausfallgeld für
gesicherte Ansprüche (§ 1 Abs. 2), wenn

1. der Arbeitnehmer den berechtigten vorzeitigen Austritt nach § 23a
Abs. 3 und 4 AngG oder nach § 22a Abs. 3 und 4 des
Gutsangestelltengesetzes oder gleichartigen österreichischen
Rechtsvorschriften erklärt hat oder

2. das Arbeitsverhältnis bis unmittelbar nach Ablauf des jeweiligen
besonderen Kündigungsschutzes gelöst wurde oder

3. infolge Betriebsstillegung der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt des
Wiederantritts nach Beendigung des Karenzurlaubs oder Präsenz-
oder Ausbildungs- oder Zivildienstes nicht beschäftigt wird,

auch nach dem Stichtag (§ 3 Abs. 1). Insolvenz-Ausfallgeld gebührt im Fall
des aufrechten Konkurses oder Ausgleichsverfahrens nur unter den
Voraussetzungen für die Ausfallshaftung nach § 3a Abs. 4.

für Betriebspensionen

§ 3d. (1) Besteht zum Stichtag
1. bereits ein Anspruch auf Zahlung einer Pension aus einer

Leistungszusage gemäß § 2 Z 2 BPG i Vm Art. V Abs. 3 des
Bundesgesetzes BGBl.Nr. 282/1990, so gebührt als Insolvenz-
Ausfallgeld für die nach dem Stichtag gebührenden Leistungen
ausschließlich eine Zahlung in der Höhe von 24 Monatsbeträgen;

2. noch kein Anspruch auf Leistungen aus einer Leistungszusage
gemäß § 2 Z 2 BPG iVm Art. V Abs. 3 des Bundesgesetzes BGBl.Nr.
282/1990, so gebührt für den Unverfallbarkeitsbetrag gemäß § 7
Abs. 1 bis 2b BPG als Insolvenz-Ausfallgeld eine Zahlung in der
Höhe von 24 Monatsbeiträgen, wobei sich die Höhe des
Monatsbetrages aus dem Unverfallbarkeitsbetrag entsprechend
den Berechnungsvorschriften des § 7 Abs. 3 Z 1 bis 3 BPG ergibt;
unbeachtlich ist, ob eine Verfügung gemäß § 7 Abs. 3 Z 1 bis 3 BPG
erfolgt oder die unverfallbare Anwartschaft gemäß § 7 Abs. 6 BPG
abgefunden wird;

3. ein Anspruch auf Leistung eines Abfindungsbetrages nach § 5
Abs. 2 des Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetzes, BGBl.Nr.
459/1993, so gebührt für den Abfindungsbetrag eine Zahlung von

österreichischen Rechtsvorschriften, gebührt Insolvenz-Ausfallgeld für
gesicherte Ansprüche (§ 1 Abs. 2), wenn

1. der Arbeitnehmer den berechtigten vorzeitigen Austritt nach § 23a
Abs. 3 und 4 AngG oder nach § 22a Abs. 3 und 4 des
Gutsangestelltengesetzes oder gleichartigen österreichischen
Rechtsvorschriften erklärt hat oder

2. das Arbeitsverhältnis bis unmittelbar nach Ablauf des jeweiligen
besonderen Kündigungsschutzes gelöst wurde oder

3. infolge Betriebsstillegung der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt des
Wiederantritts nach Beendigung des Karenzurlaubs oder Präsenz-
oder Ausbildungs- oder Zivildienstes nicht beschäftigt wird,

auch nach dem Stichtag (§ 3 Abs. 1). Insolvenz-Ausfallgeld gebührt im Fall
des aufrechten Konkurses oder Ausgleichsverfahrens nur unter den
Voraussetzungen für die Ausfallshaftung nach § 3a Abs. 4.

für Betriebspensionen

§ 3d. (1) Besteht zum Stichtag
1. bereits ein Anspruch auf Zahlung einer Pension aus einer

Leistungszusage gemäß § 2 Z 2 BPG i Vm Art. V Abs. 3 des
Bundesgesetzes BGBl.Nr. 282/1990, so gebührt als Insolvenz-
Ausfallgeld für die nach dem Stichtag gebührenden Leistungen
ausschließlich eine Zahlung in der Höhe von 24 Monatsbeträgen;

2. noch kein Anspruch auf Leistungen aus einer Leistungszusage
gemäß § 2 Z 2 BPG iVm Art. V Abs. 3 des Bundesgesetzes BGBl.Nr.
282/1990, so gebührt für den Unverfallbarkeitsbetrag gemäß § 7
Abs. 1 bis 2b BPG als Insolvenz-Ausfallgeld eine Zahlung in der
Höhe von 24 Monatsbeiträgen, wobei sich die Höhe des
Monatsbetrages aus dem Unverfallbarkeitsbetrag entsprechend
den Berechnungsvorschriften des § 7 Abs. 3 Z 1 bis 3 BPG ergibt;
unbeachtlich ist, ob eine Verfügung gemäß § 7 Abs. 3 Z 1 bis 3 BPG
erfolgt oder die unverfallbare Anwartschaft gemäß § 7 Abs. 6 BPG
abgefunden wird;

3. ein Anspruch auf Leistung eines Abfindungsbetrages nach § 5
Abs. 2 des Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetzes, BGBl.Nr.
459/1993, so gebührt für den Abfindungsbetrag eine Zahlung von
24 Monatsbeträgen, wobei sich die Höhe des Monatsbetrages aus
dem Abfindungsbetrag unter sinngemäßer Anwendung der
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24 Monatsbeträgen, wobei sich die Höhe des Monatsbetrages aus
dem Abfindungsbetrag unter sinngemäßer Anwendung der
Berechnungsvorschriften des § 7 Abs. 3 Z 4 BPG ergibt; dasselbe
gilt, wenn in einem Insolvenzverfahren der Anspruch auf
Abfindung wegen eines Betriebsüberganges entsteht.

(2) Besteht am Stichtag Anspruch auf Zahlung einer Pension aus einer
Leistungszusage, die nicht dem Betriebspensionsgesetz unterliegt, gebührt
als Insolvenz-Ausfallgeld für nach dem Stichtag gebührende Leistungen
ausschließlich eine einmalige Zahlung von zwölf Monatsbeträgen.

Berechnungsvorschriften des § 7 Abs. 3 Z 4 BPG ergibt; dasselbe
gilt, wenn in einem Insolvenzverfahren der Anspruch auf
Abfindung wegen eines Betriebsüberganges entsteht.

(2) Besteht am Stichtag Anspruch auf Zahlung einer Pension aus einer
Leistungszusage, die nicht dem Betriebspensionsgesetz unterliegt, gebührt
als Insolvenz-Ausfallgeld für nach dem Stichtag gebührende Leistungen
ausschließlich eine einmalige Zahlung von zwölf Monatsbeträgen.

Novellen; Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

§ 17a. (1) bis (22) unverändert.

Novellen; Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

§ 17a. (1) bis (22) unverändert.

(23) § 3 Abs. 2, die Überschrift zu § 3a und § 3a Abs. 1 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2000 treten mit 1. Jänner 2001 in
Kraft und sind auf Insolvenzverfahren anzuwenden, wenn der Beschluss
über die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach § 1 Abs. 1 oder der
sonst nach § 1 maßgebende Beschluss nach dem 31. Dezember 2000
gefasst wird.
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